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Das  völkerrechtliche  Delikt. 

§  i. 

Einleitung. 

Recht  und  Kultur  sind  untrennbar  miteinander  ver- 
bunden, stehen  im  engsten,  unauflöslichen  Zusammen- 
hang. Im  Urmenschen,  der  frei  von  jeder  Spur  von 
Zivilisation  dahin  vegetiert,  schlummert  auch  noch  unge- 
weckt das  Rechtsbewusstsein.  Erst  mit  den  sich  meh- 
renden Bedürfnissen,  die  den  einen  auf  den  andern  an- 
weisen, hat  auch  das  Prinzip  der  Gewalt,  das  bis  dahin 
das  ganze  menschliche  Leben  in  allen  seinen  Beziehungen 
beherrschte,  den  grössten  Teil  seiner  Rolle  ausgespielt. 
An  seine  Stelle  tritt  etwas  Höheres,  etwas,  was  aus- 
gleichend wirkt  zwischen  Klein  und  Gross,  hier  Lücken 
ausfüllt  und  dort  Berge  abträgt:  das  Recht.  Nicht  mehr 
ist  der  Schwache  dem  Starken  schutzlos  ausgeliefert, 
sondern  ebenbürtig,  gleichberechtigt  stehen  sich  Beide 
gegenüber.  Nun  findet  sich  der  Mensch  zum  Menschen, 
es  entsteht  die  Familie,  sie  verbindet  sich  zum  Stamm, 
der  Stamm  vereinigt  sich  zum  Volk,  zum  Staat.  Inner- 
halb einer  jeden  Volksgemeinschaft  aber  wird  das,  was 
sie  zusammengeführt,  ständig  weiter  ausgebildet:  überall 
wird  das  Recht,  wenn  auch  verschieden,  weiter  ausge- 
baut; es  entstehen  die  einzelnen  Volksrechte,  die  National- 
rechte. 

l 


—    2  — 


Soweit  ging  das  Altertum  und  mit  ihm  auch  fast 
das  ganze  Mittelalter.  Zum  Gedanken  der  prinzipiellen 
Gleichstellung  der  Menschen  unter  eineinander  hatte  man 
sich  durchgerungen;  dass  aber  auch  die  oberste  Einheit 
der  Menschen,  die  Völker,  auf  dem  Fuss  der  Gleich- 
berechtigung stehen  könnten,  dieser  Gedanke  dünkte 
absurd.  Musste  auch  absurd  dünken,  da  ja  die  ganze 
Politik  der  damaligen  Zeit  den  Stempel  der  Weltherr- 
schaft an  der  Stirne  trug.  Erst  einer  späteren  Periode, 
dem  ausgehenden  Mittelalter,  war  es  vorbehalten,  den 
Gedanken  der  Gleichberechtigung  der  Völker  zu  finden 
und  zu  entwickeln.  Auf  dem  Westfälischen  Frieden  1648 
ward  er  zum  ersten  Mal  feierlich  ausgesprochen:  die 
Geburtsstunde  eines  neuen  Rechtes  hatte  geschlagen, 
eines  Rechtes,  das  den  höchsten  Stand  der  Kultur  do- 
kumentieren soll,  eines  Rechtes,  das,  wie  das  nationale 
Recht  in  der  Gleichberechtigung  der  Volksgenossen, 
in  der  Gleichberechtigung  der  einzelnen  Völker  wurzelt, 
des  Völkerrechtes. 

Die  folgenden  Jahrhunderte  bringen  mit  ihren  neuen 
Errungenschaften  eine  grosse  Entwicklung  des  Völker- 
rechtes, die  ihrerseits  wieder  die  Aufmerksamkeit  der 
Wissenschaft  auf  dieses  neue  Recht  hinlenkt.  Und  nun 
kommt  man  im  Verlaufe  der  Untersuchung  teilweise  zu 
dem  überraschenden  Ergebnis,  das  Völkerrecht  sei  über- 
haupt kein  Recht.  Stärker  wie  je  behauptet  man  dies 
heute,  wo  das  Völkerrecht  plötzlich  in  den  Brennpunkt 
des  Interesses  gerückt  ist.  Zum  Beweis  zieht  man  das 
nationale  Recht  heran  und  findet  bei  einem  Vergleich, 
dass  sich  dessen  Begriffsmerkmale  mit  jenen  des  Völker- 
rechtes in  vielen  Beziehungen  nicht  decken.  Haupt- 
sächlich macht  man  geltend,  dass  es  einerseits  im  Völ- 
kerrecht weder  Gesetz  noch  Gesetzgeber  gebe,  dass 
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andererseits  ihm  sowohl  Gericht  wie  Vollstreckung  voll- 
kommen unbekannte  Begriffe  seien1). 

Auf  den  ersten  Einwand  nun  ist  zu  sagen:  Einmal 
ist  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  Recht  und  Gesetz. 
Das  Gesetzt  ist  nur  das  Schallrohr,  durch  welches  das 
Recht  zu  uns  spricht,  ist  nur  die  Offenbarung  des  Rechtes 
und  folgt  begrifflich  dem  Rechte  erst  nach.  Für's  zweite 
aber  gibt  es  auch  im  Völkerrecht  Rechtssätze,  die  man 
wenigstens  im  weiteren  Sinne  als  Gesetze  bezeichnen 
kann.  Wenn  man  allerdings  sich  darauf  beschränkt,  zu 
erklären,  dass  nur  die  übergeordnete,  autoritative  Staats- 
gewalt Gesetze  schaffen  kann,  dann  freilich  kann  es  im 
Völkerrecht  kein  Gesetz  geben.  Wenn  man  aber  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  Rechtes  betrachtet,  dann 
wird  man  erkennen,  dass  in  früherer  Zeit  auch  im  na- 
tionalen Rechte  das  Recht  nicht  von  Übergeordneten  ge- 
setzt, sondern  von  Gleichgeordneten  vereinbart  worden 
ist2).  So  ist  es  auch  im  Völkerrecht:  auch  hier  gibt  es 
Gesetze:  das  sind  die  Kollektivverträge,  soweit  ihnen 
wenigstens  eine  rechtsetzende  Bedeutung  zukommt,  die 
Vereinbarungen;  der  Gesetzgeber  aber  ist  die  Gesamtheit 
der  der  Völkerrechtsgemeinschaft  angehörenden  Staaten, 
die  sich  zum  Abschluss  des  Vertrags  zusammengefunden 
haben. 

Auch  der  zweite  Einwand,  den  man  gegen  die 
Rechtsnatur  des  Völkerrechtes  erhebt,  ist  nicht  stich- 
haltig. Denn  einerseits  ist  das  Recht  auch  ohne  Gericht 
denkbar,  da  ja  das  Recht  zeitlich  immer  vor  dem  Ge- 
richte bestehen  muss.    Andererseits  gibt  es  ja  auch  im 

1)  Den  Einwand,  dass  die  Unsicherheit  seines  Inhaltes  zur 
Verneinung  seiner  Rechtsnatur  führen  müsse,  hat  man  heute 
wohl  meist  fallen  lassen. 

2)  Liszt:  Das  Völkerrecht  §  1  S.  9. 

1* 
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Völkerrecht  Gerichtshöfe,  die  freilich  nicht  in  allen  Fällen 
zuständig  sind.  Solche  Gerichte  sind  die  Schiedsge- 
richtshöfe und  besonders  der  Internationale  Prisenhof, 
die  im  ordentlichen  Prozessverfahren  ihre  Entscheidungen 
treffen. 

Die  Vollstreckung  allerdings  ist  die  Achillesferse  des 
Völkerrechtes.  Allein  die  Erzwingbarkeit  gehört  nicht  zu 
den  essentialia  des  Rechtes.  In  beschränktem  Umfange 
ist  übrigens  auch  diese  im  Völkerrecht  vorhanden. 
Freilich  ist  ihr  gewaltigstes  Mittel,  der  Krieg,  nicht  als 
Rechtsmittel  anzusprechen,  da  in  ihm  nicht  die  Gerechtig- 
keit, sondern  die  Macht  den  Ausschlag  gibt.  Allein  der 
Krieg  ist  doch  nur  die  ultima  ratio.  Es  gibt  immerhin 
friedliche  Mittel,  die  das  Völkerrecht  garantieren  sollten. 
Als  solche  seien  genannt  die  Warnungen  anderer  Staaten, 
die  gemeinsamen  Noten  der  Grossmächte,  die  guten 
Dienste  befreundeter  Staaten,  alles  Mittel,  um  dem  Völker- 
recht Achtung  und  Anerkennung  zu  verschaffen. 

Zweifellos  hat  man  also  mit  Unrecht  die  Rechtsnatur 
des  internationalen  Rechtes  geleugnet.  Auch  dieses  dürfen 
wir  als  positives  Recht  betrachten,  jedoch,  wieSavigny 
sagt,  „als  eine  unvollendete  Rechtsbildung,  weil  ihm  die- 
jenige reale  Grundlage  fehlt,  die  im  Rechte  der  einzelnen 
Glieder  desselben  Volkes  in  der  Staatsgewalt  und  nament- 
lich im  Richteramte  gegeben  ist''1).  Das  Völkerrecht 
hat  eben  eine  besondere  Eigenart,  die,  wie  auf  jedes 
seiner  Gebiete,  so  auch  auf  die  Deliktslehre  abgefärbt 
hat,  deren  Darstellung  die  folgenden  Seiten  gewidmet 
sein  sollen. 


1)  Savigny,  System  des  heutigen  R.  R.  Bd.  I  §  11, 
Rivier,  Lehrbuch  des  V.  R.  §  1  S.  7. 


I.  Allgemeiner  Teil. 


§  2. 

Wesen  des  völkerrechtlichen  Deliktes  —  Die 
Rechtswidrigkeit. 

Das  bürgerliche  Recht  hat  im  Anschluss  an  das 
römische  Recht  im  Obligationenrecht  einzelne  scharf  um- 
rissene  Typen  der  im  gewöhnlichen  Verkehr  sich  ständig 
wiederholenden  Verträge  aufgestellt,  im  übrigen  aber  hat 
es  in  der  Erkenntnis,  dass  ein  Verkehrsrecht  nicht  ge- 
bunden werden  dürfe,  den  Grundsatz  der  vollkommenen 
Vertragsfreiheit  proklamiert.  Dass  dieser  Grundsatz  auch 
das  oberste  Prinzip  des  Völkerrechts  bilden  muss,  ist 
ohne  weiteres  klar.  Das  internationale  Recht  hat  sich 
nicht  einmal  zur  Prägung  von  Normativverträgen  ver- 
standen, obwohl  deren  Bildung  auf  der  Basis  des  Ge- 
wohnheitsrechtes theoretisch  wohl  denkbar  wäre.  Den 
Kontrahenten  ist  prinzipiell  jede  Vereinbarung  unbe- 
nommen. Daher  kommt  es,  dass  es  der  Wissenschaft 
viel  Mühe  gekostet  hat,  alle  diese  Verträge  wenigstens 
in  grosse  Gruppen  zu  gliedern,  ein  Problem,  das  auch 
heute  trotz  Heffter  und  Martens  noch  nicht  restlos 
gelöst  ist. 

Noch  viel  weniger  aber  konnte  man  daran  denken, 
die  Deliktstatbestände  des  Völkerrechtes  einer  feinen 
Differenzierung  zu  unterwerfen.  Der  Grund  hierfür  liegt 
einerseits  darin,  dass  eine  Kodifikation  des  Völkerrechtes, 
„ein  Völkergesetzbuch",  gemäss  der  Natur  des  Völker- 
rechtes so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  die  rechtssätzen- 
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den  Verträge  aber  immer  nur  vereinzelte  Fälle  heraus- 
greifen, dass  andererseits  aber  das  Gewohnheitsrecht, 
die  einzige  Quelle,  die  noch  in  Betracht  kommen  kann, 
viel  zu  unsicher  und  schwankend  in  der  Staatenpraxis 
ist,  als  dass  es  diese  Aufgabe  erfüllen  könnte. 

In  dieser  Beziehung  ist  unser  geltendes  Recht  dem 
internationalen  Rechte  weit  voraus.  Besonders  im  Straf- 
recht, wo  der  Grundsatz  ,,nulla  poena  sine  lege''  gilt, 
finden  wir  die  genaueste  Unterscheidung  der  Deliktstat- 
bestände, während  allerdings  das  bürgerliche  Recht  in 
seiner  Deliktslehre  sich  auf  die  Aufstellung  allgemeiner 
Tatbestände  beschränkt  hat. 

Beiden,  dem  kriminellen  wie  dem  zivilen  Delikte,  ist 
aber  (abgesehen  von  dem  Verschuldungsprinzip,  das 
später  zu  besprechen  ist)  das  Moment  gemeinsam,  dass 
sie  gegen  eine  vom  objektiven  Recht  aufgestellte  Rechts- 
norm Verstössen.  Das  Delikt  des  Strafrechts  qualifiziert 
sich  als  die  vom  Staat  mit  öffentlicher  Strafe  bedrohte, 
schuldhafte,  rechtswidrige  Handlung1),  während  anderer- 
seits die  unerlaubte  Handlung  des  Zivilrechts  sich  als 
verschuldetes  Unrecht  darstellt,  an  das  die  Rechtsordnung 
als  selbständige  Folge  eine  Schadensersatzpflicht  knüpft2). 
Wenden  wir  nun  das  Kriterium  der  Widerrechtlichkeit 
auch  auf  das  Völkerrecht  an,  so  erscheint  das  völker- 
rechtliche Delikt  als  die  Handlung,  die  gegen  das  ob- 
jektive Völkerrecht,  gegen  völkerrechtliche  Normen  ver- 
stösst.  Objektives  Völkerrecht  enthalten  aber  entweder 
das  Gewohnheitsrecht  oder  die  rechtsetzenden  Verträge. 
Somit  stellt  sich  das  Delikt  des  internationalen  Rechtes 


1)  Meyer- Allfeld,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts 
1912  S.  111  ff. 

2)  Eneccerus,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts  1911 
Bd.  I  S.  525. 
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als  die  Handlung  dar,  die  Gewohnheitsrecht  oder  recht- 
setzenden Verträge  verletzt.  Nun  erhebt  sich  aber  eine 
Frage:  Wie  verhält  es  sich  mit  einem  Verstoss  gegen 
einen  einfachen  Vertrag?  Ist  auch  die  einfache  Vertrags- 
verletzung widerrechtlich  und  darum  (unter  gewissen 
anderen  später  zu  besprechenden  Voraussetzungen,  näm- 
lich der  Schuldfrage)  ebenfalls  Delikt?  Darauf  ist  zu  sagen: 
Der  einfache  Vertrag  wird  im  Völkerrecht  durch  einen 
einzigen  gewohnheitsrechtlichen  Satz  geschützt,  nämlich 
durch  den  Satz:  „pacta  sunt  servanda."  Die  Verletzung 
dieses  Satzes  ist  die  Verletzung  einer  gewohnheits- 
rechtlichen Norm.  Diese  ist  aber  widerrechtlich  und 
daher  (unter  dem  obengemachten  Vorbehalt)  Delikt. 
Daher  ist  also  auch  der  Verstoss  gegen  einen  einfachen 
völkerrechtlichen  Vertrag  ein  internationales  Vergehen. 
Dass  durch  Gewohnheits-  wie  Vertragsrecht  nicht  nur 
Subjekte  Rechte,  sondern  auch  blosse  Interessen  ge- 
schützt werden  können,  liegt  auf  der  Hand.  Somit  ist 
die  rechtswidrige  Verletzung  eines  völkerrechtlich  ge- 
schützten Interesses  völkerrechtliches  Delikt1). 

Damit  ist  zugleich  eine  Abgrenzung  gegenüber  an- 
deren, einem  Delikt  nur  ähnlichen  Tatbeständen  gegeben. 
Hier  kann  es  sich  immer  nur  um  Angriffe  auf  ein  vom 
Recht  nicht  geschütztes  Interesse  handeln ;  einen  solchen 
Fall  bezeichnet  man  als  unfreundlichen  Akt.  Dieser  liegt 
besonders  bei  Verletzung  der  unter  den  Staaten  herr- 
schenden Verkehrsregeln,  der  courtoisie  internationale, 
vor.  Ein  Beispiel  hierfür  würde  das  Nichtagreement 
eines  Gesandten  oder  Botschafters  bilden,  das  ohne  ge- 
wichtige Gründe  erfolgt.  Ein  derartiger  Fall  kann  wohl 
im  Rechte  der  Retorsion  seine  Vergeltung  finden, 
kann  aber  nicht  die  Deliktsfolgen  nach  sich  ziehen, 

1)  Liszt,  Das  Völkerrecht  1913  §  24  S.  179. 
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wenn  gleich  in  derartigen  Fragen  in  der  Praxis  die 
Gesichtspunkte  der  Politik  denen  des  Rechtes  präva- 
lieren.  In  der  Theorie  aber  muss  und  kann,  wie  oben 
erwähnt,  nur  das  Verhalten  als  Delikt  angesprochen 
werden,  das  sich  als  die  widerrechtliche  Verletzung 
eines  völkerrechtlich  geschützten  Interesses  qualifiziert. 
Von  wem  dieses  verübt  wird  und  ob  es  verschuldet 
sein  muss,  ist  in  den  folgenden  Paragraphen  zu  erörtern. 

§  3. 

Das  Subjekt  des  Deliktes. 

Unser  bürgerliches  Recht  wie  unser  geltendes  Straf- 
recht anerkennen  als  Subjekt  eines  Deliktes  jede  phy- 
sische, zurechnungsfähige  Person.  Sie  allein  ist  der 
Träger  des  Deliktes  und  nur  gegen  sie  geht  der  Straf- 
resp.  Schadensersatzanspruch.  Die  Gesamtheit  der  Per- 
sonen spielt  in  der  Deliktslehre  nur  insofern  eine  Rolle, 
als  einerseits  im  Zivilrechte  die  juristische  Person  in 
gewissen  Fällen  sozusagen  ein  mittelbares  Delikts- 
subjekt ist,  indem  sie  für  den  Schaden  verantwortlich 
ist,  den  der  Vorstand,  ein  Mitglied  des  Vorstandes  oder 
ein  anderer  verfassungsmässig  berufener  Vertreter  durch 
eine  in  Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrichtungen 
begangene,  zum  Schadensersatz  verpflichtende  Handlung 
einem  Dritten  zufügt  (§  31  B.-G.-B.),  andererseits  das 
Strafrecht  in  allerdings  sehr  beschränkten  Fällen  —  haupt- 
sächlich in  Zollgesetzen  —  eine  (Geld)  Bestrafung  eines 
Personenverbandes  kennt. 

Im  Völkerrechte  liegt  die  Sache  wesentlich  schwie- 
riger, da  hier  der  Personenverband,  d.  h.  der  Staat  die 
ausschlaggebende  Rolle  spielt,  der  einzelne  Mensch  aber 
nur,  insoferne  er  einem  solchen  angehört,  eine  Existenz- 
berechtigung hat.    Fest  steht,  dass  im  internationalen 
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Rechte  Rechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit,  d.  h. 
Geschäfts-  und  Deliktsfähigkeit,  zusammenfällt,  dass  also 
Subjekt  des  völkerrechtlichen  Deliktes  nur  der  sein  kann, 
der  Subjekt  des  Völkerrechtes  überhaupt  ist.  Und  nun 
erhebt  sich  die  Frage,  wer  ist  Subjekt  des  Völkerrechtes? 
Ist  es  die  Einzelperson  und  der  Staat  oder  ist  es  nur 
der  Staat  allein.  Eine  Frage,  die  in  der  Wissenschaft 
verschiedene  Beantwortung  gefunden  hat  und  zur  Auf- 
stellung zweier  diametral  entgegengesetzter  Theorien  ge- 
führt hat. 

Der  Hauptvertreter  der  einen  Theorie,  die  Mensch 
wie  Staat  Völkerrechtspersönlichkeit  sein  lässt,  ist 
Heffter1).  Nach  seiner  Ansicht  ist  zu  scheiden  zwischen 
unmittelbaren  und  mittelbaren  Subjekten.  Die  erstere 
Klasse  würde  aus  den  Staaten  selbst  und  ihren  Souve- 
ränen gebildet,  während  die  letztere  „die  der  Unter- 
tanen und  Diener,"  unter  diesen  besonders  privilegiert 
die  diplomatischen  Vertreter,  sei.  Jeder  einzelne  Mensch; 
sei  er  nun  staatenlos  oder  nicht,  sowie  jede  Vereinigung, 
der  die  Anerkennung  als  Staat  versagt  sei,  stehe,  „wenn 
auch  nur  gewissermassen",  unter  dem  Völkerrecht,  sei 
den  Beziehungen  des  internationalen  Rechtes  unterworfen. 
Dass  dieser  Theorie  in  vielen  Punkten  Schwächen  an- 
haften, die  auch  dem  oberflächlichen  Beschauer  in  die 
Augen  fallen  müssen,  liegt  auf  der  Hand.  Darum  hat 
auch  Geffken,  der  verdienstvoller  Herausgeber  des 
Heffter'schen  Völkerrechtes,  Verschiedenes  zu  verbessern 
gesucht.  Vor  allem  macht  er  gegen  die  Subjektsnatur 
der  Souveräne,  weil  vollkommen  unlogisch,  Front;  diese 
seien  nur  Organe  des  Staates,  genau  wie  die  übrigen 
Organe  und  müssten  deshalb  mindestens  derselben  Klasse 

1)  Heff ter-Geffke n,  Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart  1888,  §  14  S.  40  ff. 
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wie  diese  zugezählt  werden.  Auch  sei  die  Ansicht,  dass 
ein  Mensch  staatenlos  sein  könne,  aufs  entschiedenste 
zu  bekämpfen.  Jeder  müsse  irgend  einem  Staate  ange- 
hören, „staatenlose  Menschen  gibt  es  nicht" 1).  Ob  das 
Letztere  richtig  ist,  ist  zu  bezweifeln,  da  der  Apolid  wohl 
denkbar  ist.  (Im  übrigen  verlässt  er  vollkommen  die 
Theorie  Heffters,  indem  er  die  alleinige  Subjektsnatur 
der  Staaten  proklamiert  s.  u.). 

Der  Heffte r'schen  Theorie  ähnelt  sehr  stark  die 
von  Martens2),  nur  dass  er  Hefft er  in  einigen  Punkten 
korrigiert,  mit  diesen  Verbesserungen  aber  seiner  eigenen 
Ansicht  widerspricht.  Er  leugnet  völlig  und  mit  Recht 
die  Subjektsnatur  der  Souveräne  und  erklärt  ausdrück- 
lich, dass  weder  der  Souverän  eines  Staates,  noch  irgend 
eine  Einzelperson  resp.  eine  Vereinigung,  die  keinen 
Staatencharakter  trüge,  im  Völkerrecht,  dem  Recht  der 
internationalen  Beziehungen,  als  Persönlichkeit  gelten 
könne.  Nun  aber  spricht  Martens,  anstatt  die  Be- 
ziehungen zwischen  den  einzelnen  Menschen  und  dem 
Völkerrecht  auf  die  des  „nationalen  Völkerrechtes",  d.  h. 
des  Völkerrechtes  das  durch  nationale  Gesetzgebung 
zum  nationalen  Rechte  geworden  ist,  zu  beschränken, 
plötzlich  in  sich  völlig  widersprechender  Weise  von  den 
Rechten  der  Einzelnen  im  Gebiete  der  internationalen 
Beziehungen  und  von  den  unbestrittenen  Befugnissen 
der  Gesellschaften  im  internationalen  Verkehr:  ein  Wider- 
spruch mit  sich  selbst. 

Ungefähr  ebenso  lautet  die  These  Bonfils'.  Er 
geht,  im  Anschluss  an  Fiore,  davon  aus,  dass  der  Mensch 
Anspruch  habe  auf  die  Anerkennung  der  der  mensch- 

1)  Heffter-Geffken,  Das  europäische  Völkerrecht  1882 
§  14  S.  40  Anm.  3. 

2)  v.  Martens,  Völkerrecht  1883  Bd.  I  §  53,  §§  84,  85. 
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liehen  Person  anhaftenden  Befugnisse,  der  Menschen- 
rechte. Daraus  folgert  er  die  Subjektsnatur  der  Menschen 
wie  der  Staaten.  Der  Unterschied  zwischen  beide  liege 
nur  darin,  dass  der  Staat  nur  einer  Rechtsordnung,  dem 
Völkerrecht,  der  Mensch  aber  zweien,  dem  nationalen 
und  dem  internationalen  Recht,  angehöre,  dass  der  Staat 
einheitlichen,  der  Mensch  zusammengesetzten  Charakter 
träge.  Der  Mensch  hätte  eben  eine  doppelte  Subjekts- 
natur, von  denen  die  eine  die  andere  beeinflusste;  des- 
halb könne  und  dürfe  man  nie  die  eine  der  anderen 
„opfern". 

Soviel  über  die  radikale  Theorie,  die  Mensch  und 
Staat  die  Völkerrechtspersönlichkeit  verleiht!  Eine  ver- 
mittelnde Stellung  zwischen  ihr  und  der  ihr  gerade  ent- 
gegengesetzten, die  nur  den  Staat  als  internationales 
Rechtssubjekt  anerkennt,  nimmt  Bl  untschli1)  ein.  Auch 
er  geht  von  den  allgemeinen  Menschenrechten  aus,  ohne 
aber  zu  einer  Subjektsanerkennung  der  Einzelperson  zu 
gelangen.  Bei  ihm  ist  allein  Subjekt  der  Staat,  er  ist 
Träger  und  Garant  des  Völkerrechtes  und  insoferne 
völkerrechtliche  Person  im  höchsten  Sinne  des  Wortes, 
während  dem  einzelnen  Menschen  eine  derartige  Eigen- 
schaft abgehe;  nur  hätte  er  Anspruch  auf  völkerrecht- 
lichen Schutz,  wenn  die  seiner  Person  anhaftenden 
Menschenrechte  verletzt  würden.  Das  bedeutet  mit 
anderen  Worten:  Bl  untschli  verweist  die  Einzelperson 
mit  Entschiedenheit  von  dem  Gebiete  der  Völkerrechts- 
persönlichkeit, öffnet  ihr  aber  zu  gleicher  Zeit  eine  Hinter- 
türe, um  sie  in  neuem  Gewände  wieder  hereinzulassen. 

Alle  diese  Theorien  von  Hef  fter  bis  Bl  untschli  kran- 
ken, wie  wir  gesehen  haben,  an  einem  inneren  Widerspruch, 

1)  Bluntschli,  Das  moderne  Völkerrecht  der  zivilisierten 
Staaten  1868  Nr.  22,  23. 
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einer  Unlogik,  wodurch  sie  einer  kritischen  Beurteilung 
nicht  standhalten  können.  Daher  ist  auch  heute  die 
gegnerische  Ansicht,  die  besonders  von  Stoerk,  Jelli- 
nek, Heilborn,  Geffken,  Liszt  und  vielen  anderen 
vertreten  wird,  und  die  nur  den  Staat  auf  die  Stufe  der 
Völkerrechtsperson  erhebt,  zur  allgemeinen  Anerkennung 
und  Geltung  gekommen. 

Namentlich  Stoerk1)  hat  ein  grosses  Verdienst  an 
der  Niederlage  der  Theorie  Heffters,  deren  Schwächen 
er  klar  vor  Augen  führt.  Mit  zwingender  Logik  setzt  er 
auseinander,  dass  das  internationale  Recht  nur  eine  ein- 
zige Rechtspersönlichkeit  kennen  könne,  und  die  sei  der 
Staat.  Der  Mensch  als  solcher  könne  trotz  der  seiner 
Person  anhaftenden  „allgemeinen  Menschenrechte" 
nimmermehr  als  Subjekt  des  internationalen  Rechtes  in 
Betracht  kommen.  Das  Einzelindividuum  als  solches 
stände  dem  Völkerrechte  vollständig  indifferent  gegen- 
über; erst  die  Zugehörigkeit  zu  einem  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft angehörenden  Staatswesen  schlage  eine 
Brücke  zwischen  Mensch  und  Völkerrecht.  Der  Kos- 
mopolit sei  im  internationalen  Recht  sozusagen  quantite 
negligeable;  erst  zwischen  Staatsbürger  und  Völkerrecht 
beständen  Beziehungen,  alle  geknüpft  und  gestützt  von 
dem  Staate,  dem  die  Einzelperson  angehört. 

Den  gleichen  Standpunkt  wie  Stoerk  vertritt  auch 
Jellinek2).  Auch  nach  seiner  Ansicht  ist  nur  der  Staat 
Subjekt  im  Völkerrecht,  niemals  der  Mensch  für  sich 
allein.  Sein  besonderes  Verdienst  ist  es  ferner,  „den 
Menschenrechten  im  Völkerrechte"  zu  Leibe  gerückt  zu 
sein,  deren  Wurzel  er  überhaupt  nicht  im  Völkerrechte, 

1)  Stoerk  S.  586  ff. 

2)  Jellinek,  Das  System  der  subjektiven  öffentlichen 
Rechte  1905  S.  324  ff. 
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sondern  im  nationalen  Staatsrechte  erkennt  und  die  so- 
mit aus  dem  Bereiche  des  Völkerrechtes  vollkommen 
ausscheiden  müssen.  Ihm  schliessen  sich  weiter  Heil- 
born, Geffken,  Liszt  und  viele  andere  bedeutende 
Theoretiker  an,  die  allein  die  Subjektsnatur  des  Staates 
anerkennen.  Die  gegensätzliche  Theorie  hat  heute  nur 
mehr  vereinzelte  Anhänger,  die  herrschende  Lehre  hat 
sich  völlig  auf  den  Standpunkt  Stoerks  und  Jellineks 
gestellt. 

Wenn  somit,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  der  Siaat 
Subjekt  des  Völkerrechtes  überhaupt  ist,  so  ist  damit 
auch  zu  gleicher  Zeit  gesagt,  dass  ebenso  nur  der  Staat 
Subjekt  des  völkerrechtlichen  Deliktes  sein  kann.  Aus- 
zuscheiden sind  also  hieraus  die  Delikte,  die  der  Ein- 
zelne gegen  einen  fremden  Staat  verübt  und  durch  die 
nur  das  nationale  Recht  eines  Staates  verletzt  wird. 
Erst  durch  die  Nichtausübung  des  Strafanspruches  wird 
auch  dieses,  zuerst  nur  nationales  Vergehen  zum  inter- 
nationalen, völkerrechtlichen  Delikt. 

Damit  ist  zugleich  auch  das  Objekt  des  völkerrecht- 
lichen Deliktes  bestimmt:  das  ist  der  Staat,  der  entweder 
in  seinen  Hoheitszeichen  und  Organen  oder  auch  in 
seinen  Untertanen  verletzt  werden  kann. 

Durch  das  eben  Gesagte  sind  uns  zwei  wichtige 
Einteilungsprinzipe  der  völkerrechtlichen  Delikte  gegeben. 
Sie  zerfallen  also  in  unmittelbare  Delikte,  das  sind  solche, 
die  ein  Staat  direkt  (durch  seine  Organe)  gegen  den 
anderen  Staat  verübt,  und  mittelbare,  die  erst  durch 
Nichtahndung  eines  Verbrechens,  das  sich  der  Einzelne 
gegen  den  fremden  Staat  zuschulden  kommen  Hess,  ent- 
stehen. Beide  Arten  können  sich  direkt  gegen  den  ver- 
letzten Staat  oder  nur  indirekt  (durch  Verletzung  seiner 
Untertanen)  gegen  ihn  richten.    Beide  Unterscheidungen 
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werden  sich  in  der  folgenden  Darstellung  für  uns  als 
von  grosser  Wichtigkeit  erweisen. 

§  4. 

Das  Verschulden. 

Unser  geltendes  Recht,  Zivil-  wie  Kriminalrecht,  ist 
von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass  ein  Delikt  und  da- 
mit eine  Haftung  für  ein  solches  nur  durch  eine  schuld- 
hafte Handlung  entstehen  könne.  Wo  keine  Schuld  ist, 
ist  auch  keine  Haftung,  „eine  strafbare  Handlung  ist 
nicht  vorhanden. "  Nur  in  ganz  vereinzelten  Ausnahmen 
weicht  von  diesem  Prinzip  unser  geltendes  Recht  ab,  so 
im  Strafrecht  bei  den  sog.  durch  den  Erfolg  qualifizierten 
Vergehen  und  in  einigen  Fällen  des  Zivilrechtes  (z.  B. 
B.-G.-B.  §§  701,  833).  Das  sind  aber  nur  Ausnahmen, 
die  die  Regel  bestätigen,  die  Regel:  ohne  Schuld  keine 
Haftung. 

Die  Frage,  die  sich  nun  bei  uns  erhebt,  ist  die,  ob 
dieses  Prinzip  auch  im  Völkerrecht  gelte  und  ob  es  in 
seinem  ganzen  Umfange  gelte.  Hierauf  ist  nun  zu  sagen: 
im  Völkerrecht  ist  immer  eine  doppelte  Handlung  ge- 
geben, einmal  die  menschliche  Handlung  und  dann  die 
des  Staates  (die  freilich  beim  unmittelbaren  Delikte  zu- 
sammenfallen). Zu  untersuchen  ist  nun,  ob  auf  beide 
Akte  das  Verschuldungsprinzip  Anwendung  findet. 

Was  die  Handlung  des  Menschen  anlangt,  so  ist 
dies  unbedingt  zu  bejahen.  Eine  durch  zufällige  mensch- 
liche Handlung  bewirkte  Verletzung  des  Völkerrechtes 
kann  nimmermehr  eine  Haftung,  ein  internationales  De- 
likt begründen,  ebensowenig  wie  die  Tat  eines  Unzu- 
rechnungsfähigen. Eine  menschliche  Tat,  die  nach  dem 
nationalen  Rechte  des  Täters,  das  doch  den  Täter  un- 
mittelbar bindet,  kein  Delikt  bildet,  kann  es  auch  nicht 
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im  Völkerrecht  sein,  das  nur  mittelbar  die  Einzelperson 
verpflichtet. 

Wesentlich  anders  liegt  der  zweite  Fall:  die  Frage, 
ob  auch  die  staatliche  Handlung  eine  verschuldete  sein 
muss  oder  nicht,  eine  Frage,  die  schon  oft  aufgeworfen 
und  sehr  verschieden  beantwortet  worden  ist. 

Hier  ist  nun  eine  Unterscheidung  zu  machen  zwischen 
den  unmittelbaren  und  mittelbaren  Delikten.  Bei  den 
ersteren  ist  unbedingt  das  Verschuldungsprinzip  anzu- 
erkennen./ Das  geht  schon  aus  dem  oben  Gesagten  her- 
vor: der  Staat  haftet  nur  für  eine  verschuldete  mensch- 
liche Handlung.  Bei  dieser  Kategorie  von  Delikten  aber 
fällt,  wie  oben  erwähnt,  menschliche  und  staatliche  Hand- 
lung zusammen.  Der  Staat  selbst  handelt  ja  nur  durch 
seine  Organe,  ihr  Wollen  ist  stets  sein  Wollen,  ihre  Handlung 
stets  die  eigene  Handlung  des  Staates.  Da  aber  immer  eine 
verschuldete  menschliche  Handlung  vorliegen  muss,  so  ist 
zu  gleicher  Zeit  damit  gesagt,  dass  die  unmittelbaren  De- 
likte immer  eine  verschuldete  Staatshandlung  voraussetzen. 
Dies  alles  versteht  sich  nur  insoweit,  als  die  Organe  des 
Staates  innerhalb  ihrer  Vertretungsbefugnis  handeln.  Über- 
schreiten sie  diese,  so  liegt  kein  unmittelbares  völker- 
rechtliches Delikt  vor,  sondern  dieses  entsteht  erst  durch 
Nichtahndung  seitens  des  Staates,  dem  das  Organ  an- 
gehört. Erst  dann  wird  es  zum  völkerrechtlichen  Delikt 
und  zwar  zum  mittelbaren,  in  dessen  Besprechung  wir 
im  Folgenden  eintreten  wollen. 

Hier  ist  die  Sache  bedeutend  komplizierten  Klar 
ist  so  viel,  dass  der  Staat,  der  einen  Verletzer  des 
Völkerrechtes  schuldhaft  unbestraft  laufen  lässt,  obwohl 
es  in  seiner  Macht  gelegen  wäre,  den  Delinquenten  zu 
bestrafen  oder  dem  Verletzten  seine  Genugtuung  zu  ver- 
schaffen, dass  dieser  Staat  sich  eines  völkerrechtlichen 
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Deliktes  schuldig  macht  Wie  aber,  wenn  den  Staat 
kein  Verschulden  traf,  wenn  er  vollkommen  ohnmächtig 
gegenüber  dem  Missetäter  war  und  von  einer  Bestrafung 
absehen  musste?  Ist  dann  auch  der  Tatbestand  eines 
Deliktes  gegeben  oder  gilt  der  Satz:  „Impossibilium  nulla 
obligatio"?. 

In  früherer  Zeit  hatte  man  sich  mit  Grotius  auf  den 
Boden  des  Verschuldungsprinzips  gestellt  und  erklärt, 
nur  Verschulden  könne  auch  den  Staat  zum  Träger 
eines  völkerrechtlichen  Deliktes  stempeln.  Nun  aber 
kam  das  Seltsame,  was  doch  den  Vertretern  dieser 
Theorie  die  Augen  hätte  öffnen  müssen,  nämlich  der 
Umstand,  dass  ihre  Theorie  eben  Theorie  war  und  die 
Praxis  ganz  anders  verfuhr:  Diese  sah  auch  in  solchen 
Verbrechen,  die  ein  Staat  ungeahndet  Hess,  weil  er  sie 
nicht  ahnden  konnte,  wo  ihn  also  keine  Schuld  traf,  ein 
völkerrechtliches  Delikt,  das  den  verletzten  Staat  zum 
Träger  eines  Anspruches  machte,  der  auf  Schadens- 
ersatzleistung resp.  Genugtuung  ging.  Anstatt  daraus 
die  Konsequenzen  zu  ziehen  und  ihre  Anschauung  als 
unbrauchbar  zu  verwerfen,  halfen  sich  die  Anhänger  des 
Verschuldungsprinzips  auf  anderem  Wege,  indem  sie  nun 
künstlich  in  einen  derartigen  Tatbestand  eine  Schuld  des 
Staates  und  zwar  eine  Mitschuld  hinein  interpretierten. 
Dabei  bedienten  sie  sich  verschiedener  Mittel.  Die 
einen  erblickten  in  der  Nichtahndung  an  sich  die  Schuld 
und  konstruierten  dafür  eine  besondere  Art  der  Teil- 
nahme, „receptus  ac  patientia" l).  Die  Unrichtigkeit 
dieser  Auffassung  erhellt  schon  daraus,  dass  einerseits 
die  Teilnahmehandlung  entweder  vor  oder  gleichzeitig 
mit  der  Haupthandlung  erfolgen  muss,  andererseits  aber 
die  Teilnahme  immer  doch  den  Willen  voraussetzt,  die 

1)  Vattel,  1836.  Liber  II.  Chap.  VI.  §  77. 
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Teilnahmehandlung  mit  der  Haupthandlung  zur  gemein- 
samen Verbrechensbegehung  zu  verbinden.  Andere, 
allerdings  ganz  vereinzelte  Anhänger  der  Schuldtheorie 
haben,  um  diesen  Fehler  zu  vermeiden,  den  Begriff  der 
Teilnahme  aufgegeben  und  sind  auf  anderem  Wege  vor- 
gegangen, um  aus  der  Nichtahndung  eine  Schuld  her- 
zuleiten: nämlich,  indem  sie  diese  als  Begünstigung  be- 
trachteten. Wohl  haben  sie  damit  den  einen  Fehler 
vermieden,  in  den  diejenigen,  welche  in  der  Straflosig- 
keit „eine  gewisse  Solidarität  zwischen  Staatsgewalt 
und  Missetäter"  1)  erblickten,  verfallen  waren.  Denn 
das  Wesen  der  Begünstigung  ist  ja,  dass  sie  erst  nach 
der  Tat  geleistet  wird.  Um  den  anderen  aber,  den 
Hauptfehler,  sind  auch  sie  nicht  herumgekommen ;  denn 
wie  zur  Beihilfe  so  gehört  auch  zur  Begünstigung  ein 
vorsätzliches  Handeln.  Wie  kann  man  aber  von  Vor- 
satz sprechen,  wenn  überhaupt  keine  auf  Begünstigung 
gerichtete  Willensentschliessung  vorliegt? 

Mit  scharfer  Blende  hat  Triepel2)  in  dieses  Dun- 
kel hineingeleuchtet  und  besonders  ihm  ist  es  zu  danken, 
wenn  heute  die  Verschuldungstheorie  im  Völkerrechte 
immer  mehr  an  Boden  verliert.  Er  vor  allem  hat  dar- 
auf hingewiesen,  dass  man  durch  Annahme  einer  not- 
wendigen Mitschuld  des  Staates  zu  der  undenkbaren 
Auffassung  Von  einer  Täter  wie  Staat  umfassenden 
Rechtsordnung  kommen  müsse.  Denn  überträte  der 
Täter  Normen  des  verletzten  Staates,  dann  wäre  der 
Heimatstaat  Mitschuldiger,  dann  müsste  also  den  Rechts- 
sätzen des  verletzten  Staates  auch  der  andere  Staat 
unterworfen  sein.  Ebenso  undenkbar  wie  der  entgegen- 
gesetzte Fall,  wenn  der  Täter  bei  seinem  Angriff  gegen 

1)  Martens  Bd.  I  §  118  S.  430. 

2)  Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht.  Leipzig  S.  325  ff. 
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den  verletzten  Staat  sich  gegen  die  Gesetze  seines  Hei- 
matstaates verginge,  wodurch  dann  dieser  seinem  eige- 
nen Gesetz  zuwiderhandeln  würde.  Was  übrig  bliebe, 
wäre  die  Annahme  einer  grossen  völkerrechtlichen  Ord- 
nung, die  Menschen  wie  Staat  in  gleicher  Weise  um- 
finge, eine  Annahme,  die  schon  deswegen  widersinnig 
ist,  weil  nur  die  Staaten  Subjekte  des  internationalen 
Rechtes  sein  können.  Nachdem  nun  Triepel  gezeigt, 
dass  von  einer  Mitschuld  nie  die  Rede  sein  könne,  geht 
er  weiter  und  folgert  nun,  dass  ein  mittelbares  völker- 
rechtliches Delikt  überhaupt  nicht  ein  Verschulden  des 
Staates  voraussetzte,  sondern  dass  wohl  Fälle  denkbar 
und  auch  vorgekommen  seien,  wo  ohne  Schuld  eines 
Staates  der  Tatbestand  eines  Deliktes  gegeben  sei. 
Hier  unterscheidet  er  nun  zwischen  Reparationsverbind- 
lichkeiten; die  zum  Schadensersatz  verpflichten  und 
Satisfaktionsobligationen,  die  Genugtuung  verlangen.  Die 
ersteren,  erklärt  er,  seien  nur  bei  einem  Verschulden 
des  Staates  denkbar,  die  letzteren  dagegen  würden  auch 
ohne  dieses  eine  Haftung  begründen. 

So  weit  geht  Triepel.  Nun  ist  aber,  ohne  sein 
Verdienst  schmälern  zu  wollen,  nicht  zu  verkennen, 
dass  eine  Differenzierung  zwischen  Reparationsverbind- 
lichkeiten und  Satisfaktionsobligationen  nicht  ganz  glück- 
lich ist.  Den  allgemeinen  Grundsatz,  den  er  aufgestellt 
hat,  dass  auch  ohne  Verschulden  eines  Staates  ein  mit- 
telbares völkerrechtliches  Delikt  möglich  sei,  können  und 
müssen  wir  akzeptieren,  nicht  so  ganz  aber  seine  Un- 
terscheidung der  Delikte.  Denn  sie  ist  wohl  in  der 
Theorie  möglich,  in  der  Praxis  aber  muss  sie  Schiff- 
bruch leiden.  Einerseits  ist  nämlich,  wie  so  oft  im 
Völkerrecht,  die  Grenze  zwischen  Ersatz  und  Genug- 
tuung schwankend  und  unsicher,  andererseits  gibt  es 
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genug  Fälle,  wo  Schadensersatz  ohne  eine  Schuld  eines 
Staates  gefordert  wird,  und  ebensoviele,  wo  trotz  eines 
Verschulden  des  Staates  der  Deliktsanspruch  nur  auf 
Genugtuung  geht.  Die  Frage,  ob  Schadensersatz  oder 
Genugtuung  gefordert  werden  kann,  beantwortet  nicht  zu- 
gleich die  Frage,  ob  eine  Schuld  des  Staates  vorliege 
oder  nicht.  Der  Schadensersatzanspruch  hat  seinen 
Grund  nicht  in  dem  Verschulden,  ebensowenig  wie  der 
Satisfaktionsanspruch  im  Nichtverschulden.  Beide  rich- 
ten sich  vielmehr  nach  tatsächlichen  Gründen.  Scha- 
densersatz wird  immer  dort  gefordert  werden  können, 
wo  es  sich  um  eine  materielle,  Genugtuung,  wo  es  sich 
um  eine  ideelle  Verletzung,  um  Beschwichtigung  des 
durch  die  Tat  verletzten  Gefühles  der  eigenen  Unter- 
tanen handelt. 

So  dürften  wir  besser  daran  tun,  von  einer  derar- 
tigen Systematisierung  vollkommen  abzusehen  und  un- 
seren Standpunkt  folgendermassen  zu  präzisieren:  jedes 
unmittelbare  völkerrechtliche  Delikt  setzt  ein  Verschulden 
des  Staates  voraus,  dem  mittelbaren  aber  ist  es  nicht 
wesentlich  1).  Es  ist  zwar  auch  bei  ihm  möglich,  aber 
nicht  notwendig.  Ein  mittelbares  Delikt  und  damit  eine 
Haftung  des  Staates  ist  auch  ohne  dessen  Verschulden 
gegeben.  Der  Grund  dieser  Haftung  ist  lediglich  ein 
Ausfluss  seiner  Gebietshoheit 2).  Sie  ist  es,  die  dem 
Staat  unendlich  viele  Rechte  verleiht,  als  Aequivalent  dafür 
bürdet  sie  ihm  eine  doppelt  schwere  Verantwortlichkeit 
auf  für  alles  Unrecht,  das  in  seinem  Gebiet  geschieht, 
sei  es  nun  im  Mutterlande  oder  in  den  Kolonien,  auf 
dem  Festlande  oder  dem  schwankenden  Schiffsboden, 

1)  Benjamin,  Haftung  des  Staates  für  das  Verschulden 
seiner  Organe  nach  Völkerrecht  1909.  S.  28. 

2)  Tr  iepel,  S.  334. 

2* 
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im  Luftraum  oder  im  Wassergebiet:  überallhin  wo  sich 
die  Gebietshoheit  eines  Staates  erstreckt,  erstreckt  sich 
auch  seine  Haftung.  In  dieser  Weise  modifiziert  und 
mit  solchen  Einschränkungen  versehen,  kann  man  vom 
„Verschuldungsprinzip  im  Völkerrechte"  sprechen. 

Was  aber  endlich  die  Schuldarten  anbetrifft,  so  sind 
diese  die  gleichen  wie  im  Nationalrechte.  Vorsatz  und 
Fahrlässigkeit  sind  auch  im  Völkerrechte  heimisch;  denn 
sie  sind  eben  Rechtsbegriffe  von  allgemeiner  Gültigkeit, 
nicht  für  ein  besonderes  Rechtsgebiet  geprägt.  Die 
Schuldarten  haben  internationales  wie  nationales  Recht 
gemeinsam,  im  Verschulden  selbst  aber  divergieren  sie: 
die  absolute  Herrschaft  des  Schuldgrundsatzes,  die  das 
nationale  Recht  durchzieht,  besteht  nicht  auch  im  Völ- 
kerrecht; nur  abgeschwächt  und  eingeengt,  lebt  er  auch 
im  Völkerrecht  weiter. 

§  5. 

Die  Deliktsfähigkeit. 

Bürgerliches  Recht  wie  Strafrecht  rechnen  dem 
Täter  seine  Tat  nur  zu,  wenn  er  eine  gewisse  Fähigkeit 
besitzt,  die  Deliktsfähigkeit.  Ohne  sie  bleibt  wohl  ob- 
jektiv der  Tatbestand  des  Deliktes  bestehen,  die  sub- 
jektive Seite  aber  zeigt  ein  grosses  Manko.  Delikts- 
unfähigkeit bedeutet  für  den  Täter  Schuldlosigkeit,  ist 
ein  Schuldausschliessungsgrund.  Als  zurechnungsfähig 
kommt  im  geltenden  Rechte  nur  der  in  Betracht,  „dessen 
Fähigkeit,  die  tatsächliche,  sittliche  und  rechtliche  Be- 
deutung der  eigenen  Handlung  zu  erkennen  und  dieser 
Einsicht  entsprechend,  sich  nach  Massgabe  seines  Cha- 
rakters durch  Vorstellungen  bestimmen  zu  lassen,  nicht 
durch  den  Mangel  geistiger  Entwicklung,  durch  vorüber- 
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gehende  Bewusstseinstörung  oder  durch  krankhafte  Stö- 
rung der  Geistestätigkeit  ausgeschlossen  ist"  3)- 

Der  Satz,  dass  nur  der  Zurechnungsfähige  delikts- 
fähig ist,  erleidet  selbstverständlich  auch  im  Völkerrechte 
keine  Ausnahme.  Nur  muss  das  Kriterium,  das  im 
Zivil-  und  Kriminalrecht  ein  rein  psychisches  ist,  im 
internationalen  Recht  einen  ganz  anderen  Charakter  tra- 
gen. Deliktsfähig  ist  im  Völkerrecht,  wer  souverän  ist. 
Denn  im  internationalen  Rechte  fallen  Rechtsfähigkeit 
und  Handlungsfähigkeit,  welche  die  Geschäfts-  und  De- 
liktsfähigkeit umfasst,  völlig  zusammen.  Die  Rechts- 
persönlichkeit aber  ist  lediglich  wiederum  ein  Ausfluss 
der  Souveränität,  d.  i.  des  Machtverhältnisses  eines  sol- 
chen Staates,  dem  auf  seinem  Gebiete  alle  Personen 
unterworfen  sind,  der  selbst  aber  nach  aussen  von 
jedem  anderen  Gemeinwesen  unabhängig  ist.  Somit 
ergibt  sich  also,  dass  nur  ein  souveräner  Staat  für  ein 
begangenes  Delikt  verantwortlich  zu  machen  ist,  nur  er 
kann  vor  das  Völkertribunal  zitiert  werden,  er  allein 
muss  für  das  Unrecht,  das  er  begangen,  büssen.  Es 
stehen  eben  dem  souveränen  Staat  kraft  seiner  Macht- 
vollkommenheit soviele  Rechte,  eine  so  grosse  Herr- 
schaft zu,  dass  es  nur  eine  notwendige  Folge  sein  kann, 
wenn  das  Recht  in  die  andere  Wagschale  den  höch- 
sten Grad  von  Verantwortlichkei  wirft,  um  wenigstens 
den  Versuch  zu  machen,  das  Gleichgewicht  zwischen 
den  beiden  Schalen,  zwischen  Recht  und  Pflicht,  her- 
zustellen. 

Damit  ist  von  vornherein  auch  die  Deliktsunfähig- 
keit abgegrenzt.  Sie  muss  dem  Staat  —  wenn  man 
hier  überhaupt  noch  vom  Staat  sprechen  kann  —  zu- 


1)  Meyer-Allfeld  §  22  S.  125. 
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kommen,  der  seine  Souveränität  verloren,  aufgegeben 
oder  nie  besessen  hat,  kurz,  der  sie  im  gegebenen  Mo- 
mente nicht  besitzt.  Nie  ist  die  Kolonie  deliktsfähig, 
nie  die  Provinz.  Diese  Deliktsunfähigkeit  geht  sogar 
so  weit,  dass  Verletzungen,  die  ein  solcher  „Staatk<  gegen 
das  internationale  Recht  verübt,  überhaupt  nicht  als  seine 
eigenen  Delikte  erscheinen,  —  denn  mit  dem  Verluste 
der  Souveränität  ist  das  Staatswesen  unter-  und  in 
einem  anderen  aufgegangen  —  sondern  mittelbar  oder 
unmittelbar  als  die  des  Staates,  dem  er  nun  einverleibt 
ist,  gelten.  Es  besteht  also  hier  eine  ähnliche  Haftung 
des  Herrschaftsstaates,  wenn  man  so  sagen  darf,  wie 
sie  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  in  §  832  für  einen  zur 
Aufsicht  Verpflichteten  ausspricht. 

Zwischen  Deliktsunfähigen  und  Deliktsfähigen  steht 
in  unserem  Strafrecht,  nicht  aber  auch  im  Zivilrechte, 
der  Deliktsbeschränkte:  d.  i.  der  Minderjährige  zwischen 
12  und  18  Jahren,  der  bei  Begehung  der  Tat  die  zur 
Kenntnis  der  Verantwortlichkeit  nötige  Einsicht  besitzt. 
Auch  das  Völkerrecht  kennt  den  Begriff  der  gemin- 
derten Zurechnungsfähigkeit,  es  muss  ihn  kennen,  da  ja 
auch  der  Begriff  des  halbsouveränen  Staates  völker- 
rechtlich sanktioniert  ist,  eine  geminderte  Deliktsfähig- 
keit sich  aber  nur  aus  der  Halbsouveränität  ergeben 
kann.  Das  internationale  Recht  macht  zwei  Abstufungen 
in  der  Halbsouveränität,  Vasallität  und  Protektorat.  Wäh- 
rend aber  in  unserem  nationalen  Rechte  der  Minder- 
jährige zwischen  12  und  18  Jahren,  der  die  nötige  Ein- 
sicht besitzt,  zu  einer  milderen  Strafe  zu  verurteilen  ist, 
im  entgegengesetzten  Falle  aber,  wenn  er  die  Einsicht 
nicht  besitzt,  freizusprechen  ist,  ist  es  im  Völkerrechte 
anders  geregelt.  Soweit  der  halbsouveräne  Staat  von 
seinem  Oberstaate  nicht  abhängig  ist,  so  weit  kann 
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er  auch  für  ein  Delikt  voll  verantwortlich  gemacht  wer- 
den, seine  Tat  zieht  dann  dieselben  Folgen  nach  sich, 
wie  die  eines  vollsouveränen  Staates.  Soweit  er  aber 
von  seinem  Oberstaate  abhängig  ist,  ist  auch  er  mangels 
Deliktsfähigkeit  nicht  als  schuldig  anzusprechen.  Wie 
weit  die  Beziehungen  reichen,  in  denen  er  sich  eine 
Einmischung  von  seinem  Oberstaate  gefallen  lassen 
muss,  ist  Frage  des  einzelnen  Falles.  Feststehende 
Normen  aufzustellen,  ist  unmöglich,  da  Vasallität  und 
Protektorat  in  jedem  konkreten  Falle  anders  geregelt 
sind,  dem  halbsouveränen  Staat  bald  mehr,  bald  weni- 
ger Spielraum  gelassen  ist.  Nur  soviel  ist  festzuhalten, 
soweit  der  halbsouveräne  Staat  autonom  ist,  ist  er  auch 
deliktsfähig,  soweit  er  die  Herrschaft  des  Oberstaates 
anerkennen  muss,  ist  er  deliktsunfähig.  Für  ihn  haftet 
aber  der  für  ihn  verantwortliche  Suzerän  resp.  Protek- 
torstaat. 

Gesondert  hiervon  sind  endlich  noch  der  neutra- 
lisierte Staat  und  der  Heilige  Stuhl  zu  betrachten.  Den 
ersteren  als  deliktsbeschränkt  anzusprechen,  wäre  un- 
richtig, vielmehr  ist  der  neutralisierte  Staat  als  der  sou- 
veräne Staat,  dem  nur  geringe  Beschränkungen  im  Kriegs- 
und Föderationsrecht  auferlegt  sind,  völlig  deliktsfähig, 
während  umgekehrt  der  Heilige  Stuhl  als  Nichtstaat, 
dem  nur  geringe  staatliche  Befugnisse  eingeräumt  sind, 
auch  nicht  die  Bürde  der  Deliktsfähigkeit  tragen  muss. 

Soviel  über  den  Einzelstaat!  Nun  aber  taucht  die 
Frage  auf,  wie  es  sich  mit  den  Staatenverbänden,  den 
Vereinigungen  mehrerer  Staaten  verhält.  Hier  ist  nun 
zwischen  den  einzelnen  Arten  der  Staatenverbindungen 
zu  unterscheiden.  —  Die  einfachste  und  loseste  ist  die 
Personalunion,  d.  h.  zwei  Staaten  sind  in  der  Weise 
verbunden,  dass  nur  die  Person  des  Herrschers  ihnen 
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gemeinsam  ist,  ein  solch  lockeres  Band,  dass  davon  die 
völkerrechtlichen  Verhältnisse  nicht  im  geringsten  tan- 
giert werden.  Ein  jeder  Staat  behält  den  Grad  der 
Souveränität,  den  er  vor  der  Verbindung  sein  Eigen 
nannte.  Damit  bleibt  auch  die  Deliktsfähigkeit  in  dem- 
selben Umfange  aufrecht  erhalten,  wie  sie  jedem  ein- 
zelnen Staate  ohne  die  Vereinigung  zukommen  würde. 
Besteht  also  die  Personalunion  zwischen  einem  souve- 
ränen und  einem  halbsouveränen  Staat,  so  ist  der  er- 
stere  voll  der  zweite  beschränkt  deliktsfähig  l). 

Alle  übrigen  Staatenverbände  entstehen  im  Gegen- 
satz zur  Personalunion  nur  durch  Vertrag,  tragen  also 
von  vornherein  mehr  den  Charakter  eines  Bundes. 
Deshalb  ist  bei  ihnen  nur  eine  Verbindung  gleichwer- 
tiger Staaten  möglich,  in  der  Praxis  aber  wenigstens  wer- 
den diese  Staaten  beim  Abschluss  souverän  sein  müssen, 
da  der  Suzeränstaat  einem  Vasallstaate  es  nimmermehr 
gestatten  wird  mit  anderen  Staaten  ein  Bundesver- 
hältnis einzugehen.  Wir  werden  also  uns  im  Folgenden 
auf  die  Verbindungen  souveräner  Staaten  beschränken 
können. 

Von  diesen  Vereinigungen  bindet  am  lockersten 
der  Staatenbund 2).  Durch  eine  derartige  Vereinigung 
mehrerer  Staaten,  deren  Zusammengehörigkeit  sich  in 
einem  gemeinsamen,  ständigen  Bundesorgan  und  in 
einzelnen  gemeinschaftlichen  Einrichtungen  erschöpft, 
wird  selbstverständlich  auch  kein  neues  Völkerrechts- 
subjekt geschaffen.  In  gewissen  Beziehungen  allerdings 
kann  dem  Staatenbund  völkerrechtliche  Handlungsfähig- 
keit und  damit  auch  Deliktsfähigkeit  eingeräumt  sein, 


1)  Liszt  §  6  S.  54. 

2)  Liszt  §  6  S.  54. 
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im  grossen  und  ganzen  jedoch  bleibt  die  internationale 
Stellung  der  einzelnen  Staaten  unberührt. 

Ein  festeres  Band  als  Personalunion  und  Staaten- 
bund knüpft  die  Realunion  1).  Wie  der  Staatenbund,  so 
entsteht  auch  sie  nicht  durch  Zufall,  sondern  gewollt 
durch  Vertrag,  verknüpft  aber  die  Staaten,  die  eine 
solche  Veinbarung  schliessen,  so  fest,  dass  sie  selbst 
teilweise  in  dem  neuen  Gebilde  aufgehen.  Die  Real- 
union ist  Völkerrechtsubjekt  und  besitzt  als  solches  auch 
Deliktsfähigkeit ,  die  einzelnen  Glieder  der  Realunion 
aber  büssen  an  Souveränität  ein;  in  all  den  Beziehungen 
aber,  in  denen  keine  Gemeinsamkeit  zwischen  den  ver- 
bundenen Staaten  besteht,  ist  ihre  Völkerrechtspersön- 
lichkeit aufrecht  erhalten  geblieben:  soweit  diese  Bezie- 
hungen sich  erstrecken,  soweit  auch  bleibt  der  Glied- 
staat deliktsfähig. 

Den  straffesten  Zusammenschluss  mehrerer  Staaten 
untereinander  stellt  der  Bundesstaat  dar 2).  Wie  Staa- 
tenbund und  Realunion,  entsteht  er  durch  Vertrag;  wie 
die  Realunion,  ist  auch  er  ein  Ganzes  und  geniesst  Völ- 
kerrechtspersönlichkeit wie  diese.  Worin  er  aber  weiter 
geht  als  die  Realunion,  das  ist  der  Umstand,  dass  er 
sich  auf  eine  Verfassung  stützt  und  dass  bei  ihm  eine 
summa  potestas,  eine  oberste  Gewalt  über  die  einzelnen 
Gliedstaaten  besteht.  Der  Bundesstaat  ist  als  Völker- 
rechtsperson stets  auch  deliktsfähig,  die  einzelnen  Glied- 
staaten aber  sind  im  allgemeinen  deliktsunfähig.  In 
einzelnen  Beziehungen  freilich  kann  ihnen  die  Völker- 
rechtspersönlichkeit erhalten  geblieben  sein:  so  haben 
z.  B.  im  Deutschen  Reiche  die  Bundesstaaten  ein  aktives 


1)  Liszt  §  6  S.  55. 

2)  Liszt  §  6  S.  55. 
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und  passives  Gesandtschaftsrecht;  im  Bereiche  dieser 
Beziehungen  sind  dann  auch  die  Gliedstaaten  verant- 
wortlich, deliktsfähig. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  also  bestimmt  sich 
im  Völkerrechte  der  Begriff  und  Umfang  der  Delikts- 
fähigkeit. Wie  in  unserem  geltenden  Rechte  nur  der 
verantwortlich  zu  machen  ist,  der  innerhalb  der  ihm  von 
der  Natur  auferlegten  Schranken  seinen  Willen  frei  regu- 
lieren kann,  so  ist  auch  im  Völkerrechte  das  entschei- 
dende Moment  der  Umstand,  ob  ein  Staat  innerhalb  der 
Grenzen,  die  das  Völkerrecht  ihm  setzt,  seinen  Willen 
ungehindert,  ohne  Störung  durch  äussere  Einflüsse  zur 
Geltung  und  Entfaltung  bringen  kann.  Je  nachdem  diese 
Möglichkeit  völlig,  teilweise  oder  überhaupt  nicht  besteht, 
entscheidet  sich  die  Deliktsfähigkeit,  die  völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit  eines  Staates. 

§  6. 

Unrechts-Ausschliessungsgründe. 

In  unserem  geltenden  Recht  gehört  zum  Wesen 
eines  Deliktes,  sei  es  nun  im  Zivil-  oder  Stiafrecht,  als 
unumgängliches  Erfordernis  das  Zeichen  der  Widerrecht- 
lichkeit, d.  h.  das  als  Delikt  anzusprechende  Verhalten 
muss  gegen  eine  Rechtsnorm  Verstössen,  sonst  ist  kein 
Delikt  vorhanden. 

Das  Prinzip  der  Widerrechtlichkeit  der  Staaten  hat 
wie  oben  in  §  2  auch  für  das  Völkerrecht  Geltung  er- 
halten. Wie  es  aber  in  unserem  nationalen  Rechte  Mo- 
mente gibt,  die  die  Rechtswidrigkeit  ausschliessen,  so 
ist  es  auch  im  Völkerrecht.  Ja,  sogar  die  einzelnen 
Typen  der  Unrechtsausschliessungsgründe  des  natio- 
nalen Rechtes  tauchen  hier,  teilweise  wenigstens  wieder 
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auf,  teilweise  allerdings  mussten  sie  verschwinden,  da 
ihre  Anwendung  im  Völkerrecht  begrifflich  undenkbar 
ist,  oder  aber  haben  sie  stark  modifiziert  ihren  Einzug 
in  das  internationale  Recht  gehalten. 

Das  weitaus  grösste  Anwendungsgebiet  von  allen 
Unrechts-Ausschliessungsgründen  hat  im  nationalen  wie 
im  internationalen  Rechte  der  Begriff  der  Notwehr,  d.  h. 
eine  an  sich  unerlaubte  Handlung  ist  dann  nicht  wider- 
rechtlich, wenn  sie  die  zur  Abwehr  eines  gegenwärtigen 
rechtswidrigen  Angriffes  erforderliche  Verteidigung  ent- 
hält l).  Der  Rechtsgrund  für  die  Anerkennung  der  Not- 
wehr liegt  in  dem  Rechte  auf  Selbsterhaltung,  das,  wie 
im  nationalen  Rechte  dem  Einzelnen,  im  «Völkerrechte 
dem  Staate  gegeben  ist. 

Vier  Merkmale  setzt  der  Begriff  der  Notwehr 
voraus.  Einmal  muss  es  sich  um  einen  Angriff  han- 
deln, d.  h.  um  ein  aggressives  Verhalten  eines  Staates 
gegenüber  eines  anderen.  Auf  welches  Rechtsgut  sich 
der  Angriff  richtet,  ist  völlig  gleichgültig;  nur  muss  es 
ein  Rechtsgut  sein,  welches  das  Völkerrecht  eben  als  ein 
solches  anerkennt.  Ebensowenig  macht  es  etwas  aus, 
ob  der  Angriff  schuldhafter  Weise  provoziert  war  oder 
nicht;  nur  ist  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass  eine  Pro- 
vokation mitunter  auch  einen  schweren  Angriff  auf  die 
Ehre  und  das  Prestige  eines  anderen  Staates  enthalten 
kann.  Dann  ist  die  Zurückweisung  dieses  Verstosses 
keine  Offensive  mehr,  sondern  reine  Defensivhand- 
lung; Ehrennotwehr,  gegen  die  keine  Notwehr  mehr 
möglich  ist. 

Das  zweite,  was  zu  beachten  ist,  ist  das  Moment, 
dass  der  Angriff  ein  gegenwärtiger  sein  muss.    Es  darf 


1)  Meyer-Allfeld  §  31  S.  180. 
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also  der  Angriff  nicht  schon  vorüber  sein,  eine  Tätigkeit 
nach  dem  Angriff  kann  nicht  als  Verteidigung  erscheinen; 
sie  qualifiziert  sich  vielmehr  als  Rache  und  damit  als 
rechtswidrigen  Angriff.  Andererseits  darf  die  Gefahr 
nicht  noch  in  bestimmter  Ferne  ruhen,  sondern  muss 
schon  greifbare  Gestalt  angenommen  haben.  So  kann 
gegen  eine  Vergrösserung  einer  fremden  Macht,  die  auf 
vollständig  rechtlichem  Wege  erfolgt,  nicht  unter  dem 
Deckmantel  der  Notwehr  Front  gemacht  werden.  Wenn 
trotzdem,  wie  es  ja  in  der  Praxis  geschah,  ein  solcher 
widerrechtlicher  Eingriff  in  die  Rechtssphäre  eines  frem- 
den Staates  nicht  die  Folge  nach  sich  zieht,  wie  er  es 
rechtlich  könnte,  so  ist  der  Grund  hierfür  nicht  in  der 
Rechtsordnung,  sondern  in  den  politischen  Verhältnissen 
der  jeweiligen  Zeit  zu  schliessen.  Das  Recht  aber  ist, 
wie  Rivier  sagt,  nicht  mit  der  Politik  zu  verwechseln. 

Dass  ein  solcher  Angriff  mit  aller  Entschiedenheit 
zurückgewiesen  werden  kann,  lehrt  nicht  nur  die  Theorie, 
sondern  ist  auch  in  der  Staatenpraxis  anerkannt.  Der 
deutsch-französische  Krieg  1870/71  hatte  seinen  äusseren 
Anlass  in  der  energischen  Abwehr  von  Seiten  Preussens 
gegen  eine  derartige  rechtswidrige  Intervention,  wie  sie 
Frankreich  und  der  Herzog  von  Gramont  damals  beliebte. 

Gegen  eine  Machtvergrösserung  eines  Staates  ist 
also  nie  Notwehr  möglich,  wohl  aber  hat  der  Staat, 
der  sich  bedroht  fühlt,  das  Recht,  besondere  Sicherheits- 
massregeln zu  treffen.  Er  kann  Bündnisse  gegen  die 
drohende  Gefahr  eingehen,  seine  Rüstungen  vervoll- 
kommen, seine  Grenzen  befestigen,  um  gegen  eine  plötz- 
liche Überrumpelung  gewaffnet  zu  sein.  Dieses  Recht 
folgt  aus  dem  Grundrechte  eines  jeden  Staates  auf 
Selbsterhaltung,  wird  aber  noch  überdies  in  besonderer 
Feststellung  normiert.    So  heisst  es  z.B.  in  Art.  15  des 
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Berliner  Vertrages  von  1878  wörtlich:  „Seine  Majestät 
der  Sultan  soll  das  Recht  haben,  für  die  Verteidigung 
der  Land-  und  Seegrenzen  dieser  Provinz  (gemeint  ist 
Ostrumelien)  durch  Errichtung  von  Befestigungen  auf 
diesen  Grenzen  und  Unterhaltung  von  Truppen  daselbst 
Sorge  zu  tragen." 

Die  dritte  Voraussetzung  der  Notwehr  ist  die  Rechts- 
widrigkeit des  gegnerischen  Angriffes.  Diese  Rechts- 
widrigkeit kann  kraft  allgemeiner  Regel  ausgeschlossen 
sein  —  der  Angreifer  kann  sich  z.  B.  in  einem  (später 
zu  besprechenden)  Notstand  befinden  —  oder  sie  kann 
durch  besondere  Befugnisse  aufgehoben  sein :  z.  B.  wenn 
dem  Angreifer  kraft  Vertrag  das  Recht  zu  einem  solchen 
Vorgehen  zusteht.  In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Zurück- 
weisung nicht  Notwehr,  sondern  immer  rechtswidrig. 

Die  vierte  Bedingung  der  Notwehr  endlich  liegt 
darin,  dass  eine  erforderliche  Verteidigung  geübt  werden 
muss.  Die  Mittel  des  Angriffes  und  der  Verteidigung 
müssen  wenigstens  im  allgemeinen  gleichwertig  sein. 
Dass  sie  es  im  Einzelnen  seien,  kann  man  im  Völker- 
rechte, wo  es  doch  so  viel  auf  die  subjektive  Beurtei- 
lung des  einzelnen  Falles  ankommt,  nicht  verlangen. 
Übertritt  aber  ein  Staat  die  Grenzen  der  erforderlichen 
Verteidigung,  so  ist  diese  Verteidigung  nicht  mehr  als 
Notwehr  anzusehen,  sondern  begründet  als  Delikt  auch 
Deliktshaftung. 

Ist  aber  der  Begriff  der  Notwehr  einmal  gegeben, 
so  ist  damit  auch  das  Moment  der  Erlaubtheit  dargetan. 
Es  entsteht  keine  Deliktshaftung,  auch  keine  Ersatz- 
pflicht. —  Was  endlich  die  Mitwirkung  anderer  Staaten 
bei  einer  Notwehrhandlung  anbetrifft,  so  verhält  es  sich 
damit  genau  so,  wie  im  Zivil-  und  Strafrechte.  Auch 
sie  ist  im  Völkerrecht  möglich,  nur  setzt  sie  die  Ein- 
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willigung  des  angegriffenen  Staates  voraus,  da  sonst 
dessen  Souveränität  verletzt  würde  und  die  Handlung 
nicht  als  Mitwirkung  zur  Notwehr,  sondern  als  un- 
berechtigte Intervention  erscheinen  dürfte. 

Der  Notwehr  verwandt  und  wie  dies  Unrecht-Aus- 
schliessungsgrund ist  der  Notstand1),  d.  i.  der  Zustand 
der  Gefahr,  aus  dem  man  sich  nur  durch  Verletzung 
oder  Gefährdung  eines  fremden  Rechtsgutes  befreien 
kann.  In  unserem  nationalen  Recht  ist  er  in  ziemlich 
weitem  Umfange  anerkannt.  Die  §§  52  und  54  des 
-  St.-G.-B.  geben  dem  einzelnen  bei  Gefahr  für  sein  Leben 
oder  Gesundheit,  die  §§  229,  904  B.-G.-B.  bei  Gefahr 
für  ein  sonstiges  Rechtsgut  ein  sogen.  Notstandsrecht. 
Auch  im  Völkerrechte  ist  der  Begriff  des  Notstandes 
nicht  unbekannt,  kann  es  auch  nicht  sein;  denn  gerade 
auf  diesem  Rechtsgebiete,  das  doch  Fäden  spinnen  will 
zwischen  einem  Volk  zum  andern,  ist  noch  viel  mehr 
als  in  einem  rein  nationalen  Rechte  eine  Kollisionsgefahr 
zwischen  den  Interessen  der  einzelnen  Staaten  gegeben. 
Hier  einen  Ausgleich  zu  finden  im  Streite  der  sich  wider- 
sprechenden Interessen,  ist  Sache  des  Völkerrechtes, 
das  zur  Schlichtung  dieser  Gegensätze  daher  unbedingt 
den  Begriff  des  Notstandes  übernehmen  musste.  Es 
ist  nicht  einzusehen,  warum  viele  Schriftsteller,  nament- 
lich in  der  früheren  Zeit  ihn  im  internationalen  Rechte  so- 
viel wie  ganz  leugnen  wollen,  besonders  da  die  Praxis 
der  Staaten  den  Gedanken  eines  Notstandes  in  den 
weitesten  Grenzen  aussprach,  wenn  sie  ein  sog.  Coni- 
venzrecht  (droit  de  convenance)  schuf,  als  die  Befugnis 
jedes  Staates  im  Falle  collidierender  Interessen  —  in  den 
„Cases  of  necessarity"  —  so  zu  verfahren,  wie  es  in 


1)  Meyer-Allfeld  §  32  S.  187. 
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dem  eigenen  Interesse  am  angemessensten  erachtet  wird. 
In  der  Wissenschaft  ist  man  nun  heute  darüber  ziemlich 
einig,  dass  man  auch  von  einem  Notstand  im  Völkerrechte 
sprechen  kann,  nur  werden  seine  Grenzen  sehr  ver- 
schieden gefasst.  Ullmann,  Bulmerincq  und  andere 
Schriftsteller  billigen  einem  Staate  nur  das  Selbsterhal- 
tungrecht zu  und  wollen  nur  in  seinen  Schranken  einen 
Notstand  im  Völkerrechte  anerkennen.  Liszt  dagegen 
spannt  den  Begriff  viel  weiter  und  will  das  Anwendungs- 
gebiet des  Notstandes  aus  unserem  nationalen  Rechte 
auch  auf  das  Völkerrecht  übertragen.  Zur  Begründung 
seiner  Ansicht  führt  er  mit  Recht  an,  dass  es  absolut 
unbillig  erscheinen  müsse,  wenn  man  erst  den  knapp 
vor  dem  Ruin  stehenden  Staate  ein  Notstandsrecht 
(wenn  man  überhaupt  von  einem  Rechte  sprechen  darf, 
denn  die  Anhänger  der  ersten  Theorie,  bestreiten  über- 
haupt die  Rechtlichkeit  der  Notstandshandlung  und  er- 
kennen sie  nur  als  Strafausschliessungsgrund  an)  ge- 
währen will. 

Warum  Ullmann  etc.  dem  Begriff  des  Notstandes 
im  Völkerrechte  solche  Schranken  ziehen  wollen,  ist 
nicht  recht  einzusehen.  Wenn  man  im  nationalen  Rechte 
ein  jedes  Rechtsgut  eines  Menschen  schützt,  warum  soll 
man  dann  einem  Staate  nicht  das  Recht  zubilligen,  wo 
eine  Gefahr  für  ein  völkerrechtlich  geschütztes  Interesse 
besteht,  auf  Rechtsgüter  anderer  Staaten  einzuwirken, 
wenn  ke",n  anderer  Ausweg  sonst  offen  steht?  Wir  dürfen 
daher  wohl  Liszt  beipflichten,  wenn  er  von  einer  Über- 
nahme des  zivil-  und  strafrechtlichen  Notstandes  in  das 
Völkerrecht  spricht.  Der  Umfang  des  Notstandes  ist 
auch  hier  der  gleiche,  aber  auch  die  Einschränkungen, 
die  unser  nationales  Recht  macht,  dürften  ähnlich  sein. 
Fürs  erste  muss  im  Völkerrecht  der  Notstand  unver- 


—    32  — 


schuldet  sein,  soferne  sich  der  Angriff  gegen  die  Existenz 
eines  anderen  Staates  richtet.  Dann  muss  in  den  übrigen 
Notstandsfällen  ähnlich  unserem  Privatrechte  eine  gewisse 
Verhältnismässigkeit  zwischen  den  bedrohten  und  den 
angegriffenen  Interessen  bestehen.  Nur  der  höhere  Wert 
kann  prävalieren  und  seine  Existenz  durch  Unterdrückung 
des  niederen  rächen.  Endlich  ist  in  all  den  Fällen  Er- 
satz zu  leisten,  in  denen  die  Gefahr  nicht  von  dem  an- 
gegriffenen Rechtsgute  droht.  Mit  solchen  Einschrän- 
kungen versehen,  wird  man  auch  im  Völkerrechte  vom 
Notstand  als  einem  Unrechts-Ausschliessungsgrund  spre- 
chen dürfen1). 

Geradezu  das  treffendste  Beispiel  für  eine  Notstands- 
handlung bietet  uns  die  Geschichte  unserer  Tage:  wir 
meinen  den  Einmarsch  der  Deutschen  in  belgisches 
Gebiet.  Man  stelle  sich  vor,  wie  die  Lage  bei  Beginn 
des  grossen  Krieges  war!  Von  beiden  Seiten  war  Deutsch- 
land bedroht,  hier  von  Frankreich  und  England,  dort 
von  dem  Dritten  im  Bunde,  Russland.  Die  numerische 
Überlegenheit  war  unbedingt  auf  Seiten  der  Entente- 
mächte. Dagegen  hatte  Deutschland  nur  seine  treffliche 
Organisation,  vor  allem  die  Präzision  seiner  Mobilmachung 
einzusetzen.  Dieser  Vorteil  musste  aber  in  Wegfall 
kommen,  wenn  man  durch  den  eisernen  Festungsgürtel 
Verdun— Beifort  sich  den  Weg  ins  französische  Land 
bahnen  wollte.  Zudem  wusste  man  genau,  dass  in 
Frankreich  und  England  der  Plan  bestand,  durch  Belgien 
hindurch  uns  in  die  ungeschütze  Flanke  zu  fallen,  und 
ebenso,  dass  Belgien  nimmermehr  diesen  Anprall  würde 
aufhalten  können  und  wollen.  Schon  aus  dem  letzten 
Grunde  allein  wäre  die  Verletzung  der  belgischen  ,.Neu- 


1)  Liszt  §  24  S.  185. 
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tralität"  keine  rechtswidrige  gewesen.  Sagt  doch  schon 
der  Brüsseler  Gelehrte  Prof.  Rivier  in  seinem  Lehr- 
buch des  Völkerrechts1),  allerdings  1898  und  nicht  1914: 
„Ein  Staat  darf  selbst  dann  die  Souveränität  eines  dritten 
Staates  verletzen,  wenn  dieser  zu  schwach  ist,  zu  ver- 
hindern, dass  sein  Gebiet  dem  Angreifer  zur  Basis 
dient."  —  Wie  eben  gesagt,  liegt  aber  noch  ein  zweiter 
Grund  für  den  Notstand  vor.  Um  so  mehr  wird  man 
zugeben  müssen,  dass  Deutschlands  Vorgehen  nicht  im 
Widerspruch  mit  dem  Recht  gestanden  hat,  dass  es  tat- 
sächlich sich  in  einem  Notstand  befunden  hat.  So  und 
nur  so  sind  die  Ereignisse  der  ersten  Augustwoche  des 
Jahres  1914  zu  beurteilen,  trotz  aller  englischen  Ver- 
leumdungen und  Verdrehungen.  Man  möge  sich  doch 
einmal  jenseits  des  Kanals  erinnern,  was  Gladstone  in 
seiner  Rede  dem  englischen  Unterhause  am  1.  Sept. 
1870  über  die  belgische  Neutralität  gesagt  hat!  Er  er- 
klärte wörtlich:  „Ich  vermag  nicht  der  Lehre  derer  bei- 
zustimmen, die  die  Behauptung  vertreten  haben,  dass 
die  einfache  Tatsache  des  Vorliegens  einer  Garantie 
jeden  Teil  an  ihr  bindet,  völlig  ohne  Rücksicht  auf  die 
besondere  Lage,  worin  er  sich  befinden  mag  in  dem 
Zeitpunkt,  wo  der  Anlass,  der  Garantie  gemäss  zu  han- 
deln, eintritt,  Die  grossen  Autoritäten  auf  dem  Gebiet 
der  auswärtigen  Politik,  auf  die  ich  zu  hören  gewohnt 
bin,  wie  Lord  Aberdeen  und  Lord  Palmerston  haben 
meines  Wissens  niemals  dieses  starre  und,  wenn  ich  so 
sagen  darf,  diese  unpraktische  Ansicht  von  der  Garantie 
gehabt."  Dies  wird  genügen,  um  den  Beweis  zu  führen, 
dass  wir  nichts  Unrechtes  getan,  sondern  frei  von  Schuld 
und  Fehl  sind. 

Die  Hauptanwendungsfälle  findet  der  völkerrecht- 

1)  Rivier  S.  184. 
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liehe  Notstand  natürlich  im  Kriege.  Hier  ist  man  auch 
zur  Ausbildung  zweier  typischer  Notstandshandlungen 
gelangt:  Kriegsraison  und  Angarie. 

Kriegsraison  ist  die  Abweichung  von  den  Kriegs- 
regeln in  besonders  dringenden  Fällen,  ein  Begriff,  der 
heute  allerdings  durch  die  auf  den  Krieg  bezüglichen 
Konventionen  eine  gewisse  Einschränkung  erfahren  hat. 
Die  Angarie  dagegen  ist  auch  heute  noch  vollständig 
anerkannt.  Sie  bedeutet  die  Wegnahme  fremden  Eigen- 
tums und  dessen  Verwendung  für  die  Kriegsführen- 
den in  dringenden  Fällen. 

Auch  im  friedlichen  Verkehr  hat  das  Völkerrecht 
einen  besonderen  Typ  des  Notstandes  entwickelt,  den 
der  reläche  forcee1),  d.  h.  Schiffen  aller  Art  ist  bei  See- 
not der  Aufenthalt  in  jedem  Hafen,  auch  in  einem  sonst 
gesperrten,  zu  gestatten. 

Dies  sind  die  häufigsten  Anwendungsfälle  des  Not- 
standes im  Völkerrecht,  doch  damit  erschöpft  sich  sein 
Gebiet  noch  nicht.  Vielmehr  ist  eine  jede  Handlung, 
soweit  sie  eben  die  allgemeinen,  oben  angeführten  Gren- 
zen des  Notstandes  einhält,  nicht  rechtswidrig  und  be- 
gründet somit  weder  Notwehr  noch  Verantwortung. 

Ein  weiterer  Unrechts-Ausschliessungsgrund  ist  wie 
in  unserem  nationalen  Recht,  so  auch  im  Völkerrechte, 
die  Einwilligung  des  Verletzten2).  Volenti  non  fit  iniuria, 
dieser  Satz  gilt  auch  im  Völkerrechte.  Ein  jeder  Staat 
hat  Verfügungsfreiheit  über  sich  selbst,  das  folgt  auch 
mit  Notwendigkeit  aus  seiner  Souveränität.  Er  hat  in- 
folgedessen das  Recht,  einen  Eingriff  in  seine  Rechts- 
sphäre zu  gestatten,  genau  wie  es  in  seiner  Macht  liegt, 
ihn  zu  verbieten.    Wie  aber  in  unserem  geltenden  Recht 

1)  Liszt  §  24  S.  185. 

2)  Liszt  §  24  S.  184. 
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nicht  alle  Rechtsgüter  eines  Menschen  seiner  freien  Dis- 
position unterstellt  sind,  sondern  die  Rechtsordnung  die- 
jenigen, an  deren  Schutz  auch  die  Allgemeinheit  interes- 
siert ist,  davon  ausnimmt  und  ihre,  wenn  gleich  mit 
Einwilligung  des  primär  Verletzten,  erfolgte  Beeinträch- 
tigung für  strafbar  erklärt  (s.  z.  B.  St.-G.-B.  §  142,  so 
verhält  es  sich  auch  im  Völkerrechte.  Wo  die  Interessen 
mehrerer  Staaten  im  Spiele  sind,  da  macht  die  Erlaub- 
nis des  zunächst  verletzten  Staates  gar  nichts  aus  und 
begründet  für  den  Verletzerstaat  auch  eine  Deliktshaftung. 
Ein  treffendes  Beispiel  hierfür  wäre  z.  B.  die  Besetzung 
des  neutralisierten  Belgiens  von  Seiten  Englands  gewesen, 
obwohl  diese  mit  Gestattung  der  belgischen  Regierung 
hätte  vor  sich  gehen  sollen.  Diese  Besetzung  (ebenso 
natürlich  wie  die  Gestattung  von  seitens  Belgiens)  wäre 
trotzdem  rechtswidrig  gewesen,  da  die  Neutralität  dieses 
Staates  von  mehreren  der  Völkerrechtsgemeinschaft  an- 
gehörenden Gliedern  anerkannt  worden  und  für  diese 
von  Wichtigkeit  ist.  Nur  Verletzungen  von  völkerrecht- 
lich geschützten  Interessen  eines  Staates,  die  ganz  allein 
diesen  angehen,  wird  durch  die  Erlaubnis  des  verletzten 
Staates  die  Rechtswidrigkeit  und  damit  die  Deliktseigen- 
schaft genommen. 

Als  letzter  Unrechts-Ausschliessungsgrund  ist  noch 
die  Selbsthilfe  zu  erwähnen.  Das  B.-G.-B.  bestimmt  in 
§  229:  „Wer  zum  Zwecke  der  Selbsthilfe  eine  Sache 
wegnimmt,  zerstört  oder  beschädigt,  oder  wer  zum  Zwecke 
der  Selbsthilfe  einen  Verpflichteten,  der  der  Flucht  ver- 
dächtig ist,  festnimmt,  oder  den  Widerstand  des  Ver- 
pflichteten gegen  eine  Handlung,  die  er  zu  dulden  ver- 
pflichtet ist,  beseitigt,  handelt  nicht  widerrechtlich,  wenn 
obrigkeitliche  Hilfe  nicht  rechtzeitig  zu  erlangen  ist  und 
ohne  sofortiges  Eingreifen  die  Gefahr  besteht,  dass  die 

3* 
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Verwirklichung  des  Anspruches  vereitelt  oder  wesentlich 
erschwert  werde." 

Auch  im  Völkerrecht  findet  sich  das  Prinzip,  dass 
eine  Handlung,  die  in  berechtigter  Selbsthilfe  vor  sich 
geht,  nicht  rechtswidrig  sei.  Nur  ist  hier  das  Anwen- 
dungsgebiet der  Selbsthilfe  viel  grösser.  Denn  es  fehlt 
ja  im  Völkerrechte  an  einer  über  den  einzelnen  Staaten 
stehenden  obersten  Gewalt,  die,  wie  im  Einzelstaate  die 
Staatsgewalt,  den  Delinquenten  zur  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtungen anhalten  könnte.  Die  Vollstreckung  ist  ja 
bekanntlich  der  schwächste  Punkt  des  Völkerrechtes: 
wo  kein  friedlicher  Ausgleich  zu  finden  ist,  da  versagt 
nur  zu  oft  das  Völkerrecht.  Die  Staaten  müssen  dann 
die  Erfüllung  ihrer  Ansprüche  selbst  in  die  Hand  nehmen, 
müssen  zur  Selbsthilfe  greifen.  Die  Beschränkungen  des 
nationalen  Rechtes  entfallen  hier  natürlich.  Nur  die  eine 
Grundbedingung  muss  notwendig  vorhanden  sein,  näm- 
lich der  Anspruch  eines  Staates  gegen  einen  andern, 
dessen  Erfüllung  in  Frage  steht.  Im  übrigen  sind  die 
Voraussetzungen  bei  den  verschiedenen  Erscheinungs- 
formen der  Selbsthilfe  verschieden  geregelt. 

Die  schwächste  Form  der  hier  in  Betracht  kommen- 
den Selbsthilfe1)  ist  nach  der  bestehenden  Rechtsan- 
schauung die  Repressalie,  d.  i.  eine  gewalttätige  Hand- 
lung des  einen  Staates  gegen  einen  anderen  Staat  oder 
seine  Angehörigen,  die  zu  dem  Zwecke  vorgenommen 
wird,  um  einem  von  der  anderen  Seite  begangenen 
Unrecht  entgegenzuwirken.  Voraussetzung  zur  Anwen- 
dung einer  Repressalie  ist  also  immer,  dass  ein  Unrecht 

1)  Die  Retorsion,  die  auch  zur  Selbsthilfe  gehört,  scheidet 
hier  aus,  da  die  Vergeltungsmassregel  nur  eine  Unbilligkeit  ent- 
halten darf,  nicht  aber  ein  Unrecht.  Hier  ist  aber  nur  von  den 
letzteren  Handlungen  zu  sprechen. 
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von  Seiten  des  zu  zwingenden  Staates  verübt  wurde 
und  durch  die  Anwendung  der  Repressalie  die  Erfüllung 
einer  Verbindlichkeit  dieses  Staates  beschleunigt  wird. 
Die  Repressalien  sind  mannigfacher  Natur,  sie  können 
sich  gegen  den  Staat  selbst  wie  gegen  die  Staatsange- 
hörigen richten.  Ihre  wichtigsten  Erscheinungsformen 
sind  einerseits  Beschiessung  von  Städten  eines  Staates, 
der  gezwungen  werden  soll,  Pfändung  seiner  Einnahmen, 
Flottendemonstrationen  etc.,  andererseits  die  Androlepsie, 
die  Zurückbehaltung  von  Geiseln,  und  das  Embargo, 
d.  i.  die  Beschlagnahme  fremder  Handelsschiffe. 

Eine  Repressalie  ganz  besonderer  Art  bildet  die 
Verhängung  der  Sperre  über  ein  Land  und  zwar  zu 
Friedenszeiten.  Diese  Friedensblockade  kann  entweder 
Land-  oder  Seesperre  oder  beides  zugleich  sein.  Ihre 
Verhängung  bedeutet  die  Unterbindung  eines  der  wich- 
tigsten Rechte  eines  Staates,  die  Hemmung  der  Verkehrs- 
freiheit. Durch  sie  wird  nämlich  die  Grenze  des 
blockierten  Staates  verschlossen,  seine  Waren  können 
nicht  mehr  exportiert  werden,  ebenso  können  in  sein 
Gebiet  keine  Waren  mehr  eingeführt  werden,  es  muss 
also  eine  Stockung  von  Industrie  und  Handel  eintreten. 
Auch  der  Personenverkehr  wird  durch  die  Verhängung 
der  Blockade  illusorisch.  Durch  die  Blockade  wird  also 
systematisch  eine  schwere  Stockung  des  Handels  und 
Verkehrs  des  blockierten  Staates  in  die  Wege  geleitet 
und  bedeutet  somit  einen  schweren  Schlag  für  seine 
Volkswirtschaft,  ein  Grund  dafür,  dass  die  Friedens- 
blockade nicht  häufig,  sondern  nur  als  eine  Vergeltung 
für  eine  schwere  Rechtsverletzung  in  Erscheinung  tritt. 

Eine  weitere  Form  der  Selbsthilfe  stellt  die  Inter- 
vention dar,  d.  i.  die  Anwendung  kompulsiven  Zwanges 
von  Seiten  eines  oder  mehrerer  Staaten,  um  ein  gewisses 
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Verhalten  eines  anderen  Staates  in  seinen  eigenen  An- 
gelegenheiten herbeizuführen.  Intervention  und  Repres- 
salie sind  nicht  miteinander  identisch,  wie  dies  öfters 
behauptet  wird.  Nur  so  viel  ist  daran  richtig,  das  ge- 
wisse Repressalien  ein  Durchführungsmittel  der  Inter- 
vention bilden  können.  Immer  aber  müssen  dies  solche 
sein,  die  sich  unmittelbar  gegen  den  zu  zwingenden 
Staat  selbst,  nicht  gegen  seine  Angehörigen  richten.  In- 
sofern allerdings,  als  Repressalien  diese  Bedingungen 
erfüllen,  ist  es  möglich,  dass  Intervention  und  Repressa- 
lie zusammenfällt.  Unter  der  Herrschaft  des  Legitimi- 
tätsprinzips war  die  Intervention  sehr  beliebt.  Allmählich 
aber  hat  man  eingesehen,  dass  sie  sich  mit  dem  Grund- 
gedanken des  Völkerrechts  nicht  vertrage.  Ihr  Anwen- 
dungsgebiet wurde  kleiner,  bis  die  Monroe-Doktrin  mit 
ihrem  Grundsatze  „Amerika  den  Amerikanern"  sie  auf 
das  heute  noch  anerkannte  Minimum  beschränkte.  Heut- 
zutage nämlich  ist  ihre  Berechtigung,  abgesehen  von 
den  Fällen,  wo  dem  intervenierenden  Staat  ein  vertrag- 
liches Interventionsrecht  eingeräumt  ist,  nur  insoweit 
anerkannt,  als  sie  sich  in  den  Grenzen  der  berechtigten 
Selbsthilfe  hält.  Die  Intervention  ist  eines  der  stärksten 
Mittel  der  Selbsthilfe  und  oft  nichts  anderes  als  der 
Vorbote  der  stärksten  Form  der  Selbsthilfe,  des  Krieges. 

Vier  Momente  also  sind  es,  Notwehr,  Notstand, 
Einwilligung  des  Verletzten  und  berechtigte  Selbsthilfe, 
die  eine  an  sich  verbotene  Handlung  zu  einer  erlaubten 
machen.  Nicht  hat  durch  ihre  Anerkennung  die  Rechts- 
ordnung das  Unrecht  sanktioniert,  sie  hat  nur  den  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  dem  Verletzten  selbst  eine  ge- 
wisse Befugnis  über  die  Vergeltung  anheim  gegeben 
werden  müsse:  dass  er  einerseits  sich  zur  Duldung 
einer  Verletzung  verpflichten  könne,  andererseits  aber, 
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wenn  sie  gegen  seinen  Willen  und  unerlaubter  Weise 
geschehen  sei,  in  gewisser  Beziehung  sich  dagegen 
wehren  können  müsse,  ein  Grundsatz,  der  nur  der 
Realität  der  Verhältnisse  angepasst  ist. 

§  7. 

Die  Folgen  des  Deliktes. 

Einfach  und  klar  sind  die  Folgen  eines  Deliktes  in 
unserem  geltenden  Rechte  geregelt.  Die  zwei  Eventu- 
alitäten eines  Deliktes  als  unerlaubte  Handlung  des 
Zivilrechtes  oder  als  Verbrechen  des  Strafrechtes  lassen 
zweierlei  Konsequenzen  erstehen:  einmal  Schadenser- 
satzleistung, die  entweder  freiwillig  oder  auf  Grund 
richterlichen  Urteils  erfolgt,  oder  zweitens  Verhängung 
einer  Strafe  über  den  Schuldigen. 

Dass  das  Strafrecht  mit  seinen  Deliktsfolgen  für  die 
Gestaltung  der  völkerrechtlichen  Deliktsfolgen  unmass- 
geblich und  belanglos  ist,  liegt  auf  der  Hand;  denn  wo 
gäbe  es  im  internationalen  Rechte  eine  über  dem  Ver- 
Jetzerstaat  stehende  Gewalt,  in  deren  Machtbereich  es 
läge,  dem  Schuldigen  die  gebührende  Strafe  zuzuteilen? 
Sie  anzuerkennen,  hiesse  mit  der  Natur  des  Völkerrechtes 
als  eines  Rechtes,  beruhend  auf  genossenschaftlicher 
Regelung  brechen,  und  die  Utopie  einer  internationalen 
Zentralgewalt  aufzustellen. 

Nur  die  Gesichtspunkte  des  Privatrechtes  können 
also  für  das  Völkerrecht  in  Betracht  kommen,  mit  dem 
einzigen  Unterschiede,  dass  die  besondere  Natur  der 
sich  gegenüberstehenden  Subjekte  und  Objekte  des 
Deliktes,  der  viel  kompliziertere  Charakter  der  frei- 
willigen und  unfreiwilligen  Ersatzleistung  ein  viel  mannig- 
facheres Gepräge  verleiht,  als  es  im  Privatrechte,  wo  es 
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sich  nur  um  die  Güter  des  einzelnen  Individuums  han- 
delt, der  Fall  ist. 

Die  erste  Frage,  die  sich  nun  erhebt,  ist  die:  wie 
weit  ist  im  Völkerrecht  Ersatz  zu  leisten,  welche  Merk- 
male bestimmen  den  Ersatz,  mit  kurzen  Worten,  wonach 
bestimmt  sich  im  Völkerrechte  der  Umfang  des  Scha- 
dens? Allgemeine  Gesichtspunkte  hierfür  aufstellen  zu 
wollen  ist  schwer  und  fast  unmöglich.  Das  römische 
Recht  und  im  Anschluss  hieran  unser  bürgerliches  Recht 
haben  das  „Interesse"  als  zu  ersetzen  erklärt,  d.  i.  den 
Wert,  welchen  das  verletzte  Gut  gerade  für  diesen  Be- 
rechtigten darstellt.  Diesen  Interessenstandpunkt  hat 
Heffter  auch  ins  Völkerrecht  übertragen  wollen,  wo- 
gegen aber  schon  Holtzendorf f l)  Front  gemacht  hat. 
Er  hat  den  berechtigten  Einwand  erhoben,  dass  es  doch 
auch  Staaten  gebe,  die  das  römische  Recht  nicht  rezi- 
piert hätten  und  die  deshalb  auch  nicht  an  seine  Grund- 
sätze über  die  Privatdelikte  gebunden  sein  könnten. 
Aber  abgesehen  von  diesem  mehr  formellen  Einwand 
lässt  die  ganz  besondere  Natur  des  Völkerrechtes  die 
Anwendung  des  römisch-rechtlichen  Prinzipes  nicht  zu. 
Wohl  ist  das  „Interesse"  des  späteren  römischen  Rechtes 
viel  subjektiver  als  es  in  der  älteren  Zeit  gewesen  ist, 
aber  trotz  alledem  kann  im  Völkerrechte  das  Interesse 
als  Umfangsbestimmung  und  Begrenzung  des  Ersatzes 
nicht  massgebend  sein.  Denn  dazu  ist  es  trotz  aller 
individueller  Berücksichtigung  noch  nicht  subjektiv  genug. 
Denn  wenn  auch  das  Interesse  der  Wert  ist,  den  ein 
Gut  für  einen  bestimmten  Berechtigten  hat,  so  wird  doch 
dieser  Wert  für  den  Einzelnen  nach  Billigkeit  und  Ge- 
rechtigkeit bestimmt,  wodurch  in  die  ganze  Ersatzbe- 

1)  Holtzendorff,  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  II 
§  18  S.  73. 
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Stimmung  wieder  ein  gewisses  objektives  Moment  kommt, 
das  eben  das  Interesseprinzip  im  Völkerrecht  unmöglich 
macht.  Denn  hier  kann  Billigkeit  und  Gerechtigkeit 
nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein,  da  sich 
nicht  Einzelindividuen,  sondern  Staaten  gegenüberstehen. 
Auf  keinem  Gebiete  des  Völkerrechtes  mehr  denn  hier 
aber  spielt  die  Politik  eine  solche  Rolle.  Sie  ist  es,  in 
Verbindung  mit  der  öffentlichen  Meinung  zumeist,  welche 
die  Grösse  und  Schwere  des  Ersatzes  bestimmen,  ein 
Grund  also,  warum  ein  objektives  Moment  und  damit 
auch  das  Interesse  für  das  Völkerrecht  unbrauchbar  ist1). 
Daraus  ergibt  sich  auch,  dass  allgemeine  Regeln  über 
die  Ersatzbestimmung  so  gut  wie  ausgeschlossen  sind, 
denn  was  ist  wandelbarer  als  Politik  und  öffentliche 
Meinung?  Drei  Sätze  nur  lassen  sich  auch  im  Völker- 
rechte aufstellen:  einmal  umfasst  der  Ersatz  Schaden 
wie  entgangenen  Gewinn,  dann  muss  eine  gewisse  Ver- 
hältnismässigkeit zwischen  Delikt  und  Ersatz  bestehen 
und  zum  dritten  endlich  darf  der  Ersatz  nie  eine  solche 
Höhe  erreichen,  dass  damit  eine  Demütigung  für  den 
ersatzleistenden  Staat  verbunden  wäre. 

Die  Art  des  Ersatzes  ist  doppelter  Natur.  Die  ein- 
facherere  und  leichtere  ist  die  Schadensersatzleistung 
im  engeren  Sinne.  Sie  beschränkt  sich  wie  im  Zivil- 
rechte auf  die  Herstellung  des  Zustandes  vor  der  Ver- 
letzung, meist  wird  noch  obendrein  eine  Entschädigung 
in  Geld  gefordert,  wenngleich  dies  nicht  immer  der 
FalJ  sein  muss,  da  in  der  Praxis  die  Ersatzleistung  in 
gewissen  Fällen  nur  in  Geld  oder  Reparation  besteht. 
Diese  Schadensersatzpflicht  tritt  bei  leichteren  Delikten 
ein  und  immer  da,  wo  sich  darum  handelt,  einen  mate- 
riellen Schaden  wieder  gut  zu  machen. 

1)  Benjamin  S.  52. 
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Bei  schwereren  Verletzungen  und  stets  dann,  wenn 
nicht  nur  materielle,  sondern  auch  ideelle  Güter  verletzt 
sind,  beschränkt  sich  der  Ersatz  nicht  auf  eine  reine 
Schadensersatzleistung,  sondern  darüber  hinaus  geht  der 
Anspruch  des  Verletzten  auf  Genugtuung.  Diese  wird 
immer  gefordert,  wo  es  sich  um  den  Ausgleich  einer 
Ehrenkränkung  oder  Ansehensgefährdung  handelt,  also 
zumeist  bei  Verletzung  der  Hoheitszeichen  oder  Ver- 
treter eines  Staates.  Die  Genugtuung  besteht  oft  in 
einem  rein  symbolischen  Akt,  meist  feierlicher  Hissung 
der  fremden  Flagge  unter  Anwesenheit  des  Militärs  oder 
Salutschiessen  der  Marine. 

Eine  besondere  Form  der  Genugtuung  bildet  die 
Bestrafung  dessen,  der  durch  seine  Tat  den  fremden 
Staat  verletzt  hat.  Handelt  es  sich  um  ein  unmittelbares 
Delikt,  so  kann  die  Bestrafung  entweder  in  der  öffent- 
lichen Desavouierung  des  schuldigen  Beamten  bestehen 
oder  in  seiner  Amtsentsetzung,  im  äussersten  Falle  kann 
auch  die  Verhängung  einer  kriminellen  Strafe  über  ihn 
geboten  sein.  Bei  mittelbaren  Delikten  kann  natürlich 
nur  die  letztere  Bestrafung  in  Betracht  kommen.  Ob  der 
Staat,  dem  der  Täter  angehört,  ihn  seiner  Tat  wegen 
strafen  kann,  ist  eine  rein  national-rechtliche  Frage,  be- 
stimmt sich  nach  dem  nationalen  Strafrechte,  doch  ist 
es  Aufgabe  und  Pflicht  eines  jeden  Staates,  dass  seine 
Gesetze  dafür  ausreichen,  einen  Schuldigen  für  seine  Tat 
zur  Verantwortung  zu  ziehen  (Näheres  s.  u.  §  11). 

Die  schwerste  Erscheinung  der  Genugtuung  endlTch 
ist  die  Sicherheitsleistung1).  Wie  im  Zivilrecht  bei  Be- 
sorgung weiterer  Störung  eine  Unterlassungsklage  ge- 
geben sein  kann,  so  ist  im  Völkerrechte  in  diesem  Falle 


1)  Liszt  §  24  S.  186. 
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der  Anspruch  auf  Sicherheitsleistung  gerechtfertigt,  ein 
Fall,  der  in  der  Praxis  sehr  selten  sein  wird,  da  für  den 
kautionierenden  Staat  oft  damit  eine  Gefährdung  seiner 
Souveränität  verbunden  sein  dürfte. 

In  dieser  Form  also  tritt  die  Ersatzleistung  auf. 
Auf  welchem  Wege  sie  nun  geleistet  wird,  ist  die  nächste 
Frage,  die  uns  beschäftigt.  Der  primäre  und  einfachste 
Weg  ist  der  der  freiwilligen  Leistung,  welche  der  Ver- 
letzerstaat aus  freien  Stücken  anbietet.  Dieser  Fall  sollte 
die  Regel  bilden,  in  der  Praxis  ist  es  aber  umgekehrt. 
Nur  all  zu  oft  müssen  andere  Massregeln  ergriffen  wer- 
den, um  den  Verletzerstaat  zur  Sühnung  seiner  Tat  an- 
zuhalten. Diese  Massregeln  sind  zweierlei  Natur;  die 
leichteren  sind  die  friedlichen.  Vor  allen  ist  hier  das 
sogen.  Minneverfahren1)  zu  erwähnen2).  Dieses  besteht 
darin,  dass  zuerst  der  verletzte  Staat  tätig  wird,  indem 
er  den  Täterstaat  auffordert,  seine  Schuld  zu  sühnen 
und  ihm  seine  Vorschläge  hierzu  unterbreitet.  Die  Ant- 
wort des  Täters  bringt  die  Gegenvorschläge.  Diese 
werden  dann  zumeist  von  Kommissionen,  die  sich  ent- 
weder aus  Angehörigen  beider  Staaten  zusammensetzen 
oder  sogen,  internationale  Untersuchungskommissionen 
sind,  geprüft  und  erledigt.  Die  Erledigung  wird  dann 
durch  die  Genehmigung  der  Staaten  perfekt.  Sie  kann, 
was  das  Häufigste  ist,  in  einem  Vergleich  bestehen.  Bei 
eklatanten  Delikten,  wo  das  ganze  Unrecht  auf  seiten 
des  Täterstaates  liegt,  aber  wird  ihre  Form  die  der  An- 
erkennung des  Deliktanspruches  von  seiten  des  Täters 
sein,  während  umgekehrt  bei  solchen  Delikten,  wo  den 
Täterstaat  nur  eine  ganz  geringe  Schuld  trifft,  sie  durch 

1)  Liszt  §  38  S.  275  ff. 

2)  Minneverfahren;  siehe  Bluntschli  „das  moderne 
Völkerrecht  der  zivilisierten  Staaten"  1868  S.  271  ff. 
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Verzicht  auf  Sühne  von  Seiten  des  verletzten  Staates 
geschehen  kann.  Doch  können  alle  diese  drei  Arten 
der  Erledigung  auch  miteinander  wechseln,  je  nachdem 
die  Politik  eine  mildere  oder  strengere  Erledigung  ver- 
langt. Bei  dem  einfachen  Minneverfahren  sind,  abge- 
sehen von  den  Fällen  der  internationalen  Untersuchungs- 
kommissionen, die  nur  der  rascheren  Erledigung  dienen 
sollen,  nur  die  Subjekte  und  Objekte  des  Deliktes  an 
der  Beilegung  beteiligt. 

Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  noch  ein  dritter 
Staat  daran  teilnimmt,  sei  es,  dass  er  seine  Hilfe  an- 
bietet oder  darum  gebeten  wird.  Dieser  Fall  der  Inter- 
vention amicale  ist  in  der  Neuzeit  ein  gar  häufiger  ge- 
worden. Bei  sehr  vielen  Streitigkeiten  werden  zur 
Erledigung  die  guten  Dienste  oder  die  Vermittlung  be- 
freundeter Staaten  zu  Hilfe  genommen.  Durch  die 
Haager  Abkommen  ist  diese  Vermittlung  von  den  Sig- 
natarmächten sogar  als  obligatorisch  anerkannt  worden, 
allerdings  mit  der  Klausel  „soweit  es  die  Umstände  ge- 
statten." In  zweierlei  Form  tritt  hier  die  Vermittlung 
auf.  Einmal  als  mCdiation  generale,  die  darin  besteht, 
dass  eine  Macht  die  Rolle  des  Vermittlers  übernimmt, 
d.  h.  es  versucht,  die  entgegengesetzten  Ansprüche  aus- 
zugleichen und  die  Verstimmungen  zu  beheben.  „Bei 
ernsten,  den  Frieden  gefährdenden  Streitfragen"  ist  ihre 
Erscheinungsform  eine  andere:  mCdiation  speciale.  Sie 
ähnelt  stark  der  nationalen  Zweikampfsvorbereitung1) 
und  besteht  darin,  dass  zwei  befreundete  Mächte  tätig 
werden,  quasi  als  Kartellträger  der  beiden  feindlichen 
Staaten,  die  nun  miteinander  Verhandlungen  pflegen, 
während  die  der  beiden  Nächstbeteiligten  während  30 
Tage  völlig  ruhen.    Einigen  sich  die  Sekundantmächte, 

1)  Liszt  §  38  S.  281  ff. 
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dann  legen  sie  ihr  Ergebnis  ihren  Auftraggebern  vor, 
die  dann  immer  noch  die  Wahl  haben,  ob  sie  die 
Einigung  annehmen  wollen  oder  nicht.  In  beiden  vor- 
genannten Fällen,  beim  einfachen  Minneverfahren,  wie 
bei  dem,  das  durch  die  guten  Dienste  befreundeter 
Staaten  unterstützt  wird,  ist  die  Entscheidung  immer 
noch  in  die  Hand  der  beiden  Hauptbeteiligten  gelegt. 

Nicht  so  beim  Schiedsverfahren,  einer  weiteren  Mög- 
lichkeit, den  Deliktsanspruch  auf  nicht  gewaltsamem  Wege 
beizulegen.  Hier  schliessen  die  Beteiligten  einen  Ver- 
trag, in  welchem  sie  die  Entscheidung  einem  Schieds- 
höfe anvertrauen.  Der  Schiedshof  selbst  kann  nach 
vertraglicher  Vereinbarung  aus  irgend  welchen  Mit- 
gliedern bestehen,  in  der  neuesten  Zeit  aber  ist  ein 
ständiger  Schiedshof  im  Haag  geschaffen  worden,  der 
ebenfalls  angerufen  werden  kann.  Beiden  Arten  des 
Schiedshofes,  dem  vertraglichen  wie  dem  ständigen 
internationalen,  ist  aber  gemeinsam,  dass  ihre  Beschlüsse 
nicht  der  Genehmigung  der  beteiligten  Staaten  bedürfen, 
sondern  auch  ohne  diese  wirksam  sind.  Nach  An- 
rufung eines  Schiedshofes  ist  der  Wille  der  Parteien 
völlig  ausgeschlossen,  sie  müssen  den  Spruch,  wie  er 
auch  lauten  sollte,  hinnehmen  und  sich  unter  ihn 
beugen. 

Minneverfahren  und  Schiedsgericht  sind  also  die 
beiden  Mittel,  um  einem  Deliktsanspruch,  der  nicht  frei- 
willig erfüllt  wird,  ohne  Gewaltanwendung  Genugtuung 
zu  verschaffen.  Sie  sind  die  beiden  einzigen  derartigen 
Mittel,  wenn  es  sich  um  ein  Delikt  gegen  Völkergewohn- 
heitsrecht handelt.  Ist  das  Vergehen  aber  durch  einen 
Verstoss  gegen  einen  Vertrag  begangen  worden,  so 
tritt  noch  eine  dritte  Möglichkeit  hinzu,  nämlich  der 
Rücktritt  vom  Vertrag,  zu  dem  ein  jeder  Staat  berechtigt 
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ist,  wenn  der  Vertragsgegner  gegen  die  Abmachung 
verstösst. 

Dieses  Mittel,  wie  die  beiden  andern,  wollen  den 
Deliktsanspruch  in  friedlicher,  nicht  gewaltsamer  Art 
beseitigen.  Es  gibt  aber  auch  noch  andere  Wege,  um 
einen  Deliktsanspruch  durchzusetzen.  Sie  sind  gewalt- 
samer Natur  und  greifen  meist  subsidiär  dann  Platz, 
wenn  die  vorgenannten  gewaltlosen  Mittel  versagen. 
Das  sind  die  schon  unter  §  6  angeführten  Erscheinungs- 
formen der  Selbsthilfe:  Repressalien,  Friedensblockade 
und  Intervention,  alles  Massregeln,  welche  die  Friedens- 
ruhe noch  ungestört  lassen.  Die  äusserste  und  letzte 
Massregel  aber  ist  der  Krieg,  das  schwerste  und  furcht- 
barste Mittel,  um  ein  verübtes  Delikt  zur  schuldigen 
Sühne  zu  bringen. 


II.  Besonderer  Teil. 

§  8. 
Übersicht. 

Im  Vorausgehenden  ist  der  Versuch  gemacht  wor- 
den, den  Begriff  des  völkerrechtlichen  Deliktes,  seine 
Merkmale  und  seine  Folgen  abzugrenzen  und  zu  be- 
stimmen. Im  Folgenden  nun  soll  es  unternommen  wer- 
den, mehr  auf  die  einzelnen,  besonderen  deliktischen 
Tatbestände  einzugehen.  Natürlich  geht  die  scharfe 
Differenzierung,  die  unser  Strafrecht  beherrscht,  dem 
Völkerrechte  völlig  ab,  eben  wegen  der  besonderen 
Rechtsnatur  des  Völkerrechtes  als  eines  meist  unge- 
schriebenen, fliessenden  Rechtes,  das  seine  Entstehung 
nicht  der  autoritativen  Gesetzgebung  einer  Zentralgewalt, 
sondern  dem  Übereinkommen  der  Rechtsgenossen  ver- 
dankt. Nur  in  grossen  Zügen  ist  es  möglich,  eine 
Scheidung  zwischen  den  verschiedenen  Erscheinungs- 
formen des  internationalen  Deliktes  zumachen;  nur  den 
äusseren  Rahmen  zu  geben,  ist  möglich,  das  Bild  selbst 
in  festen  Umrissen  darzustellen,  dagegen  unmöglich, 
weil  es  einerseits  noch  nie  genau  präzisiert  wurde, 
andererseits  sich  in  stetem  Wechsel  befindet. 

Eine  Unterscheidung  der  Delikte  des  Völkerrechtes 
lernten  wir  schon  im  Verlaufe  der  Darstellung  kennen: 
die  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Delikte.  Sie  soll 
als  die  wichtigste  unser  oberstes  Einteilungsprinzip 
bilden!  Nach  der  Natur  der  verletzten  Rechtssätze  zer- 
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fallen  die  ersteren  wieder  in  Delikte  gegen  Gewohn- 
heitsrecht, besonders  gegen  die  Grundrechte,  und  gegen 
Vertragsrecht,  sei  es,  dass  es  sich  um  einfache  oder  um 
rechtssetzende  Verträge  handelt.  Die  zweite  Klasse,  die 
mittelbaren  Delikte  dagegen,  gliedert  sich  in  solche,  die 
direkt  sich  gegen  den  verletzten  Staat  richten  und  solche, 
bei  denen  der  Staat  erst  das  weitere,  indirekte  Objekt 
ist,  während  das  nähere  und  ursprüngliche  dagegen  der 
Staatsuntertan  bildet. 

I.  Abschnitt. 

Die  unmittelbaren  Delikte. 

§  9. 

A.  Delikte  gegen  Gewohnheitsrecht. 

Wie  eben  erwähnt,  sollen  uns  zunächst  die  un- 
mittelbaren Delikte  beschäftigen,  d.  s.  die  Vergehen,  die 
ein  Staat  durch  seine  Organe  gegen  einen  anderen  Staat 
begeht.  Von  ihnen  aber  sei  mit  den  Verstössen  gegen 
das  internationale  Gewohnheitsrecht  der  Anfang  gemacht! 
Ein  grosser  Teil  des  internationalen  Rechtes  besteht  aus 
ungeschriebenem  Recht,  eine  Hauptquelle  bildet  für  das 
Völkerrecht  das  in  tatsächlicher  Übung  sich  kundgebende 
Rechtsbewusstsein.  Die  Kernpunkte  des  Völkergewohn- 
heitsrechtes aber,  wie  des  Völkerrechtes  überhaupt, 
bilden  die  Grundrechte.  Das  sind  die  Rechte,  die  un- 
bedingt einem  Staat,  welcher  der  Völkerrechtsgemein- 
schaft angehört,  zugesprochen  werden  müssen.  Vier 
solche  Rechte  sind  heutzutage  allgemein  anerkannt:  das 
Recht  auf  Selbsterhaltung,  das  Recht  auf  Unabhängigkeit, 
das  Recht  auf  freien  Verkehr  nach  aussen  und  das  Recht 
auf  Achtung.  Manche  Schriftsteller  wollen  noch  weitere 
Grundrechte  aufstellen,  manch  andere  wieder  fassen  das 
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Recht  auf  Selbsterhaltung  und  das  Recht  auf  Unabhän- 
gigkeit zusammen;  im  allgemeinen  aber  hat  sich  die 
herrschende  Lehre  zur  Aufstellung  der  vier  eben  er- 
wähnten Grundrechte  bekannt. 

Aber  man  hat  nicht  nur  um  die  Zahl  der  Grund- 
rechte, sondern  überhaupt  um  die  Existenz  der  Grund- 
rechte selbst,  um  ihre  Rechtsnatur,  in  der  Wissenschaft 
gestritten.  Besonders  Jellinek  und  teilweise  auch 
Uli  mann  haben  die  Rechtsnatur  der  Grundrechte  ver- 
worfen; sie  gehen  davon  aus,  dass  einem  Recht  auch 
eine  Pflicht  gegenüberstehen  müsse,  mithin  dem  Recht 
auf  Selbsterhaltung  die  Pflicht  eines  Staates  sich  an- 
schliessen  müsse,  sein  Verhalten  so  einzurichten,  dass 
das  Recht  auf  Selbsterhaltung  der  anderen  Staaten  nicht 
gestört  werde.  Ferner  erkennen  sie  in  allen  aufgestell- 
ten Grundrechten  eine  blosse  Wiederholung,  eine  „Tau- 
tologie", die  alle  das  nämliche  besagten,  nämlich  dass 
es  einem  Staat  gestattet  sei,  Staat  zu  sein.  Die  Grund- 
rechte, so  sagen  sie,  seien  überhaupt  keine  Rechte,  sie 
seien  blosse  Funktionen  eines  jeden  Staates. 

Von  all  dem  ist  so  viel  richtig,  dass  einem  Rechte 
auch  eine  Pflicht  gegenüberstehen  muss,  dem  Rechte 
auf  Selbsterhaltung  also  auch  die  Pflicht,  dieses  Recht 
nicht  zu  beeinträchtigen.  Dieses  Resultat  ist  aber 
nicht  so  unbefriedigend,  wie  es  die  gegnerische  Mei- 
nung behauptet.  Es  wird  damit  nur  das  grundlegende 
Prinzip  des  Völkerrechtes,  die  Gleichberechtigung  aller 
der  Völkerrechtsgemeinschaft  angehörenden  Staaten  aus- 
gesprochen und  vom  Rechtsstandpunkte  einer  Verge- 
waltigungspolitik ein  Riegel  vorgeschoben.  Nur  soweit 
erlaubt  das  Recht  einem  Staate  zu  gehen,  als  es  die 
Existenz  des  anderen  erlaubt.  Wenn  behauptet  wird, 
dass  dann  jeder  Staat  gezwungen  sei,  Handlungen  zu 
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dulden,  die  ein  anderer  Staat  zu  seiner  Selbsterhaltung 
vornimmt,  so  ist  daran  soviel  richtig,  dass  er  jede  der- 
artige Handlung  dulden  muss,  so  lange  nicht  sein  eige- 
•  nes  Selbsterhaltungsrecht  in  Frage  kommt.  Man  nehme 
folgendes  Beispiel  an:  Von  zwei  kleinen  Staaten,  deren 
Grenzen  aneinanderstossen,  ist  der  eine  durch  irgend 
welche  Ereignisse  in  Hungersnot  geraten.  Er  kann  sich 
nur  dadurch  helfen,  dass  er  seinem  Nachbarn,  wenn 
auch  gegen  dessen  Willen,  Nahrungsmittel  entzieht,  wo- 
durch aber  wiederum  dieser  Staat  denselben  Gefahren 
ausgesetzt  wird.  In  diesem  Falle  ist  der  verletzte 
Staat  nicht  zur  Duldung  der  Handlung  seines  Nach- 
barn gezwungen,  im  Gegenteil,  er  kann  sich  weh- 
ren, dem  Nachbarstaat,  wenn  nötig  mit  Gewalt,  die 
entzogenen  Lebensmittel  wieder  abnehmen,  um  seine 
in  Frage  gestellte  Existenz  zu  retten,  all  dies  natür- 
lich nur  dann,  wenn  ihm  kein  anderer  Ausweg  offen 
steht. 

Weiterhin  ist  nicht  richtig,  dass  die  Grundrechte 
alle  das  nämliche  besagten,  dass  keines  einen  spezi- 
fischen Inhalt  habe,  der  es  von  den  anderen  unter- 
scheide. Wohl  ähneln  sich  alle  diese  Rechte,  da  sie 
alle  in  demselben  Moment  ihren  Ursprung  haben,  allein, 
dass  sie  sich  vollständig  decken,  ist  nicht  der  Fall. 
Nur  mit  Hilfe  einer  ganz  gewaltsamen  Auslegung, 
die  schon  mehr  eine  Unterlegung  bedeuten  dürfte, 
kann  man  zu  einer  Identifizierung  aller  Grundrechte  ge- 
langen. 

Der  Kernpunkt  der  gegnerischen  Theorie  endlich, 
dass  alle  diese  Grundrechte  nichts  anderes  als  blosse 
Funktionen  eines  Staates  seien  und  deshalb  des  Rechts- 
charakters völlig  entbehrten,  ist  hier  nicht  zu  erörtern. 
Nur  sei  kurz  darauf  hingewiesen,  dass  diesen  Grund- 
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rechten  des  Völkerrechtes  in  unserem  Privatrechte  Recht 
auf  Freiheit,  Leben  etc.  entsprechen!  Solche  sind  wohl 
im  B.G.B,  nicht  als  Rechte  anerkannt,  sondern  diese 
Lebensgüter  sind  nur  als  schutzwürdige  Interessen  er- 
klärt. Doch  wäre  eine  andere  Regelung,  die  diesen 
Interessen  den  Rechtscharakter  verliehe,  wohl  denkbar 
und  ebenso  dürfte  es  sich  mit  den  Grundrechten  ver- 
halten. Doch  wir  können,  wie  oben  gesagt,  die  Frage 
offen  lassen.  Denn  Delikt  ist  ja  auch  die  Verletzung 
des  geschützten  Interesses  (nicht  nur  des  Rechtes),  und 
für  ein  solches  haben  sich  auch  Jellinek  und  seine 
Anhänger  ausgesprochen. 

Das  Höchste  der  vier  Grundrechte  ist  das  Recht 
auf  Selbsterhaltung.  Dreierlei  Momente  müssen  zusam- 
mentreffen, um  einer  Vereinigung  Staatscharakter  zu 
verleihen:  Staatsgebiet,  Staatsvolk  und  Staatsgewalt. 
Auf  diese  drei  Momente  erstreckt  sich  also  das  Selbst- 
erhaltungsrecht eines  Staates  und  ebenso  der  Angriff 
eines  andern,  der  dieses  Recht  verletzt.  Die  Fälle,  wo 
ein  Staat  die  ganze  oder  die  teilweise  Vernichtung  der 
Bevölkerung  eines  anderen  Staates  herbeiführen  will, 
sind  natürlich  ungeheuer  selten.  Immer  wird  hier  der 
angegriffene  Staat  von  ganz  geringer  Bedeutung  sein 
müssen,  dann  wäre  es  möglich,  einen  solch  kleinen 
Staat,  wenn  er  sich  ganz  in  der  Umklammerung  des 
angreifenden  Staates  befindet,  wie  z.  B.  San  Marino  in 
der  von  Italien,  durch  Sperrung  seiner  Grenzen  in 
Hungersnot  zu  versetzen  und  auf  diese  Weise  die  Ver- 
nichtung seiner  Bewohner  herbeizuführen.  Oder  aber, 
ein  Gross-Staat  veranlasst  durch  irgend  welche  Mittel 
die  Bevölkerung  eines  solchen  Duodezstaates  zur  Aus- 
wanderung nach  einem  anderen  Gebiete  und  entzieht 
so  dem  Kleinstaate  seine  Bevölkerung.    Beide  Even- 
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tualitäten  stellen  Verstösse  gegen  das  Selbsterhaltungs- 
recht eines  Staates  in  Bezug  auf  das  Staatsvolk  dar, 
beide  Eventualitäten  aber  kommen  in  der  Praxis  höch- 
stens ganz  vereinzelt  vor. 

Ebenso  selten  sind  die  Fälle,  wo  ein  Staat  das 
Territorium  eines  anderen  Staates  zu  vernichten  sucht. 
Eine  Art  der  Vernichtung  fremden  Staatsgebietes  wäre 
z.  B.  die  in  der  Theorie  wohl  denkbare,  tatsächliche 
Vernichtung  des  Gebietes,  beispielsweise  dadurch,  dass 
ein  Staat  ein  kleines  fremdes  Staatsterritorium  durch 
irgendwelche  Ableitungen  völlig  unter  Wasser  setzt  und 
dadurch  dem  andern  Staat  sein  Gebiet  entzieht;  in  der 
Praxis  ist  dies  wohl  kaum  jemals  der  Fall. 

Das  dritte  Element,  auf  das  sich  ein  Angriff  gegen 
das  Selbsterhaltungsrecht  richten  kann,  ist  die  Staats- 
gewalt. Diese  verkörpert  sich  in  zweierlei  Formen;  im 
monarchischen  Staate  im  Monarchen,  in  der  Republik 
im  Präsidenten  bezw.  in  der  regierenden  Körperschaft. 
Der  Angriff  des  Verletzerstaates  ist  deshalb  auch  in  ver- 
schiedener Weise  möglich.  In  der  Monarchie  geht  er 
auf  „Tötung,  Gefangennahme  oder  Versetzung  in  den 
Zustand  der  Regierungsunfähigkeit"  des  Monarchen  *),. 
in  der  Republik  auf  Tötung,  Gefangennahme  und  Ver- 
setzung in  den  Zustand  der  Regierungsunfähigkeit  des 
Präsidenten,  oder  auf  Sprengung  der  regierenden  Kör- 
perschaft, ohne  dass  unverzüglich  eine  neue  derartige 
Institution  gebildet  wird.  Durch  einen  derartigen  Ex- 
zess  soll  dem  verletzten  Staat  momentan  seine  Staats- 
gewalt entzogen  werden.  Der  Angriff  des  Verletzer- 
staates bezweckt  hier  nur  eine  vorübergehende  Ver- 
letzung der  Staatsgewalt.    Es  gibt  aber  auch  Delikte,. 


1)  eventuell  auch  auf  Sprengung  der  Volksvertretung. 
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die  darauf  abzielen,  dieses  Provisorium  zu  einer  dauern- 
den Einrichtung  zu  gestalten,  m.  a.  W.  die  Souveränität 
des  verletzten  Staates  zu  untergraben.  Diese  werden 
weiter  unten  zu  besprechen  sein. 

Denn  wenn  wir  die  Delikte  der  letzteren  Art  be- 
trachten, so  werden  wir  erkennen,  dass  durch  sie  nicht 
nur  das  Selbsterhaltungsrecht  eines  Staates,  sondern  in 
weit  höherem  Masse  sein  Recht  auf  Unabhängigkeit  an- 
gegriffen und  bedroht  wird.  —  Dies  zeigt  sich  einmal  als 
die  Befugnis  eines  Staates,  alle  Vorgänge  auf  seinem 
Gebiet  nach  seinem  Ermessen  zu  regeln,  andererseits 
als  das  Recht,  auch  nach  aussenhin  von  einem  anderen 
Staate  unabhängig  zu  sein.  Die  innere  Unabhängigkeit, 
die  Autonomie,  besteht  vor  allem  darin,  dass  ein  Staat 
in  seiner  gesetzgebenden  und  verwaltenden  Tätigkeit 
unbeschränkt  ist,  dass  er  prinzipiell  mit  seinen  Unter- 
tanen schalten  und  walten  kann,  wie  er  will,  ein  Grund- 
satz, der  sich  aus  der  territorialen  und  personalen  Ho- 
heit eines  Staates  ergibt.  Allerdings  wird  dieses  Prin- 
zip manchmal  durch  vertragliche  Abmachungen  einge- 
schränkt, die  sich  besonders  auf  religiösem  Gebiete 
finden.  Die  freie  Religionsausübung  zwar  muss  auch  ohne 
besondere  Vereinbarung  zugestanden  werden,  da  sich 
dieser  Grundsatz  gewohnheitsrechtlich  entwickelt  hat, 
allein  einem  jeden  Staate  bleibt  es  freigestellt  aus  eige- 
ner Machtvollkommenheit  die  Stellung  der  Angehörigen 
der  verschiedenen  Religionen  zu  regeln,  soweit  er  nicht 
zu  einer  ganz  bestimmten  Gestaltung  vertraglich  ge- 
bunden ist.  Eine  der  bekanntesten  Abmachungen  ist 
im  Berliner  Vertrage  1878  Art.  62  enthalten,  wo  es 
heisst:  „In  keinem  Teile  des  ottomanischen  Reiches 
darf  der  Unterschied  der  Religion  jemandem  gegenüber 
geltend  gemacht  werden  als  ein  Grund  der  Ausschlies- 
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sung  oder  der  Unfähigkeit  der  Ausübung  der  bürger- 
lichen oder  politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  öffent- 
lichen Diensten,  Aemtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung 
der  verschiedensten  Berufs  -  oder  Gewerbezweige." 
Wird  ein  derartiges  Abkommen  nicht  befolgt,  so  ist 
Anlass  zu  berechtigter  Intervention  gegeben,  wo  aber 
keine  solche  Vereinbarung  existiert,  ist  auch  die  Inter- 
vention unrechtmässig,  da  sie  dann  gegen  das  Recht 
eines  Staates  auf  Unabhängigkeit  verstösst.  Bekannt- 
lich sind  z.  B.  in  Russland  die  Anhänger  der  mosaischen 
Religion  den  grössten  Zurücksetzungen  und  Benachtei- 
ligungen gegenüber  denen  der  übrigen  Religionen  aus- 
gesetzt. Ein  Jude  englischer  Nationalität,  der  sich  in 
Russland  befindet,  ist  denselben  Beschränkungen  unter- 
worfen. Ein  Einschreiten  Englands,  um  seinem  Unter- 
tanen die  Stellung  eines  Vertreters  einer  anderen  gedul- 
deten Religion  zu  beschaffen,  würde  sich  als  Angriff 
auf  die  Unabhängigkeit  Russlands  und  somit  als  völker- 
rechtliches Delikt  darstellen.  —  Aber  nicht  nur  die  reli- 
giösen, sondern  auch  alle  anderen  Angelegenheiten  un- 
terliegen, soweit  keine  Vertragshindernisse  entgegen- 
stehen, der  freien  ordnenden  Tätigkeit  des  Staates.  Jede 
Einmischung  des  Auslandes,  etwa  um  die  Einführung 
gewisser  Gesetze  oder  Verwaltungsmassregeln  zu  er- 
zwingen, bildet  ein  internationales  Vergehen  und  zieht 
dessen  Folgen  nach  sich. 

Wie  ein  Staat  nach  innen  seine  Souveränität  wah- 
ren darf,  so  hat  er  auch  ein  Recht  darauf,  dass  er  auch 
nach  aussen  seine  Unabhängigkeit  behalten  darf.  Ein 
Angriff  hierauf  ist  ebenfalls  ein  völkerrechtliches  Delikt, 
das  in  verschiedenen  Formen  vor  sich  gehen  kann. 
Die  mildeste  ist  die  unberechtigte  Inanspruchnahme 
einer  sogenannten  Staatsservitut.    Eine  schärfere  Art 
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stellt  die  gewaltsame  Abtrennung  und  Einverleibung 
eines  Teiles  eines  fremden  Staatsgebietes  dar.  Derar- 
tige Angriffe  zielen  darauf  ab,  das  Unabhängigkeits- 
recht eines  Staates  in  extensiver  Weise  einzuschränken. 
Möglich  sind  auch  die  Versuche,  dem  Unabhängigkeits- 
rechte in  intensiver  Art  Schranken  zu  setzen  oder  es 
überhaupt  zu  vernichten.  Das  sind  einmal  die  Unter- 
nehmungen, die  den  Zweck  haben,  einem  Staat  seine 
Souveränität  teilweise  zu  entreissen,  ihn  also  zum  Va- 
sall- bezw.  Protektoratsstaate  des  Angreifers  zu  ernie- 
drigen, und  zweitens  die  Bestrebungen,  die  darauf  hin- 
auslaufen, ihn  ganz  und  gar  seiner  Souveränität  zu  ent- 
kleiden und  als  Provinz  oder  Kolonie  dem  Verletzer- 
staate anzugliedern,  Angriffe,  die  man  als  den  Mord  im 
Völkerrechte  bezeichnen  kann. 

Eine  jede  Gemeinschaft  verlangt  zweierlei  Momente, 
einmal,  dass  die  ihr  angehörenden  Glieder  sich  als 
gleichberechtigt  anerkennen  und  zum  zweiten,  dass 
diese  Glieder  einen  ständigen  Verkehr  miteinander  un- 
terhalten. So  folgt  dann  aus  dem  Gedanken  der  Völ- 
kerrechtsgemeinschaft als  weiteres  Grundrecht  das  Recht 
eines  Staates  auf  freien  Verkehr  nach  aussen.  Wenn 
ein  Staat,  der  dieser  Gemeinschaft  angehört,  sich  dem 
Verkehre  mit  den  anderen  Staaten  völlig  verschliesst, 
so  begibt  er  sich  zugleich  seiner  Rechte  als  Mitglied 
dieser  Gemeinschaft  sein  Name  verschwindet  aus  der 
Liste  der  Kulturstaaten. 

In  zwei  Richtungen  zerfällt  das  Recht  auf  freien 
Verkehr  nach  aussen:  erstens  ist  es  das  Recht  auf 
diplomatischen  Verkehr  *)  und  zweitens  das  Recht  auf 
wirtschaftlichen  Verkehr  mit  den  übrigen  Kulturstaaten 


1)  Liszt  §  7  S.  70. 
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Was  nun  das  erstere  anlangt,  so  ist  mit  seiner 
Anerkennung  das  aktive  und  passive  Gesandtschafts- 
recht eines  Staates  ausgesprochen.  Ein  Staat,  der  sich 
weigert,  nach  einem  anderen  Staate  Gesandte  zu  sen- 
den, oder  die  Gesandten  dieses  Staates  zu  empfangen, 
begeht  ein  schweres  völkerrechtliches  Delikt.  Nicht  zu 
verwechseln  ist  aber  damit  der  Tatbestand,  dass  ein 
Staat  einem  ganz  bestimmten  Gesandten  aus  verschie- 
denen gewichtigen  Gründen  das  Agreement  nicht  er- 
teilt. Mit  dem  aktiven  und  passiven  Gesandschafts- 
recht  geht  Hand  in  Hand  das  Recht  eines  Staates  dar- 
auf, dass  ein  anderer  mit  ihm  Verträge  abschliesse,  in- 
soferne  Verträge  durch  die  beglaubigten  Agenten  der 
beteiligten  Staaten  geschlossen  werden  können,  insoweit 
also  auch  dieses  unter  das  Recht  auf  diplomatischen 
Verkehr  zu  subsumieren  ist.  Ein  jeder  Staat  kann  also 
von  einem  jeden  andern  verlangen,  dass  er  mit  ihm 
Verträge  irgend  eines  Inhaltes  abschliesst.  Dieses  ganze 
unbestimmte  Recht  motiviert  aber  noch  nicht  das  Ver- 
langen nach  Abschluss  eines  Vertrages  ganz  bestimmten 
Inhaltes.  Nur  allgemein  kann  ein  Staat  verlangen,  dass 
ein  anderer  ihn  überhaupt  als  Kontrahent  anerkenne  — 
sonst  begeht  dieser  ein  völkerrechtliches  Delikt  — ,  dass 
es  jedoch  jedem  Staate  unbenommen  ist,  eine  Verein- 
barung, die  ihm  aus  irgend  welchen  politischen  oder 
wirtschaftlichen  Interessen  nicht  opportun  erscheint,  nicht 
einzugehen,  liegt  auf  der  Hand  und  ergibt  sich  schon 
aus  dem  Selbsterhaltungsrecht  eines  jeden  Staates. 

Die  andere  Unterart  des  Rechtes  auf  freien  Ver- 
kehr nach  aussen  ist  das  Recht  auf  wirtschaftlichen 
Verkehr.  Wird  dieses  Recht  verletzt,  so  ist  dies  eben- 
falls ein  internationales  Vergehen.  Vor  allem  darf  also 
kein  Staat  an  der  Bewegungsfreiheit  in  den  Teilen  des 
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Landes  oder  der  See  gehindert  werden,  die  in  nieman- 
dens  Gebietshoheit  stehen.  Das  sind  besonders  das 
offene  Meer,  die  ihm  gleichgestellten  Binnenmeere  und 
diejenigen  unzivilisierten  Länder,  die  weder  Kolonien 
noch  Interessensphären  eines  Kulturstaates  sind.  Dem- 
nach ist  die  Absperrung  eines  Teiles  der  Nordsee,  wie 
sie  die  englische  Admiralität  am  3.  Nov.  1914  ange- 
kündigt hat,  unstatthaft,  da  dies  gegen  das  Grundrecht 
der  neutralen  Staaten  Dänemark,  Schweden,  Holland 
und  Norwegen  auf  freien  Verkehr  verstösst.  In  be- 
schränktem Masse  gilt  dies  auch  für  Meerengen,  inter- 
nationale Ströme  und  Küstengewässer,  insoweit  als  zu 
Friedenszeiten  wenigstens  kein  Staat  dem  anderen  die 
unschädliche  Durchfahrt  verbieten  darf.  Wie  es  mit  dem 
Luftraum  über  einem  Staatsterritorium  steht,  ist  heute 
noch  nicht  völlig  geklärt.  Die  herrschende  Meinung 
rechnet  ihn  nicht  zu  den  oben  erwähnten  Gebieten, 
sondern  spricht  ihn  als  Bestandteil  des  Staatsterri- 
toriums an. 

Damit  kommen  wir  zu  einer  weiteren  Frage,  näm- 
lich zu  der,  wie  weit  ein  Staat  einem  anderen  sein  eigenes 
Gebiet  verschliessen  darf,  ohne  dass  der  Tatbestand 
eines  völkerrechtlichen  Deliktes  gegeben  ist.  Darauf  ist 
nun  zu  sagen,  dass  im  Frieden  grundsätzlich  jeder  Staat 
einem  andern  sein  Gebiet  öffnen  muss,  eine  Zuwider- 
handlung also  einen  Verstoss  gegen  das  internationale 
Recht  enthält.  Prinzipiell  hat  also  jeder  Staat  ein  Recht 
darauf,  seine  Güter  in  fremdes  Staatsgebiet  zu  impor- 
tieren; ausgenommen  sind  nur  solche  Dinge,  deren  Han- 
del gegen  die  guten  Sitten  des  Völkerrechtes  Verstössen 
würde,  z.  B.  Sklaven.  Dagegen  hat  der  Aufnahmestaat 
die  Befugnis,  die  eingehenden  Waren  gewissen  Be- 
schränkungen zu  unterwerfen,  einerseits  die  zwischen 
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dem  Absender-  und  dem  Aufnahmestaat  fixierten  Zölle 
auf  sie  zu  legen,  andererseits  nur  solche  Waren  über 
seine  Grenzen  zu  lassen,  die  keine  Besorgnis  erregen, 
dass  durch  sie  die  öffentliche  Gesundheit  oder  sonstige 
öffentliche  Interessen  des  Aufnahmestaates  gefährdet 
werden  könnten,  besonders  also  kranke  Tiere  zurück- 
zuweisen. Umgekehrt  hat  auch  jeder  Staat  die  Ausfuhr 
aller  dieser  Dinge  zu  dulden.  Ausgenommen  solcher, 
deren  Ausfuhr  gegen  seine  eigenen  Interessen  Verstössen 
würde. 

Wie  für  Sachen,  so  ist  auch  für  Menschen  das 
fremde  Staatsgebiet  zu  Friedenszeiten  grundsätzlich  ge- 
öffnet. Weist  ein  Staat  fremde  Staatsangehörige  zurück, 
so  ist  dies  internationales  Vergehen,  ausser  wenn  ihm 
ein  Recht  darauf  zusteht.  Dieses  hat  er  dann,  wenn  es 
sich  um  Personen  handelt,  deren  Aufnahme  eine  Ge- 
fährdung des  öffentlichen  Wohles  mit  sich  bringen  würde, 
wie  z.  B.  Verbrecher,  Erwerbslose  oder  mit  anstecken- 
der Krankheit  Behaftete.  Zum  Schluss  ist  noch  der 
Durchzug  fremder  Truppenkörper  und  der  Aufenthalt 
fremder  Kriegsschiffe  zu  betrachten.  Fremden  Truppen 
sind  im  allgemeinen  die  Grenzen  verschlossen,  nur  mit 
Erlaubnis  des  Durchzugstaates  dürfen  sie  fremdes  Staats- 
gebiet passieren,  ausgenommen  da,  wo  ein  vertragliches 
Etappenrecht  besteht.  Ebenso  können,  ausser  in  See- 
not, fremde  Kriegsschiffe  nur  mit  besonderer  Erlaubnis 
in  einem  fremden  Kriegshafen  Aufenthalt  nehmen.  Wird 
diese  Erlaubnis  versagt,  so  ist  damit  kein  völkerrecht- 
liches Delikt  begründet,  wohl  aber  dann,  wenn  Menschen 
oder  Sachen  ohne  Grund  die  Grenzen  verschlossen 
werden. 

Gleichberechtigt  stehen  sich  im  Völkerrechte  die 
einzelnen  Staaten,  welche  der  Völkerrechtsgemeinschaft 
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angehören,  gegenüber.  Aus  dieser  Anerkennung  der 
Gleichheit  folgt,  dass  ein  jeder  Staat  ein  Recht  darauf 
habe,  dass  ihn  die  anderen  als  ebenbürtig  anerkennen, 
ihn  und  seine  Einrichtungen  respektieren:  das  Recht  auf 
Achtung,  das  vierte  und  letzte  der  Grundrechte  eines 
Staates.  Wird  diese  Achtung  verweigert,  so  begeht 
der  Täter  damit  einen  Verstoss  gegen  das  Völkerrecht. 

Achtungswürdig  sind  vor  allem  die  Hoheitszeichen 
eines  Staates  und  sein  Ansehen  und  Prestige  im  allge- 
meinen. Die  Hoheitszeichen  verkörpern  sich  in  der 
Flagge,  Standarte,  Wappen  etc.  Diesen  die  nötige 
Achtung  zu  erweisen,  hat  sich  ein  ganzes  System  von 
Höflichkeitsformen  herausgebildet,  die  sogen,  „comitas 
gentium";  doch  sind  nicht  alle  diese  Regeln  bindend, 
ihre  Verletzung  also  nicht  immer  völkerrechtswidrig. 
Wohl  aber  verstösst  es  gegen  das  internationale  Recht, 
wenn  irgend  ein  Vertreter  eines  Staates  sich  erkühnen 
sollte,  eine  fremde  Staatsflagge  herunterzuholen.  Dies 
ist  völkerrechtliches  Delikt  und  zieht  alle  seine  Folgen 
nach  sich.  —  Ebenso  wie  den  Hoheitszeichen  muss  auch 
dem  Namen  und  der  Reputation  die  schuldige  Achtung 
gezollt  werden.  Kein  Staat  darf  einen  anderen  in  der 
Öffentlichkeit  herabsetzen,  sondern  muss  ihm  jederzeit 
die  gebührenden  Ehren  erweisen. 

Wie  die  Hoheitszeichen  und  das  Ansehen  eines 
Staates,  so  müssen  auch  seine  einzelnen  Hoheitsrechte 
von  den  anderen  Staaten  respektiert  werden.  Jeder 
Staat  besitzt  zum  Beispiel  die  Gerichtsbarkeit  (mit  Aus- 
nahme der  Staaten,  in  denen  vertraglich  Jurisdiktions- 
konsuln mitwirken  dürfen1).    Würde  nun  ein  Staat  sich 

1)  die  nur  eine  beschränkte  Gerichtsbarkeit  besitzen.  Sie 
entbehren  ihrer  nämlich  über  die  Angehörigen  der  Staaten,  die 
bei  ihnen  durch  eben  diese  Konsuln  vertreten  sind. 
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das  Recht  anmassen,  über  ein  Verbrechen,  das  der 
Gerichtsbarkeit  eines  anderen  Staates  unterliegt,  zu 
Gericht  zu  sitzen,  so  wäre  dies  ein  grober  Verstoss 
gegen  das  internationale  Recht.  Ein  ähnliches  Delikt 
haben  die  Mächte  der  Tripleentente  begangen,  indem 
England  in  Ägypten,  Frankreich  in  Marokko  die  deut- 
schen und  Österreich-ungarischen  Vertreter  auswies, 
während  Russland  sie  in  Persien  gefangen  setzte.  Dieses 
Vorgehen  stellt  ein  schweres  internationales  Vergehen 
dar  und  zwar  einerseits  gegen  die  Türkei,  andererseits 
gegen  Persien. 

Achtungswürdig  sind  ferner  die  Organe  eines  Staates, 
da  in  seinen  Organen  der  Staat  sich  selbst  verkörpert. 
Die  hauptsächlichsten  Organe  sind  Staatshaupt,  Minister 
des  Auswärtigen,  Gesandte  und  Jurisdiktionskonsuln. 
Ihre  Achtung  zeigt  sich  natürlich  vor  allem  darin,  dass 
sie  gegen  einen  rechtswidrigen  Angriff  geschützt  sind. 
Dies  ist  aber  noch  nichts  Ungewöhnliches,  da  jeder 
Private  den  gleichen  Schutz  geniesst.  Als  offiziellen 
Persönlichkeiten  müssen  ihnen  daher  noch  weitere  Vor- 
rechte eingeräumt  werden,  die  in  dem  Prinzip  der  Ex- 
territorialität zusammengefasst  sind.  Die  Achtung  der 
Staatsvertreter  verlangt  also  auch  die  Respektierung  ihrer 
Exterritorialität  und  ihres  Ausflusses,  der  Unverletzlich- 
keit. Jeder  Staat  muss  ihnen  also  erhöhten  Schutz  an- 
gedeihen  lassen;  abgesehen  von  den  Fällen  der  Not- 
wehr und  des  Notstandes,  darf  gegen  sie  keinerlei  Ge- 
walt geübt  werden.  Ferner  dürfen  die  Staatsvertreter 
von  ganz  vereinzelten  Ausnahmen  abgesehen,  nicht  vor 
Gericht  gezogen  werden.  Auch  das  Vermögen  dieser 
Personen  wird  durch  ihre  Stellung  einem  besonderen 
Schutz  anheimgegeben:  kein  Staat  darf  sie  besteuern1); 

1)  mit  indirekten  Steuern  kann  er  sie  natürlich  belegenen 
gewissen  Fällen  sogar  mit  direkten,  z.  B.  wenn  ein  Gesandter 
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und  ebenso  ist.  ihre  Wohnung  wie  die  darin  befindlichen 
Gegenstände  unantastbar.  Verletzt  ein  Staat  diese  Grund- 
sätze, indem  er  z.  B.  in  das  Gesandtschaftshotel  gewalt- 
sam eindringt,  so  greift  er  damit  das  Recht  auf  Achtung 
des  Staates  an,  dem  der  Gesandte  angehört,  und  macht 
sich  damit  eines  schweren  völkerrechtlichen  Deliktes 
schuldig. 

Achtungswürdig  sind  endlich  noch  die  Angehörigen 
eines  Staates ;  denn,  auch  wenn  sie  sich  nicht  im  Heimat- 
lande befinden,  unterstehen  sie  doch  noch  der  Personal- 
hoheit ihres  Heimatstaates;  deshalb  darf  auch  ihnen  nicht 
der  Aufenthaltsstaat  die  gebührende  Achtung  versagen. 
Das  zeigt  sich  besonders  darin,  dass  er,  falls  sie  vor 
Gericht  erscheinen,  nicht  unrecht  urteilen  darf1).  Er 
muss  auf  sie  seine  Gesetze  ebenso  zur  Anwendung 
bringen,  wie  auf  seine  Untertanen.  Ein  gerechtes  Urteil 
ist  Pflicht  des  Aufenthaltsstaates,  sonst  begeht  er  ein 
schweres  völkerrechtliches  Delikt. 

Manche  rechnen  zu  dem  Grundrechte  auf  Achtung 
auch  noch  das  Recht  eines  Staates  auf  Achtung  in  seiner 
physischen  Existenz  und  Achtung  seiner  Verfassung. 
Beides  ist  aber  schon  in  dem  Rechte  auf  Selbsterhaltung 
und  Unabhängigkeit  enthalten.  Verstösse  gegen  dieses 
Recht  auf  Achtung  der  physischen  Existenz  und  Achtung 
der  Verfassung  erweisen  sich  also  als  Angriffe  auf  das 
Selbsterhaltung-  resp.  Unabhängigkeitsrecht,  deren  Er- 
örterung schon  oben  erfolgt  ist. 

einer  fremden  Macht  in  dem  Empfangsstaat  ein  Privatgrundstück 
besitzt,  so  kann  er  zur  Grundsteuer  herangezogen  werden. 

1)  gesondert  hiervon  sind  nur  die  Fälle  zu  behandeln,  wo 
sie  als  Kläger  wegen  einer  zivil-  oder  strafrechtlich  unerlaubten 
Handlung  die  Hilfe  des  Gerichts  in  Anspruch  nehmen.  Hier 
handelt  es  sich  um  ein  mittelbares  völkerrechtliches  Delikt, 
dessen  Erörterung  später  in  §  11  erfolgt. 
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§  io. 

B.  Die  unmittelbaren  Delikte  gegen  das  Vertrags- 
recht. 

Im  Vorausgehenden  wurde  versucht,  die  unmittel- 
baren völkerrechtlichen  Delikte  in  einer  bestimmten 
Richtung,  nämlich  insoweit  sie  gegen  das  Gewohnheits- 
recht und  namentlich  gegen  die  Grundrechte  Verstössen, 
darzustellen.  Die  zweite  Quelle  des  Völkerrechts  sind 
die  Staatenverträge.  Die  notwendige  Ergänzung  zu  den 
unmittelbaren  Delikten  zu  dem  Gewohnheitsrecht  müssen 
also  die  Verstösse  bilden,  die  von  seiten  eines  Staates 
gegen  das  Vertragsrecht  (und  zwar  nicht  nur  gegen  die 
rechtsetzenden  Verträge  s.  o.  §  2)  verübt  werden,  von 
denen  die  folgenden  Zeilen  handeln  sollen. 

Zuerst  sollen  uns  die  Delikte  gegen  Verträge  be- 
schäftigen, die  keinen  rechtsetzenden  Zweck  verfolgen. 
Diese  in  Klassen  einzuteilen,  ist  schwer,  man  kann  sagen, 
sogar  unmöglich.  Denn  da  auch  im  Völkerrecht  der 
Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  besteht,  so  zeigt  diese 
Art  von  Verträgen  ein  mannigfaches  Gepräge.  Ausser 
auf  Unmögliches  oder  auf  Unsittliches  kann  sich  der 
Vertragsinhalt  auf  alles  Denkbare  richten.  Es  hiesse 
daher  ein  vergebliches  Beginnen,  sie  in  den  Panzer 
eines  Schemas  schmieden  zu  wollen:  immer  würde  der 
Inhalt  die  Form  sprengen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Delikten.  Soviele  Verträge,  soviele  Delikte,  da 
jeder  derartige  Vertrag  verletzt  werden  kann  und 
jede  solche  Verletzung  den  Tatbestand  eines  völker- 
rechtlichen Delikes  begründet.  Wohl  aber  ist  es 
möglich,  —  analog  zu  unserem  Schuldrecht  —  gewisse 
Typen  der  am  meisten  vorkommenden  Verträge  und 
ihre  Verletzung  hervorzuheben.    Als   solche   sind  zu 
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nennen:  der  Bündnisvertrag,  der  Auslieferungsvertrag 
und  der  Handelsvertrag  und  die  Verstösse,  die  dagegen 
begangen  werden  können. 

So  lange  es  Staaten  gibt,  hat  das  Bestreben  unter 
ihnen  bestanden,  im  Falle  einer  kriegerischen  Verwick- 
lung Bundesgenossen  zu  haben.  Der  Starke  ist  am 
mächtigsten  allein,  dieser  Satz  ist  im  Völkerrecht  nicht 
anerkannt.  Während  früher  die  meisten  Bündnisse  offen- 
siven Charakter  trugen,  hat  die  Entwicklung  der  Kultur 
einerseits  und  die  sich  mehrenden  Schrecken  des  Krie- 
ges andererseits  heute  dazu  geführt,  die  Bündnisse  meist 
zu  defensiven  Zwecken  einzugehen.  Verletzungen  eines 
Bündnisvertrages  sind  relativ  selten,  was  sich  aus  der 
Schwere  dieser  Vergehen  erklärt.  Die  Verletzungen 
können  verschiedener  Natur  sein,  je  nach  der  Art  der 
Conföderation.  Ein  Staat  kann  sich  weigern,  dem  Bun- 
desgenossen trotz  des  Bündnisfalles  seine  Hilfe  zu  leihen, 
und  unterstützt  noch  obendrein  den  Gegner.  Das  ist 
die  schwerste  Form  des  Bündnisbruches.  Dann  ist  es 
möglich,  dass  er  zwar  nicht  den  Gegner  unterstützt,  aber 
auch  nicht  seinem  Bundesgenossen  zur  Seite  steht.  Die 
dritte  Form  endlich  besteht  darin,  dass  erzwar  zur  Neu- 
tralität verpflichtet  ist,  allein  auch  diese  nicht  einhält, 
sondern  gegen  den  ehemaligen  Bundesgenossen  die 
Waffen  ergreift.  Das  sind  die  drei  Arten  der  Bündnis- 
verletzung, alles  sehr  schwere  Verstösse,  nicht  nur  gegen 
Moral  und  Sitte,  sondern  auch  gegen  das  Völkerrecht. 
Der  bekannteste  Bündnisvertrag  ist  der  im  Jahre  1891 
zwischen  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Italien 
geschlossene  Dreibund.  Sein  Inhalt  ist  nie  bekannt 
gegeben  worden.  Deshalb  ist  es  auch  unmöglich,  zu 
beurteilen,  ob,  wie  oft  behauptet  wird,  Italien  seine  Bünd- 
nispflicht nicht  erfüllt  habe.    Wäre  wirklich  der  casus 
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föderis  gegeben  gewesen,  so  hätte  Italien  durch  sein 
Vorgehen,  d.  h.  durch  seine  Inaktivität  einen  groben 
Verstoss  gegen  das  internationale  Recht  begangen. 
Allein  dieses  ist  wohl  kaum  anzunehmen,  vielmehr  ist 
es  wahrscheinlicher,  dass  der  Dreibundvertrag  für  den 
Fall  eines  Krieges  mit  England  wegen  der  langen  unge- 
schützten Küste  Italiens,  dieses  von  einer  aktiven  Teil- 
nahme entbindet  und  ihm  nur  strikte  Neutralität  auf- 
erlegt. 

Jünger  wie  der  Bündnisvertrag  ist  der  Auslieferungs- 
vertrag. Ein  Verstoss  gegen  einen  solchen  Vertrag  kann 
entweder  so  geschehen,  dass  ein  Staat  sich  offen  wei- 
gert, den  Gesuchten  herauszugeben,  oder  darin,  dass  er 
unter  der  Maske,  dem  Ersuchen  um  Auslieferung  Folge 
zu  geben,  insgeheim  dem  Verbrecher  Vorschub  leistet, 
um  ihn  seiner  gerechten  Strafe  zu  entziehen. 

Übrig  bleibt  noch  der  Handelsvertrag,  und  die  gegen 
ihn  begangenen  Delikte.  Handelsverträge  sind  solche 
Verträge,  die  die  Ein-  und  Ausfuhr  der  Güter  zwischen 
zwei  Staaten  regeln  sollen.  In  ihnen  sind  vor  allem  die 
Zölle  bestimmt,  die  ein  Staat  auf  die  von  dem  anderen 
eingehenden  Güter  legen  darf.  Dann  darf  zwar  jeder 
Staat  den  Zollsatz  ermässigen,  nicht  aber  ihn  eigen- 
mächtig erhöhen.  Tut  er  dies  trotzdem,  so  verletzt  er 
den  Handelsvertrag  und  damit  das  Völkerrecht.  Oft 
findet  sich  in  diesen  Verträgen  die  Meistbegünstigungs- 
klausel; sie  bedeutet,  dass  der  betreffende  Staat  alle 
Vergünstigungen  geniessen  solle,  die  der  kontrahierende 
Staat  anderen  Mächten  eingeräumt  hat.  Weigert  sich 
nun  ein  Staat  trotz  Bestehens  dieser  Klausel,  einen  Vor- 
teil, den  er  einer  anderen  Macht  zugestanden  hat,  z.  B. 
eine  Zollermässigung,  dem  zu  begünstigenden  Vertrags- 
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gegner  zu  gewähren,  so  begründet  dieses  Verhalten 
ebenfalls  den  Tatbestand  eines  völkerrechtlichen  Deliktes. 

Diese  Beispiele  mögen  genügen  für  die  Erörterung 
der  Verletzungen  eines  einfachen  Vertrages.  Wir  müssen 
uns  nun  einem  anderen  Gebiet  zuwenden,  nämlich  den 
rechtsetzenden  Verträgen,  den  Vereinbarungen,  und  den 
Delikten,  die  gegen  sie  begangen  werden  können. 

A.  Die  wichtigsten  Konventionen  sind  naturgemäss 
diejenigen,  die  die  Rechtsätze  des  Krieges  fixieren.  Als 
solche  sind  zu  nennen  die  Pariser  Seerechtsdeklaration 
von  1856,  die  Petersburger  Konvention  gegen  das 
Werfen  von  Explosivgeschossen  von  1868,  die  Genfer 
Konventionen  von  1864  und  1906  und  die  Haager  Ab- 
kommen von  1899  und  1907  und  auch  noch  die  Lon- 
doner Seerechtsdeklaration  von  1909.  Dass  das  Ab- 
kommen von  1907  trotz  Nichtratifikation  Serbiens  und 
Montenegros  unter  den  Vertragsstaaten  anzuwenden  ist, 
ist  heute  kaum  mehr  bestritten 1).  England  hat  einige 
Punkte  davon  und  vor  allem  die  Londoner  Seerechts- 
deklaration nicht  ratifiziert.  (Die  letztere  ist  überhaupt 
von  keinem  Staat  ratifiziert  worden).  Formell  ist  Eng- 
lann  daher  an  diese  Vereinbarung  nicht  gebunden.  Allein 
einmal  bildet  ein  grosser  Teil  des  Inhalts  dieser  Ver- 
träge schon  lange  geltendes  Völkergewohnheitsrecht; 
zum  zweiten  verlangt  England  von  seinen  Gegnern  die 
Respektierung  dieser  Abkommen  und  zum  dritten  hat 
es  durch  seine  ausdrückliche  Erklärung  vom  20.  August 

1)  Die  in  Art.  1  der  „Ordnung"  enthaltene  „Solidaritäts- 
klausel" kann  doch  nur  den  Sinn  haben,  dass,  wenn  eine  krieg- 
führende Macht,  die  das  Abkommen  unterzeichnet  und  ratifiziert 
hat,  mit  einer  anderen  Macht,  die  das  nicht  getan  hat,  im  Krieg 
lebt,  auch  die  erstere  an  diese  Normen  nicht  gebunden  ist. 
Siehe  Müller-Meiningen,  Weltkrieg  und  Völkerrecht  1915  S.  7  ff. 
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1914  ausgesprochen,  dass  es  in  dem  jetzt  entbrannten 
Kriege  gemäss  diesen  Grundsätzen  verfahren  will.  Da- 
her wird  man  wohl  sagen  dürfen,  dass  auch  die  Lon- 
doner Seerechtsdeklaration  trotzdem  für  England  bindend 
geworden  ist,  wenigstens  gegenüber  Deutschland,  das 
ja  auch  die  Verbindlichkeit  dieser  Vereinbarung  an- 
erkannt hat. 

1.  Zuförderst  wollen  wir  uns  mit  den  Hauptver- 
letzungen des  Landkriegsrechtes  beschäftigen.  In  erster 
Linie  sind  hier  die  Delikte  zu  erwähnen,  die  gegen  Per- 
sonen mit  vollem  aktiven  Kriegsstande,  also  von  den 
regulären  Truppen  die  sogen.  Kombattanten,  von  den 
Freischärlern  diejenigen,  welche  die  nötigen  Bedingungen 
erfüllen  und  deshalb  den  ersteren  gleichzustellen  sind, 
verübt  werden  können.  So  bestimmt  Art.  1  „der  Ord- 
nung der  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges"  von 
1907,  dass  die  Vertragsmächte  anerkennen,  dass  die 
Feindseligkeiten  unter  ihnen  nicht  beginnen  dürfen,  ohne 
eine  vorausgehende  unzweideutige  Benachrichtigung,  die 
entweder  die  Form  einer  mit  Gründen  versehenen 
Kriegserklärung  oder  die  eines  Ultimatums  mit  bedingter 
Kriegserklärung  haben  muss.  Den  ersten  Verstoss,  den 
Frankreich  in  dem  jetzigen  Kriege  gegen  das  Völker- 
recht beging,  war  die  Verletzung  dieser  Vorschrift.  Man 
vergleiche,  was  der  Reichskanzler  am  4.  August  1914 
darüber  gesagt  hat:  „Bombenwerfende  Fliegerin  Bayern, 
Kavalleriepatrouillen  auf  reichsländischem  Gebiet,  das 
Einbrechen  einer  Kompagnie,  damit  hat  Frankreich,  ob- 
wohl es  in  den  Kriegszustand  nicht  eingetreten  war,  den 
Frieden  gebrochen  und  uns  tatsächlich  angegriffen."  Das 
war  das  erste  völkerrechtliche  Delikt  auf  sehen  unserer 
Feinde.  Ihm  sollten  sich  leider  so  viele  weitere  Ver- 
stösse anreihen. 
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Die  wichtigste  Bestimmung  des  vierten  Abkommens 
der  zweiten  internationalen  Friedenskonferenz  enthält 
Art.  22.  Dort  heisst  es:  „Die  Kriegführenden  haben 
kein  unbeschränktes  Recht  in  der  Wahl  der  Mittel  zur 
Schädigung  des  Feindes."  Art.  23  zählt  als  Verletzung 
dieses  Satzes  auf:  die  Verwendung  von  Gift  oder  ver- 
gifteten Waffen,  die  meuchlerische  Tötung  oder  Ver- 
wundung von  Angehörigen  des  feindlichen  Volkes  oder 
Heeres,  die  Tötung  oder  Verwundung  eines  die  Waffen 
streckenden  oder  wehrlosen  Feindes,  der  sich  auf  Gnade 
oder  Ungnade  ergeben  hat,  die  Erklärung,  dass  kein 
Pardon  gegeben  wird,  der  Gebrauch  von  Waffen,  Ge- 
schossen oder  Stoffen,  die  geeignet  sind,  unnötige  Leiden 
zu  verursachen,  der  Missbrauch  der  Parlamentärflagge, 
der  Nationalflagge  oder  der  militärischen  Abzeichen  oder 
der  Uniform  des  Feindes,  sowie  der  besonderen  Ab- 
zeichen des  Genfer  Abkommens.  —  Ferner  ist  durch 
die  zweite  Deklaration  der  Haager  Schlussakte  von  1899 
das  Verbot  erlassen  worden,  solche  Geschosse  zu  ver- 
wenden, deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  töd- 
liche Gase  zu  verbreiten,  während  die  dritte  verbietet, 
Geschosse  zu  verwenden,  die  sich  leicht  im  mensch- 
lichen Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken,  derart,  wie 
Geschosse  mit  hartem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz 
umhüllt  oder  mit  Einschnitten  versehen  ist  (sogen.  Dum- 
dum-Geschosse). 

Der  grosse  Krieg,  in  den  wir  augenblicklich  ver- 
strickt sind,  hat  gleich  in  seinen  Anfängen  gezeigt,  dass 
unsere  Feinde  nicht  gewillt  sind,  sich  an  diese  Be- 
stimmungen, die  doch  schon  die  Menschlichkeit  gebietet, 
zu  halten.    So  hat  Frankreich  seine  schwarzen  Truppen 

ins  Feld  geführt.    Das  ist  an  und  für  sich  noch  nicht 
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völkerrechtswidrig1),  wenn  auch  von  einem  anderen 
Standpunkte  aus  tief  bedauerlich,  allein  es  hat  diese 
Truppen,  besonders  die  Senegalschützen  mit  vergifteten 
Pfeilen  ausgestattet.  Diese  Art  der  Kriegsführung  mag 
wohl  in  Frankreichs  Kolonien  gestattet  sein;  im  Kriege 
mit  einem  Staat,  der  wie  Frankreich  die  Haager  Ab- 
kommen unterzeichnet  hat,  ist  sie  unzulässig  und  völker- 
rechtswidrig, ebenso  wie  das  Werfen  von  vergifteten 
Pfeilen,  deren  sich  die  französischen  Flieger  bedienten. 

Das  Schlimmste  aber  ist,  dass  die  so  hoch  ent- 
wickelte Kulturnation  Frankreich  sich  dazu  hergegeben 
hat,  ihre  Truppen  mit  den  Geschossen  auszurüsten, 
deren  Erfindung  England  für  sich  buchen  darf,  den 
sogen.  Dumdum-Geschossen.  Die  Verwundungen,  welche 
derartige  Geschosse  hervorrufen,  sind  fürchterlich  und 
verursachen  schreckliche  Leiden.  Dass  Frankreich  solche 
angewandt  hat,  steht  ausser  jedem  Zweifel.  Longwy 
und  Maubeuge,  in  deren  Munitionslagern  sogar  beson- 
dere Vorrichtungen  zur  Herstellung  der  Dumdumge- 
schosse gefunden  wurden,  sprechen  eine  zu  deutliche 
Sprache,  gegen  die  alle  feierlichen  Proteste  leerer  Schall 
sind.  Auch  England  hat  diese  Art  der  Kriegführung 
angewandt,  die  gegen  Recht,  Moral  und  Humanität  ver- 
stösst2). 


1)  Aber  es  ist  zu  beachten,  dass  die  Haager  Abkommen 
verlangen,  dass  sich  die  Kriegführenden  an  ihre  Bestimmungen 
halten.  Dies  setzt  aber  ihre  Kenntnis  voraus,  was  aber  wohl 
von  dem  Völkergemisch,  das  von  Frankreichs  heiligem  Boden 
die  Barbaren  vertreiben  soll,  nicht  behauptet  werden  kann. 
Dies  jedoch  nur  nebenbei. 

2)  Vgl.  darüber  das  Telegramm  unseres  Kaisers  an  den 
Präsidenten  Wilson:  „Sie  wissen,  welch  schreckliche  Wunden 
und  Leiden  diese  Kugeln  verursachen  und  dass  ihre  Anwendung 
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Dass  Russland  ebenfalls  gegen  die  Regeln  des  Art.  23 
sich  vergangen  hat,  nimmt  bei  der  ihm  eigenen  Art  der 
Kriegführung  nicht  weiter  wunder.  Schon  aus  dem 
japanischen  Kriege  war  der  Missbrauch,  den  es  mit  dem 
Abzeichen  des  Roten  Kreuzes  getrieben  hat,  ruchbar 
geworden.  In  dem  jetzigen  Kriege  hat  es  dieses  Ver- 
fahren beibehalten.  So  berichten  amtliche  deutsche  und 
österreichische  Stimmen,  dass  man  russische  Eisenbahn- 
züge vorgefunden  hat,  auf  denen  sich  das  Rote  Kreuz 
im  weissen  Felde  befunden  hat;  an  Stelle  der  sanitären 
Einrichtungen,  die  man  darin  zu  finden  glaubte,  entpuppte 
sich  jedoch  deren  Inhalt  als  das  gerade  Gegenteil:  Ge- 
schütze und  Maschinengewehre  und  die  dazu  gehörige 
Munition  wurden  darin  vorgefunden.  Kanonen  unter 
dem  Schutze  des  Roten  Kreuzes,  wahrlich  ein  Einfall, 
der  sich  ganz  mit  dem  Zwecke  der  Genfer  Konvention 
deckt!  Er  hat  ein  würdiges  Gegenstück  in  einem  anderen 
russischen  Völkerrechtsbruche,  nämlich  darin,  dass 
russische  Sanitätskolonnen  anstatt  Verbandmaterial  Muni- 
tion mit  sich  führten,  wie  dies  ein  amtlicher  öster- 
reichischer Bericht  verbürgt. 

Besonders  geregelt  ist  die  Stellung  der  Gefangenen 
und  Verwundeten  und  zwar  einerseits  in  dem  Haager 
Abkommen,  andererseits  in  der  Genfer  Konvention.  So 
ist  bestimmt,  dass  Kriegsgefangene,  die  nach  gelungener 
Flucht  von  neuem  wieder  gefangen  werden,  für  ihre 
frühere  Flucht  nicht  bestraft  werden  dürfen.  Ferner  ist 
jede  grausame  Behandlung  von  ihnen  aufs  schärfste 

durch  die  anerkannten  Grundsätze  des  internationalen  Rechts 
streng  verboten  ist.  Ich  richte  daher  an  Sie  einen  feierlichen 
Protest  gegen  diese  Art  der  Kriegführung,  welche  dank  den 
Methoden  unserer  Gegner  eine  der  barbarischten  geworden  ist, 
die  man  in  der  Geschichte  kennt." 
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verboten.  Die  Kriegsgefangenen  sollen  wie  Menschen 
behandelt  werden,  dieser  Satz  steht  an  der  Spitze  des 
Gefangenenrechtes.  Leider  sind  auch  dagegen  gerade 
jetzt  wieder  grobe  Verstösse  vorgekommen.  So  wird 
berichtet,  dass  Frankreich  seine  Kriegsgefangenen,  zum 
Teil  wenigstens,  nach  Marokko  und  Korsika  deportiert, 
wo  sie,  des  schlimmen  Klimas  ungewohnt,  noch  oben- 
drein die  schwersten  Arbeiten  verrichten  müssen.  Dass 
sie  dabei,  wenn  nicht  elendiglich  umkommen,  so  doch 
an  Geist  und  Körper  gebrochen  werden,  bedarf  keines 
Beweises.  Noch  schlimmer  geht  Russland  vor.  Nach 
verbürgten  Berichten  verwendete  es  eine  grosse  Anzahl 
seiner  Kriegsgefangenen  zum  Bau  der  Amurbahn,  ver- 
schleppt sie  also  in  ein  Gebiet,  das  man  als  das  un- 
wirtlichste und  ungesündeste  der  ganzen  Welt  bezeichnen 
kann.  Die  dort  herrschende  Kälte  ist  manchmal  so 
gross,  dass  selbst  die  eingeborene  Bevölkerung  Sibiriens 
sie  kaum  ertragen  kann  und  man  deshalb  nur  vereinzelte 
menschliche  Ansiedlungen  trifft.  Wie  anders  muss  es 
erst  einem  Menschen  ergehen,  der  aus  dem  gemässigten 
Klima  Mitteleuropas  in  jene  Wildnis  verbannt  wird! 
Das  sind  schwere,  sehr  schwere  Verstösse  gegen  das 
Völkerrecht,  die  sich  Russland  und  Frankreich  haben  zu 
schulden  kommen  lassen. 

Einen  noch  weitgehenderen  Schutz  lässt  das  Völker- 
recht den  Verwundeten  zuteil  werden.  Schon  in  früherer 
Zeit  ging  die  Tendenz  dahin,  die  kranken  und  verwun- 
deten Militärpersonen  einem  erhöhten  Schutze  zu  unter- 
stellen. Den  Kernpunkt  dieser  Bestrebungen  bildet  die 
sogen.  Genfer  Konvention  von  1864,  revidiert  im  Jahre 
1906.  Der  Zweck,  den  sie  verfolgt,  ist  so  edel  und 
erhebend,  dass  man  sie  wohl  als  den  erspriesslichsten 
aller  völkerrechtlichen  Verträge,,  bezeichnen  kann.  Ihre 
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Hauptsätze  sind  so  klar  und  einleuchtend,  dass  man 
eine  Abweichung  davon  kaum  für  möglich  halten  sollte. 
Doch  schon  die  Balkankriege  haben  diese  Ansicht  um- 
stossen  müssen.  Aber  dass  derartige  Verbrechen  auch 
bei  Völkern  von  sehr  hoch  entwickelter  Kulturstufe  vor- 
kommen, haben  leider  die  jüngsten  Tage  bewiesen.  Die 
durch  alle  möglichen  Mittel  entfesselten  Leidenschaften 
lassen  sich  nicht  durch  die  Schranken  des  Rechtes 
hemmen  oder  sich  durch  die  Rücksichten  der  Humanität 
aufhalten.  Frankreich,  die  alte  Kulturnation,  hat  seinem 
Namen  durch  die  Tat  von  Orchies  ein  bleibendes 
Schandmal  aufgedrückt.  Nach  dem  Berichte  des  General- 
arztes von  Schjerning  wurden  deutsche  Verwundete,  die 
man  dort  zurücklassen  musste,  von  den  Franzosen  auf 
das  fürchterlichste  misshandelt  und  ermordet.  Nicht 
nur,  dass  man  ihnen  die  Pflege  nahm,  die  ihnen  ge- 
bührte, man  hat  sie  noch  in  grässlichster  Weise  ver- 
stümmelt oder  hingeschlachtet,  der  schlimmste  Völker- 
rechtsbruch, der  je  vorgekommen  ist. 

Noch  sind  die  Delikte  zu  erwähnen,  welche  gegen 
Personen,  die  nicht  einen  vollen  aktiven  Kriegstand  be- 
sitzen, begangen  werden  können.  Besonders  handelt  es 
sich  hier  um  die  Stellung  der  Ärzte  und  des  Sanitäts- 
personals. Diese  dürfen  nach  ausdrücklicher  Bestimmung 
der  Genfer  Konvention  nicht  zu  Kriegsgefangenen  ge- 
macht oder  als  solche  behandelt  werden.  Art.  9  bestimmt 
ausdrücklich,  „das  ausschliesslich  zur  Bergung,  zur  Be- 
förderung und  zur  Behandlung  von  Verwundeten  und 
Kranken  sowie  zur  Verwaltung  von  Sanitätsformationen 
und  -anstalten  bestimmte  Personal  soll  unter  allen 
Umständen  geachtet  und  geschützt  werden ;  wenn  es  in 
die  Hände  des  Feindes  fällt,  darf  es  nicht  als  Kriegs- 
gefangener behandelt  werden."    Doch  immer  wieder  hört 
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man  von  der  Gefangennahme  und  Misshandlung  deutscher 
Ärzte,  denen  das  Abzeichen  des  Roten  Kreuzes  abge- 
rissen wird,  und  die  in  scheusslichster  Weise  verge- 
waltigt werden.  —  Endlich  sind  noch  über  den  Parla- 
mentär einige  Worte  zu  sagen.  Als  solcher  gilt  nach 
Art.  32  der  Ordnung  und  Gesetze  des  Landkrieges 
„wer  von  einem  der  Kriegführenden  bevollmächtigt  ist, 
mit  dem  anderen  in  Unterhandlung  zu  treten,  und  sich 
mit  der  weissen  Fahne  zeigt."  Ihm,  wie  den  begleiten- 
den Personen,  ist  freies  Geleite  zugesagt,  d.  h.  sie  dürfen 
nicht  gefangen  genommen  werden,  ohne  dass  die 
gegnerische  Partei  damit  einen  schweren  Verstoss  gegen 
das  Völkerrecht  begeht.  Auch  dagegen  haben  unsere 
Gegner  gefehlt;  so  hat  Frankreich  einen  Parlamentär, 
der  nach  Reims  gesandt  worden  war,  um  die  Stadt  zur 
Übergabe  aufzufordern,  kurzerhand  gefangen  genommen 
und  ins  Innere  des  Landes  weitertransportiert.  Erst  auf 
«die  Vorstellungen  der  deutschen  Regierung  wurde  nach 
6  Wochen  in  Bordeaux  seine  und  seiner  Begleitung 
Freilassung  verfügt. 

Im  Folgenden  wollen  wir  uns  nun  den  Delikten 
zuwenden,  welche  die  Personen  des  passiven  Kriegs- 
standes verletzen.  Personen  des  passiven  Kriegsstandes, 
d.  i.  der  nicht  unter  den  Waffen  stehende  Teil  der  Be- 
völkerung, sind  ebenso  wie  ihr  Eigentum  unantastbar, 
vorausgesetzt,  dass  sie  sich  keine  feindliche  Handlung 
zuschulden  kommen  lassen  und  dass  die  Requirierung 
ihres  Hab  und  Gutes  nicht  unbedingt  geboten  ist.  Die 
Misshandlungen,  die  deutsche  Staatsangehörige  in  Frank- 
reich von  dem  durch  Beamte  unterstützten  Mob  unmittel- 
bar nach  dem  Kriegsausbruch  haben  erleiden  müssen, 
stellen  daher  ebenfalls  ein  schweres  völkerrechtliches 
Delikt  dar.    Desgleichen  ist  natürlich  die  Wegführung 
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wehrloser  Zivilisten,  wie  dies  die  Dreiverbandsmächte 
getan  haben,  aufs  schärfste  zu  verdammen.  Dies  wollen 
unsere  Gegner  nicht  zugestehen,  vielmehr  behaupten  sie, 
Deutschland  hätte  sich  in  dieser  Beziehung  eines  völker- 
rechtlichen Deliktes  schuldig  gemacht  und  führen  immer 
wieder  zum  Beweise  die  Begebenheiten  in  Loewen  an. 
Darauf  ist  aber  zu  sagen:  die  amtlichen  Feststellungen 
der  Deutschen  Regierung  haben  ergeben,  dass  auf  unserer 
Seite  keinerlei  Schuld  vorlag.  Wohl  ist  ein  Teil  der  Stadt 
Loewen  und  ihrer  Kunstschätze  in  Flammen  aufgegangen. 
So  tief  bedauerlich  dies  auch  vom  allgemein  mensch- 
lichen und  speziell  künstlerischen  Standpunkt  aus  ist, 
so  war  diese  Massnahme  doch  unbedingt  geboten. 
Schuld  daran  trägt  die  Belgische  Regierung:  sie  hat  die 
Zivilbevölkerung  Loewens  mit  Waffen  versehen,  hat  sie 
zum  Widerstand  gegen  den  Feind  aufgefordert  und  zur 
verabredeten  Stunde,  zu  der  die  Antwerpener  Besatzung 
einen  Ausfall  machte,  erschienen  in  den  Fenstern  der 
Privathäuser  Loewens  die  geladenen  Gewehrläufe.  Heim- 
tückisch haben  sie  so  Tod  und  Verderben  in  die  Reihen 
unserer  Soldaten  gesandt,  die  sich  bis  dahin  völlig  kor- 
rekt gegen  die  Bevölkerung  benommen  haben.  Dass 
in  dem  nun  einsetzenden  Strassenkampfe  die  Häuser 
dieser  Franktireurs  unter  keinen  Umständen  geschont 
zu  werden  brauchten,  im  Gegenteil  als  warnendes 
Exempel  niedergebrannt  werden  mussten,  ist  ohne  wei- 
teres klar  und  nach  den  Bestimmungen  der  Haager 
Abkommen  gestattet.  Nicht  uns  also  hat  man  den  Vor- 
wurf zu  machen,  dass  wir  uns  gegen  die  Gesetze  des 
Völkerrechts,  welche  den  Schutz  der  friedlichen  Bevöl- 
kerung bezwecken,  vergangen  haben,  wohl  aber  kann 
man  Frankreich  und  Russland  entgegenhalten,  dass  sie 
bei  ihrem  Aufenthalt  im  Oberelsass  bezw.  Ostpreussen 
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keine  Rücksicht  auf  diese  Regeln  genommen  haben. 
Plünderungen  und  Morden  waren  an  der  Tagesordnung, 
Brandstätten  und  Wüsteneien  bezeichnen  noch  heute 
das  Wüten  ihrer  Horden  und  legen  Zeugnis  ab,  wie  ihr 
Betragen  allem  Völkerrechte  Hohn  gesprochen  hat. 

Das  Vermögen  der  Bevölkerung  soll  ferner  dadurch 
geschützt  werden,  dass  die  Haager  Konvention  (4.  Ab- 
kommen Art.  23)  die  Aufhebung  oder  zeitweilige  Ausser- 
kraftsetzung der  Rechte  und  Forderungen  von  Ange- 
hörigen der  Gegenpartei  oder  die  Ausschliessung  ihrer 
Klagbarkeit  verbietet.  Auch  über  diesen  Satz  haben 
sich  die  Dreiverbandsstaaten  kaltblütig  hinweggesetzt. 
So  haben  Ribot  und  Briand,  beide  Minister  des  fran- 
zösischen Staates,  die  Beschlagnahme  deutschen  und 
Österreich-ungarischen  Privateigentums  verfügt.  Der 
deutsche  Palast  auf  der  Lyoner  Ausstellung,  viele  deutsche 
und  österreichisch-ungarische  Handelsniederlassungen, 
der  Grundbesitz,  der  sich  in  deutschen  und  österreich- 
ungarischen Händen  befand,  ja  sogar  die  in  den  Privat- 
wohnungen der  Deutschen  und  Österreicher  befindlichen 
Gegenstände  wurden  auf  diese  unrechtmässige  Weise 
ihrem  Eigentümer  entzogen.  England  ist  noch  einen 
Schritt  weiter  gegangen  und  hat  ein  Zahlungsverbot  er- 
lassen, das  bestimmt,  dass,  wer  an  einen  Deutschen  oder 
Österreicher  zahle,  mit  Zuchthaus  zu  bestrafen  sei. 
Diesem  Beispiel  sind  jetzt  auch  Frankreich  und  Russ- 
land gefolgt.  Dass  auf  dieses  Vorgehen  der  Dreiver- 
bandsstaaten von  Seiten  der  Zentralmächte  in  ähnlicher 
Weise  geantwortet  wurde,  stellt  kein  völkerrechtliches 
Vergehen  dar,  sondern  bedeutet  lediglich  eine  Repres- 
salie. 

Hand  in  Hand  mit  dem  Schutz  der  Bevölkerung 
geht  das  Verbot  der  Beschiessung  unbefestigter  Städte. 


—    75  - 


Trotzdem  wird  die  „offene,  nicht  in  der  Operationszone 
gelegene  Stadt  Freiburg"  von  feindlichen  Fliegern  bom- 
bardiert. Da  die  Erklärung  „über  das  Abwerfen  von 
Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf 
ähnlichen  neueren  Wegen"  durch  Zeitablauf  erloschen 
ist,  so  muss  man  hierauf  wohl  die  Bestimmungen  des 
Landkriegsrechtes  analog  anwenden  und  diese  erklären 
ein  derartiges  Vorgehen  für  völkerrechtswidrig.  Dagegen 
hat  man  uns  den  Vorwurf  gemacht,  dass  wir  unbe- 
festigte Städte  beschiessen  und  zum  Beweis  Scarborough 
und  Hartlepool  angeführt.  Was  es  damit  für  eine  Be- 
wandtnis hat,  ist  in  anderem  Zusammenhang  zu  erwähnen. 

Soviel  über  die  Verstösse,  welche  die  Kriegführen- 
den gegen  einander  verüben!  Im  Folgenden  sind  nun 
die  Verletzungen  des  Landkriegsrechtes  darzulegen,  welche 
die  Kriegsführenden  gegen  die  Neutralen  und  umgekehrt 
sich  zu  Schulden  kommen  lassen  können.  Vor  allem 
haben  sich  die  Kriegführenden  jedes  Angriffes  auf  das 
Gebiet  der  Neutralen,  das  Unverletzlichkeit  geniesst,  zu 
enthalten.  So  hat  Japan  durch  die  Besetzung  der  Schan- 
tungbahn  und  Kiautschaus  überhaupt  —  denn  dieses  ist 
chinesisches  Gebiet  und  war  von  Deutschland  nur  ge- 
pachtet —  Chinas  Neutralität  gebrochen  und  sich  mit 
dem  Völkerrecht  in  Widerspruch  gesetzt.  Einen  noch 
schlimmeren  Neutralitätsbruch  hat  England  begangen, 
der  sich  der  Beschiessung  Kopenhagens  von  1807  würdig 
an  die  Seite  stellt.  Bekanntlich  war  trotz  der  englischen 
Okkupation  Ägypten  immer  noch  türkische  Provinz  und 
war  daher,  wie  die  Türkei  selbst,  bei  Beginn  des  Krieges 
neutral.  Wie  England  diese  Neutralität  geachtet  hat, 
darüber  gibt  ein  halbamtlicher  deutscher  Bericht  vom 
September  1914  Aufschluss.  (Siehe  darüber  den  Bericht 
der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  vom  18.  Sept. 
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1914).  Dieses  Vorgehen  Englands  stellt  einen  der  schlimm- 
sten Neutralitäts-  und  Völkerrechtsbrüche  dar,  die  je  vor- 
gekommen sind. 

Als  Gebiet  ist  auch  der  Luftraum  über  dem  neu- 
tralen Staat  zu  betrachten.  Die  Ereignisse  der  jüngsten 
Zeit  haben  darauf  hingewiesen,  dass  auch  für  ihn  das- 
selbe wie  für  das  übrige  neutrale  Territorium  gilt.  Denn 
die  Schweiz  hat  gegen  das  Überfliegen  ihres  Gebietes 
durch  englische  Flieger  mit  Recht  als  gegen  eine  Ver- 
letzung ihrer  Neutralität  protestiert,  da  auch  ein  solches 
Vorgehen  ein  Benützen  von  neutralem  Gebiet  zu  Kriegs- 
zwecken darstellt  und  deshalb  völkerrechtliches  De- 
likt ist. 

Diesen  Rechten  der  Neutralen  stehen  aber  auch 
Pflichten  gegenüber:  die  neutralen  wie  die  neutralisierten 
Staaten  haben  sich  jedes  kriegerischen  Aktes  zu  ent- 
halten und  wahrhaft  unparteiisch  über  den  Kriegführen- 
den zu  stehen.  Den  neutralisierten  Staaten  ist  überdies 
noch  die  Pflicht  auferlegt,  keinerlei  Bündnisse  einzugehen, 
die  kriegerische  Verwicklungen  im  Gefolge  haben  könnten. 
Deshalb  musste  das  Verhalten  Belgiens  im  jetzigen  Krieg 
uns  als  schweres  Delikt  erscheinen.  Denn  schon  seit 
1911  —  die  in  den  Brüsseler  Archiven  gefundenen 
Akten  haben  es  schlagend  bewiesen  (s.  darüber  Nord- 
deutsche Allgemeine  Zeitung  vom  24.  Nov.  1914  und 
vom  1.  Dez.  1914)  —  hat  die  Belgische  Regierung  be- 
reits mit  den  Ententemächten  (besonders  England)  kon- 
spiriert und  war  fest  entschlossen,  nicht  nur  den  fran- 
zösisch-englischen Anprall  nicht  abzuwehren,  sondern 
darüber  hinaus  auch  aktiv  einzugreifen  und  mit  dem 
Dreiverband  gemeinsame  Sache  zu  machen.  Schon  vor 
dem  Einrücken  der  deutschen  Truppen  flogen  franzö- 
sische Flieger  über  Belgien,  weilten  französische  Offiziere 
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dienstlich  in  Brüssel,  standen  französische  Truppen  in 
Namur,  Erquelines  und  Charleroi,  um  mit  der  belgischen 
Armee  vereint,  in  Deutschland  einzufallen.  Dass  es 
nicht  soweit  kam,  geschah  nur  durch  die  glänzende 
Organisation  der  deutschen  Wehrmacht.  Die  Schuld 
Belgiens  aber  bleibt  trotzdem  bestehen.  Sein  Verhalten 
war  ein  schwerer  Neutralitätsbruch,  ein  grober  Verstoss 
gegen  das  Völkerrecht,  sodass  man  nicht  mit  Unrecht 
behaupten  könnte,  Deutschland  habe  sich  beim  Einfall 
in  Belgien  nicht  nur  im  Notstand,  ja  sogar  in  Notwehr 
befunden. 

Andere,  leichtere  Verstösse  von  dieser  Art  sind 
unschwer  aufzuzählen.  So  besteht  für  die  Neutralen  die 
Pflicht,  auf  ihr  Gebiet  übertretende  Angehörige  einer 
kriegführenden  Streitmacht,  möglichst  fern  vom  Kriegs- 
schauplatz, zu  internieren.  Eine  Verletzung  dieser  Pflicht 
würde  ebenfalls  gegen  das  Völkerrecht  Verstössen; 
genau  wie  die  Duldung  einer  funkentelegraphischen  An- 
lage auf  neutralem  Staatsgebiet  völkerrechtswidrig  wäre. 
—  In  diesem  Zusammenhang  ist  endlich  noch  die  Lie- 
ferung von  Kriegsmaterial  durch  einen  Angehörigen 
eines  neutralen  Staates  zu  erwähnen.  Hier  ist  zu  sagen, 
dass  diese  im  allgemeinen  von  der  neutralen  Regierung 
nicht  verboten  werden  muss.  Nur  muss  die  Lieferung 
beiden  Parteien  zugute  kommen  können,  d.  h.  es  muss 
für  beide  Parteien  nicht  nur  die  rechtliche,  sondern 
auch  die  tatsächliche  Möglichkeit  des  Erhaltes  bestehen. 
In  dem  grossen  europäischen  Krieg  wäre  also  eine 
Lieferung  von  Kriegsmaterial  von  der  Schweiz  aus,  wenn 
sie  an  beide  Teile  erfolgen  würde,  statthaft.  Nicht  aber 
ist  es  eine  solche  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika. Denn  wohl  geben  die  Vereinigten  Staaten  die 
Erlaubnis,  auch  an  Deutschland  Kriegsmaterial  zu  liefern, 
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allein  für  Deutschland  besteht  keine  tatsächliche  Mög- 
lichkeit, in  dessen  Besitz  zu  gelangen.  Deshalb  kommt 
die  Erlaubnis  der  amerikanischen  Regierung  nur  einer 
Partei,  nämlich  dem  Dreiverband  zu  statten.  Daher 
müsste  die  amerikanische  Regierung  die  Ausfuhr  von 
Kriegsmaterial  überhaupt  verbieten,  wenn  es  ihr  ernst 
damit  wäre,  ihre  Neutralität  zu  bewahren  und  das  Völ- 
kerrecht nicht  zu  verletzen. 

II.  Wie  für  den  Landkrieg,  so  haben  auch  für  den 
Seekrieg  die  Mächte  sich  zur  Aufstellung  bestimmter 
Normen  verstanden,  die  beobachtet  werden  müssen,  um 
einen  Völkerrechtsbruch  zu  verhüten.  In  erster  Linie 
sind  diese  natürlich  dazu  geschaffen  worden,  um  für  die 
Kriegführenden  selbst  die  Härten  des  Krieges  zu  mil- 
dern. Deshalb  sind  die  Kriegsparteien,  genau  wie  im 
Landkriege,  nicht  frei  in  der  Auswahl  ihrer  Mittel.  Sie 
sind  vielmehr  an  gewisse  Vorschriften  gebunden,  deren 
Verletzung  zugleich  einen  Bruch  des  Völkerrechts  dar- 
stellt. Besonders  geregelt  ist  zum  Beispiel  das  Legen 
von  Minen.  So  bestimmt  Art.  1  des  8.  Abkommens 
der  Haager  Konvention  von  1907,  dass  kein  kriegfüh- 
render Staat  unverankerte,  selbsttätige  Kontaktminen 
legen  dürfe,  ausser,  wenn  sie  so  eingerichtet  seien,  dass 
sie  spätestens  eine  Stunde,  nachdem  der  Legende  die 
Aufsicht  über  sie  verloren  hat,  unschädlich  werden. 
Ferner  ist  es  verboten,  vor  den  Küsten  und  Häfen  des 
Gegners,  selbsttätige  Kontaktminen  zu  legen,  zu  dem 
alleinigen  Zweck,  die  Handelsschiffahrt  zu  unterbinden. 
England  hat  gegen  Deutschland  den  Vorwurf  erhoben, 
dass  es  diese  Bestimmung  missachtet  habe.  Allein  es 
wird  kein  denkender  Mensch  behaupten  wollen,  dass 
deutsche  Schiffe  allein  zur  Lahmlegung  des  englischen 
Handels  Minen  gelegt  haben.    Diese  Absicht  kann  mit- 
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gespielt  haben,  hat  auch  sicherlich  mitgespielt,  der 
Hauptzweck  war  aber  wohl  die  Gefährdung  der  feind- 
lichen Kriegsflotte.  Zudem  hat  aber  Deutschland  aus- 
drücklich noch  gegen  diesen  Artikel  einen  Vorbehalt 
gemacht,  dem  sich  auch  Frankreich  angeschlossen  hat, 
weil,  wie  der  deutsche  Vertreter  Marschall  von  Bieber- 
stein x)  erklärte,  die  Rechtsnorm  dadurch  ein  subjektives 
Gepräge  erhalten  werde.  Der  Vorwurf  Englands  ist 
demnach  völlig  unbegründet. 

Was  die  Gefangenenfrage  betrifft,  so  ist  ihre  Rege- 
lung die  gleiche  wie  für  den  Landkrieg.  Es  erübrigt 
sich  also,  nochmals  darauf  einzugehen,  da  das  auf  S.  69  ff. 
Gesagte  auch  hierfür  gilt. 

Ein  besonderes  Wort  ist  noch  über  die  Stellung 
der  Verwundeten  zu  sagen.  Zwar  gelten  auch  hier 
prinzipiell  die  Regeln  des  Landkrieges,  also  die  der 
Genfer  Konvention,  doch  bedingt  die  Natur  eines  Krie- 
ges zu  Wasser  verschiedene  Besonderheiten.  Denn  wie 
im  Landkrieg,  so  sind  auch  im  Seekriege  Kranke  und 
Verwundete,  die  in  die  Hände  des  Feindes  fallen,  einer 
sorgsamen  Behandlung  zu  unterwerfen.  Hinzu  kommt 
noch,  dass  jeder  Staat  die  Pflicht  hat,  soweit  es  in 
seiner  Macht  liegt,  Schiffbrüchigen  beizustehen  und  sie 
vom  Tode  des  Ertrinkens  zu  erretten.  Die  Geretteten 
gelten,  soweit  sie  nicht  unter  die  Kranken  und  Verwun- 
deten zu  zählen  sind,  dann  allerdings  als  Kriegsge- 
fangene. —  Der  Satz,  dass  Schiffbrüchigen  Hilfe  ge- 
leistet werden  muss,  ist  nur  von  Gedanken  der  Huma- 
nität diktiert;  man  sollte  daher  meinen,  dass  wenigstens 
in  der  Jetztzeit  er  nicht  mehr  übertreten  werden  würde. 


1)  Müller  (Meiningen),  Weltkrieg  und  Völkerrecht  1915 
Kap.  30  S.  314. 
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Doch  dem  ist  nicht  so:  England  ist  der  berechtigte  Vor- 
wurf zu  machen,  dass  es  bei  verschiedenen  Schiffszu- 
sammenstössen  in  Seegefechten  die  Schiffbrüchigen, 
die  zu  retten  gewesen  wären,  ihrem  Schicksal  über- 
lassen hat.  Ein  grober  Verstoss  gegen  das  internatio- 
nale Recht! 

Für  die  Aerzte  und  das  Sanitätspersonal  sind  die 
Vorschriften  die  gleichen  wie  im  Landkriege;  besonderes 
ist  nur  noch  von  den  Lazarettschiffen  zu  erwähnen.  Diese 
sind  für  besonders  achtungswürdig  erklärt  und  vor 
allem  der  Beschlagnahme  entzogen.  Trotzdem  wurde 
das  Lazarettschiff  „Ophelia"  von  englischer  Seite  be- 
schlagnahmt. Zuerst  begründete  man  dies  damit,  dass 
es  Minen  am  Bord  gehabt  hätte,  eine  Behauptung,  die 
sich  völlig  als  unwahr  herausstellte.  Dann  war  es  die 
funkentelegraphische  Einrichtung,  welche  die  Wegnahme 
rechtfertigen  sollte.  Dem  steht  aber  Art.  8  des  10.  Ab- 
kommens der  zweiten  Haager  Konferenz  entgegen,  der 
bestimmt:  „Als  geeignet,  um  den  Verlust  des  Schutzes 
zu  begründen,  soll  weder  die  Tatsache  gelten,  dass  das 
Personal  dieser  Schiffe  und  Lazarette  zur  Aufrechter- 
haltung der  Ordnung  und  zur  Verteidigung  der  Ver- 
wundeten oder  Kranken  bewaffnet  ist,  noch  die  Tat- 
sache, dass  sich  eine  funkentelegraphische  Einrichtung 
am  Bord  befindet."  Da  auch  dieser  Grund  hinfällig 
wurde,  so  behauptete  das  britische  Auswärtige  Amt. 
dass  der  Name  der  „Ophelia"  als  Lazarettschiff  ihr 
nicht  bestimmungsgemäss  bekannt  gemacht  worden  sei, 
eine  Erklärung,  die  von  deutscher  amtlicher  Seite  aus- 
drücklich für  falsch  erklärt  worden  ist.  Englands  Vor- 
gehen deckt  daher  kein  Rechtstitel,  es  ist  und  bleibt 
ein  schlimmer  Missbrauch  des  Völkerrechtes. 
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Zum  Schlüsse  sind  noch  die  Delikte  zu  erwähnen, 
die  im  Seekriege  gegen  Personen  mit  passivem  Kriegs- 
stande begangen  werden  können.  Natürlich  ist  deren 
Leben  unantastbar,  gegen  sie  darf  selbstverständlich 
keine  Gewalt  verübt  werden,  wenn  sie  sich  keine  feind- 
selige Handlung  zu  Schulden  kommen  lassen,  da  sie 
nicht  zur  bewaffneten  Macht  gehören.  Auch  ihr  Hab 
und  Gut  ist,  teilweise  wenigstens,  durch  das  Völkerrecht 
geschützt;  denn  die  Beschiessung  von  offenen  Städten 
durch  Seestreitkräfte  ist  ebenfalls  verboten  und  deshalb 
völkerrechtliches  Delikt.  Hier  erhebt  sich  aber  nun  die 
Frage,  wann  eine  Stadt  als  befestigt  und  wann  sie  als 
offen  zu  gelten  hat.  Man  wird  darauf  antworten  müssen, 
dass  eine  Stadt  dann  als  befestigt  angesehen  werden 
muss,  wenn  sie  mit  irgend  welchen  Verteidigungsmitteln 
ausgestattet  ist.  Damit  entfällt  von  selbst  der  Vorwurf 
Englands,  dass  Deutschland  durch  die  Beschiessung 
von  Scarborough  und  Hartlepool  sich  eines  Völker- 
rechtsbruches schuldig  gemacht  habe.  Denn  die  offi- 
zielle Reuternote  vom  Dezember  1914  sagt  wörtlich: 
„Unsere  Strandbatterien  beantworteten  das  Feuer." 
Städte,  die  mit  Strandbatterien  armiert  sind,  sind  aber 
keine  offene  Städte,  und  haben  daher  auch  auf  deren 
Schutz  keinen  Anspruch. 

Während  aber  im  Landkriege  das  gesamte  Privat- 
eigentum der  friedlichen  Bevölkerung  geschützt  ist  und 
ausdrücklich  das  Beutemachen  untersagt  ist,  besteht 
diese  Vorschrift  im  Seekriegsrecht  bis  heute  noch  nicht. 
Die  Schuld  daran  trägt  England:  dieses  Land  hat  sich 
immer  geweigert,  von  dem  Beuterecht  abzugehen.  Nun 
erntet  es  die  Früchte,  die  es  selbst  gesät  hat.  Durch 
die  Anerkennung  der  Freiheit  des  Seebeuterechtes  ist 
heute  ein  grosser  Teil  des  englischen  Handels  unter- 
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bunden.  Hoffentlich  wird  mit  dem  Verfall  der  Welt- 
machtstellung Englands  auch  das  Seebeuterecht  aufge- 
hoben werden  und  auch  zur  See  das  Privateigentum 
den  ihm  gebührenden  Schutz  gemessen. 

Die  Anerkennung  des  Seebeuterechts  besagt:  Jeder 
kriegführende  Staat  darf  feindliche  Schiffe  beschlag- 
nahmen, doch  darf  sich  die  Beschlagnahme  nur  dann 
auch  auf  die  Ladung  erstrecken,  wenn  diese  selbst  in 
feindlichem  Eigentum  steht.  Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  zu  beschlagnahmen,  ist  völkerrechtliches 
Delikt,  zwar  nicht  gegen  den  kriegführenden  Staat, 
wohl  aber  gegen  den  neutralen.  Ferner  sind  noch  einige 
Beschränkungen  des  Seebeuterechtes  zu  erwähnen. 
Schiffe,  welche  der  Küstenfischerei  oder  der  Verrich- 
tung der  kleinen  Lokalschiffahrt  dienen,  dürfen  nach  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  nicht  beschlagnahmt  wer- 
den. Endlich  dürfen  auch  nicht  sämtliche  feindliche 
Ladungen  beschlagnahmt  werden;  ausdrücklich  ist 
z.  B.  bestimmt,  dass  Briefpostsendungen,  die  aus  nicht 
blockierten  Häfen  kommen,  der  Beschlagnahme  nicht 
unterliegen.  Die  deutschen  Häfen  sind  aber,  wie  spä- 
ter darzulegen  ist,  nicht  blockiert.  Trotzdem  hat  Eng- 
land bei  der  Beschlagnahme  von  deutschen  Schiffen, 
die  auf  ihnen  gefundene  Post,  statt  sie  weiter  zu  beför- 
dern, in  das  Meer  geworfen  —  vermutlich  um  die 
Wahrheit  vom  Auslande  fernzuhalten  —  und  hat  da- 
durch seinen  vielen  Völkerrechtsbrüchen,  die  es  in  dem 
gegenwärtigen  Krieg  begangen  hat,  einen  weiteren  hin- 
zugefügt. 

Bisher  war  nur  die  Rede  von  den  Delikten,  welche 
die  Kriegführenden  im  Seekriege  gegen  einander  be- 
gehen können.  Im  Folgenden  ist  nun  von  den  Delikten 
gegen  neutrale  und  von  neutralen  Staaten  zu  sprechen. 
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Oberstes  Prinzip  ist  auch  hier,  dass  neutrales  Gebiet 
nicht  zum  Schauplatz  von  Kriegsereignissen  gemacht 
werden  darf.  Die  Häfen  und  Küstengewässer  von  neu- 
tralen Staaten  sind  kein  Kampfgebiet.  Es  darf  also  in 
neutralen  Gewässern  kein  Seekampf  stattfinden.  Wenn 
trotzdem  der  englische  Kreuzer  „Highflyer"  in  dem  spa- 
nischen Hafen  Rio  de  Oro  den  deutschen  Hilfskreuzer 
„Kaiser  Wilhelm  der  Grosse"  angegriffen  und  versenkt 
hat,  so  bedeutet  dies  einen  Völkerrechtsbruch  gegenüber 
Spanien,  dessen  Neutralität  von  England  zu  respektieren 
war.  —  Ferner  darf  in  neutralen  Gewässern  kein  Flot- 
tenstützpunkt errichtet,  keine  Durchsuchung  ausgeführt 
und  kein  Schiff  beschlagnahmt  werden.  Trotzdem  hat 
Frankreich  in  den  italienischen  Hoheitsgewässern  solche 
Beschlagnahmen  ausgeführt  und  damit  sich  gegen  das 
Völkerrecht  vergangen.  Allerdings  sind  einige  von  die- 
sen Schiffen  auf  den  Protest  der  italienischen  Regierung 
hin  wieder  freigegeben  worden. 

Andererseits  dürfen  auch  die  neutralen  Staaten 
selbst  kein  Unternehmen  ausführen,  das  ihrer  Neutra- 
lität gefährlich  werden  könnte.  Sie  müssen  bestrebt 
sein,  ihre  Neutralität  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  be- 
wahren. Sie  dürfen  also  keinen  der  Kriegführenden 
unterstützen,  und  müssen  vor  allem  verhindern,  dass  in 
ihrem  Hoheitsbereiche  ein  Schiff  ausgerüstet  oder  be- 
waffnet wird,  das  der  Seestreitmacht  eines  kriegführen- 
den Teiles  eingereiht  werden  soll,  und  ebenso  Vorsorge 
treffen,  dass  kein  solches  Schiff  aus  ihren  Häfen  aus- 
läuft. Die  in  der  Presse  oft  erwähnte  Lieferung  von 
Unterseebooten  von  Seiten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  an  England  ist  demnach  völkerrechts- 
widrig (soll  ja  auch  jetzt  durch  die  amerikanische  Re- 
gierung verboten  worden  sein).  —  Die  neutralen  Staa- 
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ten  müssen  immer  darnach  trachten,  beiden  Par- 
teien gerecht  zu  werden,  keine  zu  bevorzugen.  Nur 
dann  können  sie  eine  völkerrechtmässige  Neutralität  be- 
wahren. 

Im  Weiteren  sind  gesondert  noch  die  Verstösse 
gegen  die  Bestimmungen  zu  erwähnen,  welche  die  Kon- 
trebandeführung  und  den  Blockadebruch  regeln.  Werden 
diese  Regeln  verletzt,  so  begeht  der  aufbringende  Staat 
zweifellos  ein  schweres  Delikt,  nämlich  Neutralitäts- 
bruch. Insoferne  gehören  diese  Delikte  eigentlich  zu 
den  auf  S.  83  aufgeführten  Vergehen.  Allein  wegen 
der  Wichtigkeit  der  hierhergehörenden  Fragen  und  auch 
wegen  ihrer  Bestrittenheit  wollen  wir  sie  abgesondert 
von  den  übrigen  derartigen  Delikten  behandeln. 

Wir  beginnen  mit  dem  Blockadebruch.  Blockade 
ist  Absperrung  der  feindlichen  Küste  durch  die  Flotte 
des  Gegners.  Ist  die  Blockade  über  einen  Küstenstrich 
verhängt,  so  darf  kein  neutrales  Schiff  es  versuchen, 
mit  der  blockierten  Küste  in  Verbindung  zu  treten;  tut 
es  dies  trotzdem,  so  riskiert  es  den  Verfall  von  Schiff 
und  Ladung.  Doch  ist  zu  beachten,  dass  eine  wirk- 
same Blockade  vorliegen  muss.  Dazu  gehören  aber 
drei  Erfordernisse:  erstens  die  Blockade  muss  effektiv 
sein,  d.  h.  durch  eine  Streitmacht  aufrechterhalten  wer- 
den, die  hinreicht,  um  den  Zugang  zur  Küste  des  Feindes 
wirklich  zu  verhindern.  Zweitens  muss  die  Blockade  loka- 
lisiert sein  —  nämlich  auf  die  feindlichen  Häfen  — 
drittens  muss  die  Blockade  notifiziert  sein.  Von  diesen 
drei  Erfordernissen  besitzt  die  momentan  von  England 
angeblich  über  Deutschland  verhängte  Blockade  höch- 
stens die  letzte.  England  ist  nicht  im  Stande,  unsere 
Häfen  abzusperren  —  die  kühnen  Taten  unserer  Flotte 
haben  es  zur  Genüge  bewiesen.    Zum  zweiten  will 
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England  unsere  Häfen  nicht  sperren,  sondern  die  Nord- 
see. Blockade  der  offenen  See  ist  aber  nach  dem 
oben  aufgestellten  Grundsatz  vollkommen  ausgeschlossen. 
Die  Blockade  Englands  ist  daher  tatsächlich  nur  eine 
papierene,  in  Wirklichkeit  ist  sie  überhaupt  keine 
Blockade  und  kann  daher  von  Rechtswegen  auch  nicht 
deren  Folgen  nach  sich  ziehen.  Ein  Blockadebruch  ist 
eigentlich  unmöglich.  England  kümmert  sich  auch  in 
diesem  Punkt  nicht  im  geringsten  um  das  internatio- 
nale Recht.  Alle  neutralen  Schiffe,  die  nach  deutschen 
Häfen  bestimmt  sind,  bringt  England  in  der  Nordsee 
auf  und  betrachtet  sie  als  Blockadebrecher.  Dass  es 
damit  einen  groben  Verstoss  gegen  das  Völkerrecht  be- 
geht, schiert  England  wenig,  noch  weniger  natürlich, 
dass  der  Handel  der  Neutralen  einen  grossen  Schlag 
erhält. 

Aber  selbst  dann,  wenn  eine  wirksame  Blockade 
vorliegt,  kann  von  einem  Blockadebruch  nur  die  Rede 
sein,  wenn  das  neutrale  Schiff  unmittelbar  auf  die 
blockierte  Küste  lossteuert.  Abzulehnen  ist  also  die 
Theorie  der  fortgesetzten  Reise,  wonach  ein  neutrales 
Schiff  auch  dann  beschlagnahmt  werden  könne,  wenn 
es  zuerst  einen  neutralen  Hafen  anläuft  und  anzunehmen 
ist,  dass  Schiff  oder  Ladung  einen  anderen  Bestim- 
mungsort, nämlich  einen  Platz,  welcher  dem  feindlichen 
Gebiete  angehört,  haben.  Art.  39  des  ersten  Kapitels 
des  Schlussprotokolls  der  Londoner  Seekriegskonferenz 
bestimmt:  „Ein  die  Beschlagnahme  eines  Schiffes  recht- 
fertigender Blockadebruch  ist  nicht  als  vorliegend  an- 
zunehmen, wenn  sich  das  Schiff  derzeit  auf  der  Fahrt 
nach  einem  nicht  blockierten  Hafen  befindet,  wie  auch 
immer  die  spätere  Bestimmung  von  Schiff  oder  Ladung 
sein  mag."    Selbst,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass 
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die  englische  Blockade  wirksam  wäre,  so  müsste  man 
trotzdem  England  des  Völkerrechtsbruches  bezichtigen, 
da  es  auch  diese  Bestimmungen  handhabt,  wie  es  ihm 
passt.  Es  beschlagnahmt  alle  Schiffe,  deren  Ladung 
möglicherweise  für  Deutschland  bestimmt  sein  könnte, 
gleichgültig,  wohin  der  Kurs  des  Schiffes  gerade  gerich- 
tet ist.  Die  Folge  von  diesem  allem  Völkerrechte  Hohn 
sprechenden  Verhalten  Englands  ist,  dass  die  Häfen 
Hollands,  Dänemarks,  Schwedens  und  Norwegens  ver- 
ödet daliegen.  Das  Scherzwort  „Britannia  wave  thes 
rules"  ist  zur  bitteren  Wahrheit  geworden. 

Im  Folgenden  gelangen  wir  zu  einem  der  wich- 
tigsten Gebiete  des  ganzen  Seekriegsrechtes,  nämlich  zur 
Kontrebandefrage.  Vorauszuschicken  ist,  was  alles 
Kontrebande  darstellt.  Hier  ist  zu  sagen :  Kontrebande l) 
sind  alle  Gegenstände,  die  für  die  Armee  oder  die 
Flotte  eines  der  kriegführenden  Staaten  bestimmt  und 
zugleich  geeignet  sind,  die  Zerstörungskraft  der  Krieg- 
führenden zu  mehren;  die  ferner  eigens  zu  Kriegs- 
zwecken hergestellt  und  ohne  Weiterverarbeitung  dazu 
dienen  sollen,  und  deren  ursprünglicher  und  gewöhn- 
licher Gebrauch  kriegerisch  ist.  Solche  Gegenstände 
darf  grundsätzlich  kein  neutrales  Schiff  an  Bord  führen, 
ohne  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  dass  bei  einer  eventl. 
Durchsuchung  seine  Ladung  eventl.  auch  das  Schiff 
selbst  verfällt. 

Was  Kontrebande  ist,  welche  Gegenstände  dazu  ge- 
rechnet werden,  zählt  das  zweite  Kapitel  des  Schluss- 
protokolls der  Londoner  Seerechtskonferenz  auf.  Hier 
werden  drei  Listen  aufgeführt,  einmal  die  sogen.  Frei- 
liste (Art.  28  und  29),  welche  die  Gegenstände  aufzählt, 


1)  Wiegner,  Die  Kriegskontrebande  1904.  S.  193. 
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die  niemals  Kontrebande  sein  können;  dann  die  Liste 
der  absoluten  Kontrebande  (Art.  22  und  23)  und  drittens 
die  der  relativen  Kontrebande  (Art.  24  und  25).  Wohl 
sind  die  Listen  der  absoluten  und  relativen  Kontrebande 
nicht  streng  feststehend,  insoferne  nämlich  eine  jede 
Macht  durch  Bekanntgabe  an  die  anderen  Regierungen 
noch  andere  Gegenstände  dafür  erklären  kann.  Allein 
diese  Befugnis  ist  nicht  unbeschränkt.  Denn  einmal 
können  Gegenstände,  die  in  der  Freiliste  aufgeführt 
werden,  niemals  als  Kontrebande  erklärt  werden.  Zum 
zweiten  ist  es  ausgeschlossen,  die  Gegenstände  der  re- 
lativen Kontrebande  als  zur  absoluten  gehörig  zu  er- 
klären. England  hat  sich  auch  hier  nicht  an  die  inter- 
nationalen Regeln  gehalten.  Es  hat  fast  alle  Artikel  der 
relativen  Kontrebande  für  absolute  erklärt,  vor  allem 
natürlich  Lebensmittel.  So  behandelt  es  alle  neutralen 
Schiffe,  die  für  deutsche  Rechnung  Getreide  geladen 
haben,  als  Kontrebandeführer,  ohne  darum  zu  fragen, 
ob  das  Getreide  für  die  deutsche  Streitmacht  oder  für 
deutsche  Verwaltungsstellen  bestellt  ist.  Ferner  hat  es 
Artikel  der  Feiliste  auch  als  Kontrebande  behandelt. 
Besonders  ist  es  Baumwolle,  die  hier  zu  erwähnen  ist. 
Alle  nach  Deutschland  fahrenden  neutralen  Baumwolle- 
schiffe werden  von  England  als  Kontrebandeführer  be- 
handelt. Gegen  diese  schweren  Verstösse  gegen  das 
Völkerrecht  haben  endlich  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  deren  Baumwollenhandel  fast  gänzlich 
unterbunden  war,  Front  gemacht  und  der  englischen 
Regierung  eine  Protestnote  überreicht.  In  der  Antwort 
soll  England  jetzt  eingelenkt  haben  und  einerseits  Baum- 
wolle wieder  für  frei  erklärt  haben,  andererseits  sich 
zur  Zahlung  des  Schadens  bereit  erklärt  haben.  Ge- 
naueres darüber  zu   erfahren,   ist  augenblicklich  un- 
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möglich.  Auf  jeden  Fall  ist  es  an  der  Zeit,  dass  der 
Willkür  und  Despotie  Englands  ein  Riegel  vorge- 
schoben wird,  damit  das  Völkerrecht  wieder  zu  Ehren 
komme. 

Der  Führung  von  Kontrebande  wird  gleichgestellt 
die  sogen,  neutralitätswidrige  Unterstützung,  d.  i.  die 
Beförderung  von  Kriegsmannschaften  oder  Nachrichten 
im  Interesse  des  Feindes.  Beides  ist  den  neutralen 
Schiffen  untersagt.  Tun  sie  es  trotzdem,  so  steht  als 
Strafe  darauf  die  Einziehung  der  Ladung,  eventl.  auch 
des  Schiffes  selbst.  Ferner  dürfen  die  in  die  feindliche 
Streitmacht  eingereihten  Truppen,  die  sich  auf  dem 
neutralen  Kauffarteischiffe  befinden,  nach  Art.  47  der 
Londoner  Seerechtsdeklaration  zu  Kriegsgefangenen 
gemacht  werden.  Wann  kann  man  nun  von  Kriegs- 
mannschaften,  von  in  die  feindliche  Streitmacht  einge- 
reihten Personen  sprechen?  Nach  dem  Weissbuch 
umfasst  dieser  Begriff  solche  Personen,  die  nach  den 
Gesetzen  ihres  Landes  zum  Dienst  einberufen  und  zu 
ihren  Truppenteil  gestossen  sind,  d.  h.  also  sich  in  der 
Dienstleistung  befinden 1).  Reservisten  und  Rekruten, 
die  nach  unserer  Verfassung  als  in  das  stehende 
Heer  eingereiht  gelten,  sind  es  also  nicht.  Das  ist  von 
grosser  Wichtigkeit  für  diejenigen  Staaten,  von  denen 
eine  grosse  Zahl  Wehrpflichtiger  jenseits  des  Ozeans 
lebt.  Denn,  wollte  man  ,.das  Recht  der  Kontrebande 
per  analogiam  auf  alle  diese  Personen  anwenden,  die 
nach  dem  Rechte  ihres  Landes  zu  einer  militärischen 
Dienstleistung  verpflichtet  sind,  so  würde  man  fast 
allen  männlichen  Angehörigen  eines  Staates  mit  allge- 


1)  v.  Gross,  Neutralitätswidrige  Unterstützung,  1913. 

S.  73. 
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meiner  Wehrpflicht  die  Benutzung  neutraler  Schiffe  un- 
möglich machen."  l)  England  hat,  fast  könnte  man 
sagen,  „natürlich"  auch  diese  Bestimmung  nicht  be- 
achtet. Tausende  von  Deutschen  leben  in  Amerika. 
Beim  Ausbruch  des  Krieges  wollten  auch  sie  ihre 
Pflicht  gegenüber  dem  Vaterland  erfüllen,  sei  es,  dass 
es  sich  um  schon  gediente  Leute  —  Reservisten  und 
Landwehrleute  — ,  sei  es,  dass  es  sich  um  Kriegsfrei- 
willige handelte.  Doch  alle  neutralen  Schiffe,  die  sie 
beförderten,  wurden  von  England,  teilweise  auch  von 
Frankreich,  angehalten,  der  neutralitätswidrigen  Unter- 
stützung bezichtigt  und  die  darauf  befindlichen  Deut- 
schen gefangen  gesetzt.  Die  Ententemächte  haben  mit 
diesem  Vorgehen  auch  jeder  Logik  Hohn  gesprochen, 
denn  es  ist  doch  unmöglich,  Personen,  die  den  Kriegs- 
gesetzen nicht  unterworfen  sind,  so  zu  behandeln,  als 
ob  sie  schon  zur  feindlichen  Armee  gehörten,  und  zu 
Kriegsgefangenen  gemacht  werden  könnten 2).  Dass 
auch  das  Völkerrecht  aufs  schwerste  verletzt  wurde, 
ist  klar  und  zwar  nicht  nur  gegenüber  Deutschland, 
sondern  auch  gegenüber  allen  neutralen  Ländern,  deren 
Schiffe  auf  diese  Weise  belästigt  wurden  3). 

1)  Schramm,  Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der 
Londoner  Seekriegsrechtskonferenz.  1911.  S.  199. 

2)  Schramm  S.  199. 

3)  Eine  andere  Ansicht  vertritt  Wehberg  im  Handbuch 
des  Völkerrechts,  1915,  Band  4,  S.  311  ff.  Er  erklärt,  dass  alle 
Angehörige  einer  feindlichen  Macht,  soweit  sie  nicht  zum  Hee- 
resdienst untauglich  sind,  gefangen  gesetzt  werden  dürften.  Zum 
Beweise  führt  er  an,  dass  in  dem  jetzigen  Kriege  die  verschie- 
denen Kriegführenden  die  zum  Militärdienst  tauglichen  Unter- 
tanen der  feindlichen  Mächte  zurückbehielten  und  gefangen 
setzten  und  dadurch  diese  Frage,  die  früher  für  das  Landkriegs- 
recht bestritten  war,  in  diesem  Sinne  erledigten.    Was  aber  für 


—    90  - 


B.  Dass  natürlich  die  Delikte  gegen  die  Konven- 
tionen, die  nicht  Kriegsrecht  enthalten,  viel  weniger 
wichtig  sind,  liegt  auf  der  Hand,  zumal  die  wichtigsten 
hierhergehörenden  Vereinbarungen,  nämlich  die  Berner 
Übereinkunft  zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur 
und  Kunst  und  die  Pariser  Übereinkunft  für  den  inter- 
nationalen Schutz  des  gewerblichen  Eigentums,  zum  Teil 
hier  ausscheiden.    Nur  insoweit  sind  sie  hier  zu  er- 

das  Landkriegsrecht  gelte,  müsse  auch  für  das  Seekriegsrecht 
gelten.  Dem  ist  entgegenzuhalten,  dass  keineswegs  die  Gesetze 
des  Landkriegsrechts  analoge  Anwendung  auf  das  Seekriegsrecht 
finden  können,  sonst  wäre  z.  B.  nicht  zu  erklären,  dass  im  Land- 
kriege das  Privateigentum  geschützt  ist,  nicht  aber  im  Seekriege. 

Zum  zweiten  möge  man  bedenken,  wie  die  Gefangen- 
setzung der  feindlichen  Ausländer  historisch  vor  sich  ge- 
gangen ist.  Den  Anfang  damit  hat  England  gemacht,  wonach 
ein  Schrei  der  Entrüstung  durch  ganz  Deutschland  ging;  allge- 
mein hat  man  dieses  Vorgehen  als  völkerrechtswidrig  empfunden. 
Da  die  englische  Regierung  trotz  Vorstellung  der  deutschen 
Regierung  von  dieser  Massnahme  nicht  abging,  so  griff  Deutsch- 
land zum  gleichen  Mittel.  Dies  bedeutet  aber  nur  eine  Repres- 
salie und  keineswegs  eine  Anerkennung  des  Satzes,  dass  die 
Gefangennahme  von  Angehörigen  einer  feindlichen  Macht,  die 
nicht  ins  Heer  eingereiht  sind,  gestattet  sei. 

Zum  dritten  endlich  enthält  das  Weissbuch  der  Londoner 
Seekriegs-Konferenz  eine  autoritative  und  zwar  restriktive  Inter- 
pretation des  Begriffs  „Eingereihtsein."  Als  eingereiht  sollen  nur 
die  gelten,  die  nach  dem  Gesetze  ihres  Landes  zum  Heeres- 
dienst einberufen  und  zu  ihrem  Truppenteil  gestossen  sind. 
Wenn  Wehberg  meint,  man  könne  es  einem  Staat  nicht  zu- 
muten, die  Rückkehr  der  wehrpflichtigen  Angehörigen  eines 
mit  ihm  im  Kriege  befindlichen  Staates,  die  in  überseeischen 
Ländern  wohnen,  zuzulassen,  wenn  es  in  seiner  Macht  läge,  dies 
zu  verhindern,  so  mag  dies  in  vielen  Beziehungen  nicht  unge- 
recht erscheinen,  allein  dies  hat  nur  de  lege  ferenda  Bedeutung. 
Das  geltende  Recht  steht,  wie  das  Weissbuch  zeigt,  auf  einem 
grundsätzlich  anderen  Standpunkt. 
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wähnen,  als  sie  von  einem  der  Vertragsstaaten  selbst 
verletzt  werden.  Ein  solcher  Verstoss  ist  z.  B.  der,  dass 
ein  Staat  einem  oder  allen  Vertragsstaaten  gegenüber  in 
rechtswidriger  Weise  die  Bestimmungen  dieser  Konven- 
tionen für  abgeschafft  erklärt.  Nun  haben  England, 
Frankreich  und  Russland  den  Schutz  aller  deutschen 
und  Österreich-ungarischen  Patente  und  Marken  für  auf- 
gehoben erklärt.  Ob  sie  sich  dadurch  gegen  die  Pariser 
Übereinkunft  vergangen  haben,  ist  bestritten.  Denn  auf 
der  einen  Seite  erklärt  man,  durch  den  Krieg  würden 
alle  nicht  auf  den  Krieg  bezüglichen  Verträge  aufge- 
hoben; dann  wäre  das  Vorgehen  jener  Staaten  nur  in- 
soweit Delikt,  als  sie  auch  diejenigen  Patente  und  Marken 
deutschen  und  Österreich-ungarischen  Ursprungs  für  un- 
geschützt erklärten,  die  in  ihren  Territorien  eingetragen 
waren.  Denn  dadurch  haben  sie  den  Art.  23,  lit.  h.  des 
vierten  Abkommens  der  zweiten  internationalen  Friedens- 
konferenz verletzt,  da  sie  wohl  erworbene  Rechte  ver- 
nichtet haben.  Die  andere  Meinung  billigt  dagegen  dem 
Krieg  nur  insoweit  vertragslösende  Kraft  zu,  als  es  sich 
nicht  um  rechtsetzende  Verträge  handle.  Nach  dieser 
Ansicht  würde  das  Vorgehen  der  Dreiverbandsmächte 
einen  Verstoss  gegen  die  vorgenannte  Konvention  dar- 
stellen, und  auch  in  dieser  Hinsicht  ein  völkerrechtliches 
Delikt  bilden. 

Übrig  bleiben  noch  die  Delikte,  die  sich  gegen  die 
internationalen  Normen  richten,  die  für  den  Zivilprozess 
aufgestellt  sind  (1905).  Ein  Verstoss  gegen  diese  würde 
z.  B.  die  Ablehnung  eines  Ersuchens  um  Rechtshilfe 
seitens  eines  der  beteiligten  Staaten  bilden,  da  in  diesem 
Abkommen  die  Kontrahenten  sich  gegenseitig  Rechts- 
hilfe zugestanden  haben.  Doch  sind  die  Verstösse  gegen 
diese  Vereinbarung  in  der  Praxis  nicht  häufig  und  natur- 


—    92  - 


gemäss  von  viel  geringerer  Tragweite,  als  es  die  gegen 
das  internationale  Kriegsrecht  sind. 

Damit  wäre  in  wenigstens  grossen  Umrissen  — 
eine  Eingehung  auf  Details  ist,  wie  oben  erwähnt,  un- 
möglich — ,  die  Besprechung  der  unmittelbaren  völker- 
rechtlichen Delikte  erledigt.  Ihnen  reihen  sich  die  inter- 
nationalen Vergehen  an,  die  von  einem  Angehörigen 
eines  Staates  gegen  einen  anderen  Staat  direkt  oder 
indirekt  begangen  werden,  in  deren  Darstellung  wir  im 
Folgenden  eintreten  wollen. 

2.  Abschnitt. 
§  11. 

Die  mittelbaren  Delikte. 

Begeht  irgend  eine  Person  gegen  einen  fremden 
Staat  oder  einen  Angehörigen  dieses  Staates  eine  un- 
erlaubte oder  strafbare  Handlung,  so  ist  sie,  wenn  ihre 
Tätigkeit  auf  dem  fremden  Territorium  stattgefunden  hat, 
nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  verantwortlich.  Nun 
ist  es  aber  möglich,  dass  entweder  die  Handlung  gar 
nicht  in  dem  fremden  Staatsgebiete  sich  vollzogen  hat 
oder  aber  der  Täter  vor  der  Ergreifung  jenes  Staats- 
gebiet verlassen  hat  und  auf  ein  anderes  geflüchtet  ist, 
wo  es  dem  direkt  oder  indirekt  verletzten  Staate  un- 
möglich ist,  ihn  seiner  Tat  wegen  selbst  büssen  zu 
lassen,  falls  nicht  der  Staat,  in  dem  er  sich  nun  aufhält, 
ihn  dem  verletzten  Staate  ausliefert.  Diese  Auslieferung 
geschieht  aber  nur  bei  Kriminalverbrechen  und  auch 
dann  nicht,  wenn  entweder  kein  Auslieferungsvertrag 
besteht  oder  das  betr.  Delikt  nicht  in  den  Vertrag  auf- 
genommen ist  oder  es  sich  um  Angehörige  des  Aufent- 
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haltsstaates  handelt.  In  einem  solchen  Falle  ist  dann 
der  Aufenthaltsstaat  gewöhnlich  verpflichtet,  dem  Schul- 
digen die  gebührende  Busse  aufzuerlegen.  Tut  er  dies 
nicht,  so  begeht  er  damit  ein  völkerrechtliches  mittel- 
bares Delikt. 

Den  Grund  hierfür  kann  neben  anderem,  wie  z.  B. 
böswilliger  Absicht,  oft  ein  Versagen  der  Gesetze  bilden  ; 
dann  ist  prinzipiell  der  Staat  dazu  verpflichtet,  seine 
Gesetzgebung  zu  ändern,  aber  nur  prinzipiell.  Denn  es 
kann  einem  Staate  kraft  seiner  Souveränität  nicht  zuge- 
mutet werden,  seine  Gesetzgebung  in  völlig  kongruenter 
Weise  mit  der  der  anderen  Staaten  zu  regeln.  Nur  so- 
weit besteht  diese  Pflicht,  als  entweder  durch  interna- 
tionalen Vertrag  die  Regelung  vorgeschrieben  oder  es 
sich  um  eine  solche  Bestimmung  handelt,  die  unmittel- 
bar für  einen  geordneten  Verkehr  der  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft angehörenden  Staaten  und  ihrer  Untertanen 
in  Betracht  kommt.  Man  nehme  z.  B.  an,  in  Italien  sei 
ein  Deutscher  von  einem  Italiener  homosexuell  miss- 
braucht worden;  in  Italien  besteht  nun  kein  Verbot  der 
homosexuellen  Betätigung.  Infolgedessen  müsste  die 
italienische  Regierung  ein  etwaiges  Ersuchen  der  deut- 
schen Regierung  (das  natürlich  erst  ergehen  könnte, 
wenn  der  Verletzte  vergeblich  die  italienischen  Gerichte 
angerufen  hätte)  um  Bestrafung  der  Täter  abschlägig  be- 
scheiden. Könnte  nun  verlangt  werden,  dass  Italien 
in  diesem  Punkte  seine  Gesetzgebung  verbessert?  Diese 
Frage  ist  deshalb  zu  verneinen,  weil,  auch  wenn  die 
Homosexualität  nicht  unter  Strafe  gestellt  ist,  doch  der 
geordnete  Verkehr  der  einzelnen  Staaten  und  ihrer 
Untertanen  nicht  unmittelbar  gestört  ist. 

Anders  liegt  es  dagegen  bei  folgendem  Fall:  Der 
österreichisch-ungarische  Thronfolger  Franz  Ferdinand 
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wurde  im  Frühsommer  des  Jahres  1914  von  dem  ser- 
bischen Staatsangehörigen  Prinzip  ermordet;  Beihilfe  zu 
diesem  Verbrechen  leisteten  der  serbische  Staatsange- 
hörige Gabrinowitsch  und  verschiedene  andere.  An- 
stifter dieses  Verbrechens  waren  der  serbische  Major 
Tankowitsch  und  der  serbische  Staatsbeamte  Cigano- 
witsch.  Der  Täter  nebst  seinen  Gehilfen  wurde  in  Se- 
rajewo,  wo  sie  die  Tat  ausführten,  verhaftet  und  von 
einem  österreichischen  Gerichte  abgeurteilt.  Bezüglich 
des  Tankowitsch  und  Ciganowitsch  erhob  die  österreich- 
ungarische Regierung  in  dem  bekannten  Juli-Ultimatum 
beim  serbischen  Kabinett  die  Forderung  auf  Bestrafung 
und  Entfernung  dieser  beiden  Personen  aus  dem  serbi- 
schen Staatsdienste.  Einzelheiten  über  die  Antwort  Ser- 
biens sind  bisher  von  authentischer  Seite  noch  nicht  ver- 
öffentlicht worden.  Es  wäre  wohl  denkbar,  dass  Ser- 
bien dieses  Ersuchen  abgelehnt  hätte  mit  der  Begründung, 
dass  es  kein  serbisches  Gesetz  gäbe,  welches  das  ver- 
brecherische Tun  solcher  Leute  —  Anstiftung  zum  Hoch- 
verrat gegen  einen  befreundeten  Staat  —  unter  Strafe 
stelle.  Trotzdem  würde  das  Verhalten  der  serbischen 
Regierung  als  ein  schweres  völkerrechtliches  Delikt 
beurteilt  werden  können.  Wohl  hätte  hier  kein  Gesetz 
bestanden,  nach  dem  die  Bestrafung  der  Schuldigen 
hätte  erfolgen  können,  aber  gerade  dass  dieses  Gesetz 
nicht  bestanden  hätte,  wäre  die  Schuld  der  serbischen 
Regierung  gewesen.  Sie  hätte  schon  längst  dafür  sorgen 
müssen,  dass  ein  solches  Gesetz  aufgestellt  werden 
würde.  Denn  hier  handelt  es  sich  um  eine  Bestimmung, 
deren  Fehlen  jeden  freundnachbarlichen  Verkehr  aus- 
schliessen  würde. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  ist  also  die  Frage  zu 
beurteilen,  wie  weit  ein  Staat  verpflichtet  ist,  seine  Gesetz- 
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gebung  ähnlich  der  der  fremden  Staaten  zu  gestalten. 
Insoweit  ist  er  auch  verpflichtet,  Vergehen  gegen  einen 
fremden  Staat  oder  dessen  Angehörige,  die  sich  ent- 
weder auf  seinem  Gebiet  abgespielt  haben  oder  deren 
Täter  nach  der  Tat  auf  sein  Gebiet  geflüchtet  waren, 
prinzipiell  abzuurteilen.  Nur  eine  Einschränkung  ist 
dabei  noch  zu  machen.  Wenn  auch  in  einem  Staat  das 
Gesetz  zur  Sühne  an  und  für  sich  ausreichen  würde, 
so  ist  doch  ein  Ausbleiben  der  Sühnung  nicht  völker- 
rechtliches Delikt,  wenn  der  Täter  diesen  Gesetzen  nicht 
untersteht,  weil  er  als  exterritoriale  Persönlichkeit  gilt. 
Wenn,  um  bei  dem  vorgenannten  Beispiele  zu  bleiben, 
die  Untersuchung  ergeben  hätte,  dass  nicht  serbische 
Untertanen,  sondern  der  russische  Gesandte  der  An- 
stifter des  scheusslichen  Verbrechens  sei,  dann  wäre, 
auch  wenn  in  Serbien  ein  Gesetz  bestanden  hätte,  das 
Anstiftung  zum  Hochverrat  gegen  einen  befreundeten 
Staat  unter  Strafe  stellte,  die  serbische  Regierung  für 
eine  Nichtbestrafung  nicht  verantwortlich  gewesen,  wohl 
aber  Russland. 

Nach  zwei  Seiten  also  treten  Beschränkungen  für 
die  Verantwortlichkeit  eines  Staates  hinsichtlich  der  Hand- 
lungen von  Einzelpersonen  auf.  Der  Satz,  welche  die 
Haftung  eines  Staates  für  solche  Handlung  fixiert,  hat 
also  zu  lauten :  Ein  Staat  begeht  dann  ein  mittelbares 
völkerrechtliches  Delikt,  wenn  er  eine  unerlaubte  Hand- 
lung einer  seinen  Gesetzen  unterworfenen  Person  gegen 
einen  fremden  Staat  oder  dessen  Angehörige  nicht  sühnt, 
die  gegen  eine  zum  Schutze  des  redlichen  Verkehres 
der  Staaten  dienende  Bestimmung  verstösst 

Das  Objekt  eines  mittelbaren  völkerrechtlichen  De- 
liktes kann  entweder  ein  fremder  Staat  selbst  sein  oder 
ein  Angehöriger  eines  solchen  Staates.    Im  ersteren  Falle 
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spricht  man  von  einem  direkten,  mittelbaren  völkerrecht- 
lichen Delikte,  im  letzteren  von  einem  indirekten. 

A.  Von  den  direkten  mittelbaren  Delikten  muss  von 
vornherein  die  Nichtsühnung  solcher  Handlungen  aus- 
scheiden, die  einen  Staat  in  seiner  Eigenschaft  als  Privat- 
rechtssubjekt verletzen.  Diese  ist  in  gleicher  Weise  ge- 
regelt, wie  die  Nichtahndung  einer  rechtswidrigen  Hand- 
lung, die  sich  gegen  eine  andere  Privatrechtspersönlich- 
keit richtet,  ist  also  auch  bei  den  indirekten  Delikten  zu 
behandeln.  Der  direkten  mittelbaren  Delikte  gibt  es 
nicht  viele.  Um  ihre  Tatbestände  zu  finden,  müssen 
wir  die  nationalen  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten 
durchblättern.  Zwei  Fälle  werden  wir  hier  finden,  die 
ein  Staat  bestrafen  muss,  um  kein  völkerrechtliches  De- 
likt zu  begehen.  Das  sind  die  Fälle  des  Hochverrates 
und  der  Beleidigung;  begangen  an  einem  fremden  Staat, 
in  unserem  Strafgesetzbuch  in  den  §§  102—104  geregelt. 
Über  diese  beiden  Delikte  ist  folgendes  Grundsätzliche 
zu  sagen,  wobei  uns  als  Quelle  unser  Strafgesetzbuch 
dienen  möge.  Darnach  ist  einmal  ein  Staat  verpflichtet, 
das  Verbrechen  des  Hochverrates,  an  einem  fremden 
Staate  verübt,  zu  bestrafen.  Wird  das  Verbrechen  im 
Inlande  begangen,  so  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Täter 
ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist.  In  beiden  Fällen 
muss  der  Aufenthaltsstaat  einschreiten.  Wie  steht  es 
nun,,  wenn  ein  solches  Verbrechen  ausserhalb  des  Ter- 
ritoriums des  Aufenthaltsstaates  verübt  wurde  und  der 
Täter  sich  vor  seiner  Ergreifung  auf  dieses  geflüchtet 
hat?  Auch  hier  besteht  völkerrechtlich  eine  gewisse 
Haftung  des  Aufenthaltsstaates,  jedoch  ist  sie  beschränkt 
und  zwar  verschieden  beschränkt,  je  nachdem  in  dem 
Aufenthaltsstaate  das  Staatsangehörigkeits  -  oder  das 
Wohnsitzprinzip    gilt.     Im    ersteren   Falle,  so  nach 
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deutschem  Reichsrecht,  haftet  er  für  die  Bestrafung  dann, 
wenn  der  Täter  sein  Untertan  ist,  im  letzteren  Falle, 
wenn  der  Täter  zur  Zeit  der  Begehung  der  Tat  seinen 
Wohnsitz  in  seinem  Gebiete  hatte.  (Jedoch  ist  im  All- 
gemeinen fast  überall  das  Personalprinzip  anerkannt.) 
Was  ferner  das  Recht  betrifft,  das  der  Staat  bei  der 
Bestrafung  anwenden  muss,  so  ist  zu  sagen,  dass  es  in 
seinem  Belieben  steht,  sein  eigenes  oder  das  des  ver- 
letzten Staates  anzuwenden.  —  Eine  Haftung  des  Aufent- 
haltsstaates für  eine  hochverräterische  Handlung  gegen 
einen  fremden  Staat,  im  Ausland  begangen,  ist  also  nur 
unter  den  eben  dargelegten  Einschränkungen  völker- 
rechtlich anerkannt. 

Als  zweites  und  letztes  der  direkten  mittelbaren 
völkerrechtlichen  Delikte  ist  endlich  noch  die  Nichtbe- 
strafung  eines  Vergehens  der  Beleidigung  eines  fremden 
Staates  zu  nennen.  Die  Beleidigung  kann  entweder  sich 
gegen  die  Hauptorgane  des  fremden  Staates,  also  zu- 
meist gegen  den  Souverän  oder  die  bei  dem  andern 
Staat  beglaubigten  Gesandten x)  oder  die  Hoheitszeichen 
eines  fremden  Staates  richten.  Auch  hier  ist  ein  Staat 
zum  Einschreiten  verpflichtet,  wenn  die  Tat  in  seinem 
Territorium  verübt  wird.  Ist  die  Tat  dagegen  im  Aus- 
land begangen,  so  gilt  das  Gleiche  wie  oben:  Die  Haf- 
tung bestimmt  sich  nach  dem  Umstand,  ob  das  Staats- 
angehörigkeits-  oder  Wohnsitzprinzip  gilt.  Im  deutschen 
St.G.B.  ist  eine  Haftung  im  Sinne  des  Personalprinzips 
und  zwar  nur  als  Ausnahme  anerkannt  (§  4  Abs.  2  Nr.  3). 
Das  letztere  hat  jedoch  nur  staatsrechtlich  Bedeutung; 
völkerrechtlich  haftet  das  deutsche  Reich,  da  es  sich 

1)  Das  deutsche  St.G.B.  dürfte  insofern  eine  Lücke  auf- 
weisen, als  nicht  auch  der  Minister  des  Auswärtigen  als  solcher 
gegen  Beleidigung  geschützt  ist. 
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zum  Personalprinzip  bekennt,  immer  dann,  wenn  die 
Tat  von  einem  Deutschen  begangen  wurde.  Nach 
welchem  Recht  die  Bestrafung  erfolgen  muss,  ist  wie- 
derum Sache  des  betreffenden  Staates,  nach  dem  deut- 
schen St.G.B.  gilt  deutsches  Recht. 

B.  Damit  erschöpft  sich  der  Kreis  der  direkten 
mittelbaren  völkerrechtlichen  Delikte1),  die  also,  wie 
dargelegt,  nicht  zahlreich  sein  können.  Anders  ist  es 
mit  den  indirekten  mittelbaren  völkerrechtlichen  Delik- 
ten. Ihr  Anwendungsgebiet  ist  im  Gegensatz  zu  dem  der 
direkten  Delikte  sehr  gross.  Dies  ergibt  sich  daraus, 
dass  einmal  die  Delikte,  welche  der  Einzelne  gegen  einen 
Staat  verüben  kann,  an  und  für  sich  weit  geringer  sind, 
als  diejenigen,  die  er  gegen  einen  Gleichgeordneten  voll- 
bringen kann,  und  zweitens  daraus,  dass  ein  Staat  wohl 
Personen,  die  unter  ihm  stehen,  die  ihm  subordiniert 
sind,  kraft  seiner  Souveränität  viel  mehr  Schutz  verleihen 
kann  als  denen,  die  ihm  gleichgestellt,  ihm  koordiniert 
sind,  die  also  nicht  seiner  Souveränität  unterstehen. 

Die  einzelnen  Vergehen,  von  einer  Einzelperson 
verübt,  die  ein  Staat  bestrafen  muss,  um  kein  indirektes 
Delikt  zu  begehen,  sind  zu  mannigfaltig,  als  dass  man 
sie  aufzählen  könnte.  Nur  soviel  ist  darüber  zusagen: 
Jeder  Staat  muss  die  nach  seinen  Gesetzen  unerlaubten 
Handlungen  sühnen,  die  gegen  Angehörige  eines  fremden 
Staates  verübt  werden,  wenn  sie  sich  auf  seinem  Terri- 
torium abspielen  (und  nicht  die  Sühnung  schon  von 
dem  Staate,  dem  der  Verletzte  angehört,  erfolgt  ist). 
Dabei  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  der  Täter  ein  In-  oder 
Ausländer  ist.  In  der  Wahl  des  betreffenden  Staates 
steht  es  dagegen  wiederum,  ob  er  sein  eigenes  Recht 

)  Was  deutsche  St.G.B.  betrifft,  siehe  ferner  §§  113,  114, 
115,  131  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  2  No.  3. 
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oder  das  des  verletzten  Staates  anwenden  will.  Die 
Haftung  für  die  Sühnung  eines  Kriminaldeliktes  und  die 
Anwendbarkeit  des  deutschen  Rechtes  ist  in  §  3  des 
deutschen  Strafgesetzbuches  enthalten,  wo  es  heisst: 
„Die  Strafgesetze  des  Deutschen  Reiches  finden  An- 
wendung auf  alle  im  Gebiet  desselben  begangenen  straf- 
baren Handlungen,  auch  wenn  der  Täter  ein  Ausländer 
ist" Für  Civildelikte  fehlt  im  B.G.B,  ein  derartiger 
Satz,  der  dies  genau  ausspräche.  Völkerrechtlich  haftet 
jedoch  auch  in  derartigen  Fällen  jeder  Staat  dafür,  dass 
er  dem  Schuldigen  die  gebührende  Sühne  auferlegt: 
Rechtsverweigerung  oder  Rechtsbeugung  begründen  in 
beiden  Fällen  also  ein  indirektes  mittelbares  völkerrecht- 
liches Delikt. 

Das  oben  S.  96  und  97  für  die  im  Ausland  be- 
gangenen direkten  Delikte  Gesagte  gilt  auch  für  die  in- 
direkten. Auch  hier  ist  ein  verschiedener  Stundpunkt 
in  der  Haftung  möglich,  je  nachdem  das  Staatsangehörig- 
keits-  oder  das  Wohnsitzprinzip  gilt.  Im  ersteren  Falle 
haftet  der  Aufenthaltsstaat  für  die  Sühnung,  wenn  der 
Täter  sein  Untertan  ist,  im  letzteren,  wenn  er  in  seinem 
Territorium  im  Augenblick  des  Begehungsaktes  seinen 
Wohnsitz  hat.  Auch  die  Frage,  welches  Recht  dabei 
anzuwenden  ist,  bestimmt  sich  nach  dem  oben  Gesagten. 
Das  Deutsche  Reich  hat  diese  Haftung  zivilrechtlich 
überhaupt  nicht  ausdrücklich,  strafrechtlich  nur  als  Aus- 
nahme anerkannt.  Doch  hat  dies,  wie  schon  oben  an- 
gegeben, nur  staatsrechtliche  Bedeutung,  völkerrechtlich 
dagegen  bleibt  es  bei  den  Grundsätzen,  die  wir  eben 

1)  Darunter  sind  alle  Gesetze  zu  verstehen,  welche  krimi- 
nell unerlaubte  Handlungen  regeln:  also  das  St.G.B.,  und  von 
den  Nebengesetzen  vor  allem  die  Gesetze  zum  Schutze  des 
Urheber-  und  Patentrechtes. 
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darzulegen  versuchten:  je  nachdem,  ob  das  Staatsange- 
hörigkeits-  oder  das  Wohnsitzprinzip  herrscht,  haftet  der 
Aufenthaltsstaat  für  die  Sühnung  eines  im  Ausland  be- 
gangenen Deliktes  gegen  einen  fremden  Staatsange- 
hörigen. Werden  seine  Gerichte  vergebens  angerufen, 
oder  urteilen  sie  ungerecht,  so  begeht  der  Aufenthalts- 
staat ein  indirektes  mittelbares  völkerrechtliches  Delikt 

§  12. 
Schluss. 

Damit  glauben  wir,  wenigstens  in  grossen  Umrissen, 
den  Begriff,  das  Wesen  und  die  besonderen  Arten  des 
völkerrechtlichen  Deliktes  skizziert  zu  haben.  Übrig 
bleibt  nur  noch,  auf  eine  Frage  einzugehen,  die  in  letzter 
Zeit  nicht  nur  von  Laien,  sondern  auch  von  Männern 
der  Wissenschaft  erhoben  worden  ist,  nämlich  die  Frage, 
ob  es  überhaupt  noch  ein  Völkerrecht  gibt. 

Man  hat  vom  Bankrott  des  Völkerrechtes  gesprochen 
nach  all  den  Verbrechen,  die  von  unseren  Gegnern 
gegen  seine  Rechtssätze  verübt  worden  sind,  und  hat 
im  Anschluss  daran  behauptet,  es  gäbe  überhaupt  kein 
Völkerrecht  mehr.  Dass  diese  Ansicht  ganz  und  gar 
unrichtig  ist,  ist  klar;  denn  einmal  können  wir  nur  das 
als  Unrecht  empfinden,  was  gegen  das  Recht  verstösst; 
das  Recht  muss  also  vorhanden  sein.  Andererseits 
könnte  man  mit  derselben  Berechtigung  sagen,  der  §  21 1 
des  Strafgesetzbuches  sei  ausser  Kraft  gesetzt  worden, 
weil  sich  die  Mordziffer  um  ein  bedeutendes  erhöht  habe. 

Es  gibt  also  wohl  ein  Völkerrecht,  nur  bietet  es  ein 
Bild  der  Verwüstung,  wie  eine  blühende  Landschaft, 
über  die  der  Sturm  dahinging.  „Ein  Neuaufbau  wird 
nötig  werden  und  zu  seiner  Vollendung  viel  Zeit  und 
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Kraft  erfordern" *)■  Wir  zweifeln  nicht,  dass  Deutsch- 
land, das  als  die  grösste  Weltmacht  aus  dem  ihn  auf- 
gedrungenen Kampfe  hervorgehen  wird,  sich  bereitwillig 
dieser  Aufgabe  unterziehen  wird,  dass  seine  Friedens- 
arbeit dem  Kriegswerke  nicht  nachsteht,  dass  es  bei- 
tragen wird  zum  Fortschritte  der  Kultur  und  der  Zivili- 
sation, zur  Erfüllung  der  Ideale  der  Menschheit. 

1)  Aus  einem  Aufsatz  des  Reichstagsabgeordneten  Dr.  Her- 
mann Pachnicke  im  „Fränkischen  Kurier"  (Oktober  1914)  über 
Weltkrieg  und  Völkerrecht. 


Berichtigung. 
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